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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Jahr 2015 wurde die Sozial- und Teilhabeplanung fiir Menschen mit geistiger und
mehrfacher Behinderung verabschiedet. Der nun vorliegende Plan befasst sich mit Hilfe-
stellungen und Angeboten fir Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und
wesentlicher seelischer Behinderung. Auch fur diesen Personenkreis gilt es, ein verlassli-
ches und wohnortnahes Angebot vorzuhalten, das ein selbstandiges und bei Bedarf ada-
guat unterstitztes Leben im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention ermdéglicht.

Da eine psychische Stoérung in jedem Lebensabschnitt unvorhersehbar und plétzlich ein-
treten kann und die Krankheitsverlaufe vollig unterschiedlich sind, lassen sich Bedarfs-
prognosen zur kinftigen Angebotsentwicklung nur allgemein formulieren. Nach einer Stu-
die der Weltgesundheitsorganisation nehmen vor allem Depressionen, aber auch andere
psychische Stérungen in den nachsten Jahren weiter zu. Ein Grund fur diesen Anstieg
durfte die frihzeitige Erkennung und Behandlung psychischer Erkrankungen sein, denn
diese gelten in unserer heutigen Gesellschaft erfreulicherweise langst nicht mehr als
Tabuthema. Die Betroffenen haben keine Scheu, die mit der Krankheit einhergehenden
Beeintrachtigungen beim Arzt offen anzusprechen. Diese Entwicklung ist positiv zu wer-
ten. Denn sie kann genutzt werden, um mit niederschwelligen sozialraumorientierten Leis-
tungen chronische Krankheitsverlaufe weitestgehend zu vermeiden.

Der Rhein-Neckar-Kreis verflugt Uber ein sehr differenziertes Angebot an Einrichtungen
und Diensten fir Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher
seelischer Behinderung. Fir die Zukunft wird daher im Mittelpunkt unseres Handelns ste-
hen, deren qualitative Weiterentwicklung voranzutreiben sowie die Strukturen zur Zu-
sammenarbeit aller Akteure zum Wohl der Betroffenen und deren Angehérigen zu festi-
gen.

Beim Gesamtwerk der Sozial- und Teilhabeplanung fiir Menschen mit chronischer psychi-
scher Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung handelt es sich um ein wert-
volles und hilfreiches Instrument zur praktischen Umsetzung des Inklusionsgedankens im
Rhein-Neckar-Kreis.



Vorwort

Hierflr danke ich allen, die sich aktiv in den Planungsprozess eingebracht haben: dem
Kommunalverband fir Jugend und Soziales (KVJS), den Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern an den Fachgesprachen und Workshops sowie ganz besonders den Betroffenen
und ihren Angehdrigen. Ebenso danke ich den Einrichtungen und Verb&nden sowie unse-
ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis.

Herzliche Griif3e
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Stefan Dallinger
Landrat des Rhein-Neckar-Kreises



Inhalt

1 Auftrag und Ziele
2 Zielgruppe

3 Vorgehen
3.1 Beteiligung
3.2 Bildung von Planungsraumen
3.3 Datenerhebung und -auswertung
3.4 Aufbau des Berichts
3.5 Strukturen der psychiatrischen Versorgung

oo ~NOOr~ B~ N PP

4 Niedrigschwellige Angebote und weitere Kooperationspartner 11

4.1 Sozialpsychiatrische Dienste 12
4.2 Tagesstatten 23
4.3 Patientenfursprecher und Informations-, Beratungs- und 28
Beschwerdestelle
4.4 Selbsthilfe 29
4.5 Suchtberatungsstellen 31
4.6 Jugendhilfe, Wohnungslosenbhilfe, Fliichtlingshilfe 33
4.7 Ausblick und Handlungsempfehlungen 39
5 Klinische Versorgung 41
5.1 Stationdre Versorgung 41
5.2 Tageskliniken 44
5.3 Psychiatrische Institutsambulanzen 45
5.4 Ambulanter Psychiatrischer Pflegedienst 46
5.5 Ausblick und Handlungsempfehlungen 47
6 Arbeit und Beschéaftigung 49
6.1 Allgemeiner Arbeitsmarkt 50
6.2 Werkstatten 55
6.3 Tagesstrukturierung und Férderung 71
6.4 Seniorenbetreuung 83
6.5 Personliches Budget 84
6.6 Ausblick und Handlungsempfehlungen 85
7 Wohnen 87
7.1 Privates Wohnen 88
7.2 Ambulant betreute Wohnformen 96
7.3 Stationares Wohnen 113
7.4 Personliches Budget 133
7.5 Ausblick und Handlungsempfehlungen 134

8 Perspektiven und Handlungsempfehlungen 137






1 Auftrag und Ziele 1

1 Auftrag und Ziele

Der Rhein-Neckar-Kreis hat im Jahr 2011 die Ergebnisse seiner ersten ,Teilhabeplanung
fur Menschen mit seelischer Behinderung nach dem SGB Xl im Rhein-Neckar-Kreis“ vor-
gelegt. Der Landkreis verfolgte damit das Ziel, seinen Birgerinnen und Blrgern mit Be-
hinderung gesellschaftliche Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermdglichen. Die not-
wendigen Hilfestellungen fur die Betroffenen und ihr personliches beziehungsweise fami-
liares Umfeld sollten weiterentwickelt werden. Es ging um ein mdglichst selbstandiges,
unabhangiges Arbeiten, um die wohnortnahe Unterstiitzung durch verschiedene Angebo-
te und um das Wohnen und Leben in den Stadten und Gemeinden des Landkreises. Im
Teilhabeplan werden die Angebote im Kreis und ihre Inanspruchnahme dargestellt und
bewertet und Handlungsempfehlungen formuliert.

Mit der vorliegenden Fortschreibung wird die bisherige Teilhabeplanung an aktuelle Ent-
wicklungen angepasst und die seitherige Entwicklung bilanziert. Vor allem das Thema
Inklusion hat Veradnderungen im Hilfesystem und in der Gesellschaft herbeigefuhrt und
wird weitere Veranderungen mit sich bringen. Deshalb sollen unter den aktuellen Rah-
menbedingungen und der aktuellen Situation Empfehlungen fiur die kinftige Entwicklung
gegeben werden. Der Kommunalverband fir Jugend und Soziales Baden-Wirttemberg
(KVJS) wurde beauftragt, den Kreis bei der Fortschreibung des Plans zu unterstiitzen und
Hinweise und Empfehlungen zur quantitativen und qualitativen Weiterentwicklung der
Eingliederungshilfe zu formulieren.

Die Fortschreibung des Teilhabeplans soll keine statische Beschreibung, sondern die
Grundlage fur weitere Konkretisierungen und die Umsetzung von Planungen und Vorha-
ben mit allen Beteiligten sein.

Der Rhein-Neckar-Kreis ist seit dem Jahr 2005 zustéandiger Leistungstrager der Einglie-
derungshilfe fir Menschen mit wesentlicher Behinderung, die aus dem Kreisgebiet stam-
men. Gleichzeitig ist er seit dem Jahr 2005 zustandiger Planungstrager und somit auch
verantwortlich, die Dienste und Einrichtungen weiterzuentwickeln, die ihren Standort im
Kreisgebiet haben. Die Planungshoheit und -verpflichtung ist in § 17 Sozialgesetzbuch |
verankert. Danach tragen die Sozialleistungstrager dafir Sorge, dass ,die (...) erforderli-
chen sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfiigung ste-
hen®. Durch die UN-Konvention Uber die Rechte von Menschen mit Behinderung und den
Leitgedanken der Inklusion steht dieser Planungsauftrag heute unter veranderten Vorzei-
chen.

Ziele der Fortschreibung der Teilhabeplanung sind es, fir Verwaltung, Politik und Leis-
tungserbringer eine fundierte Planungsgrundlage zu erhalten sowie die Offentlichkeit tiber
die Situation von Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher
seelischer Behinderung anhand von Daten und Fakten zu informieren und sie fir deren
Belange zu sensibilisieren und so dem Ziel der Inklusion — der uneingeschrankten Teil-
habe an allen Lebensbereichen — ein Stiick néher zu kommen.

Hierzu wurden die Angebote zur Unterstitzung von Menschen mit chronischer psychi-
scher Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung mit allen im Rhein-Neckar-
Kreis beteiligten Akteuren analysiert, bewertet und Ansatzpunkte zu deren Weiter-
entwicklung erarbeitet. AuRerdem werden die Entwicklungen seit dem Stichtag der ersten
Erhebung (31.12.2009) aufgezeigt. Damit wird es mdglich, zuklnftige Entwicklungen auf
valider Basis zu bewerten. Dabei ersetzt die Fortschreibung der Teilhabeplanung nicht die
Entscheidung selbst, sondern dient dazu, eine Entscheidung auf gesicherter Grundlage
treffen zu kdnnen.
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2 Zielgruppe

Gegenstand der vorliegenden Teilhabeplanung sind Menschen mit chronischer psychi-
scher Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung. Menschen mit seeli-
schen Behinderungen erhalten — neben den Leistungen aus anderen sozialen Siche-
rungssystemen — Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange das private, das
medizinisch-therapeutische und das niedrigschwellig zugangliche Unterstiitzungssystem
nicht ausreicht, um die jeweils bestehende Behinderung auszugleichen.

Eingliederungshilfe fur Menschen mit einer wesentlichen seelischen Behinderung umfasst
ein breites Spektrum von Angeboten der Wohn- und Tagesstruktur sowie an anderen Un-
terstiitzungsformen, steht jedoch — wie andere Sozialhilfeleistungen auch — unter dem
Gebot des generellen Nachrangs. Demnach sind insbesondere MalRnahmen der medizi-
nischen Rehabilitation, der Teilhabe am Arbeitsleben (beispielsweise durch die Bundes-
agentur fur Arbeit, die Kranken-, Unfall- oder Pflegekassen als Rehabilitationstrager) stets
vorrangig. Pflegeleistungen nach dem Elften Sozialgesetzbuch (SGB XIl) sind zur Einglie-
derungshilfe gleichrangig. Da nach dem Pflegestarkungsgesetz Il der Personenkreis der
Anspruchsberechtigten auch auf Menschen mit psychischen Beeintrachtigungen ausge-
dehnt wurde, stehen unter bestimmten Voraussetzungen auch Pflege- und Betreuungs-
leistungen nach dem SGB Xl zur Verfiigung.

Zu den seelischen Stérungen, die eine wesentliche Einschréankung der Teilhabeféhigkeit
zur Folge haben kdnnen, zahlen nach der Eingliederungshilfe-Verordnung (EGH-VO)
e korperlich nicht begriindbare Psychosen,
o seelische Stérungen als Folge von Krankheiten oder Verletzungen des Gehirns, von
Anfallsleiden oder von anderen Krankheiten oder kérperlichen Beeintrachtigungen,
e Suchtkrankheiten, sowie
Neurosen und Personlichkeitsstérungen.*

Die Zahl der Eingliederungshilfeleistungen nach SGB XII fir ,seelisch wesentlich behin-
derte Menschen® im Sinne der EGH-VO in Baden-Wiirttemberg steigt stetig an.?

Psychische Stérungen kénnen jederzeit im Leben auftreten. Sie sind nicht vorhersehbar.
Die Krankheitsverldufe sind zudem unterschiedlich: Sie kénnen einen kurzen Verlauf
nehmen, aber auch chronisch werden. Psychische Erkrankungen unterscheiden sich in
Symptomatik, Spontanverlauf, Risiken und Komplikationen. Eine chronische psychische
Erkrankung kann zu einer seelischen Behinderung fuhren. Sie hat einen episodenférmi-
gen Verlauf. Es gibt Phasen schwerer Beeintrachtigung und Phasen relativer Symptom-
freiheit. Stets hangt es vom komplexen Zusammenwirken vieler Faktoren ab, ob ein psy-
chisch kranker Mensch wesentlich in seiner gesellschaftlichen Teilhabe behindert und auf
Eingliederungshilfe angewiesen ist. Als relevante Foérderfaktoren erweisen sich hier etwa
ein tragfahiges soziales Umfeld sowie die Mdglichkeit, im Sozialraum rechtzeitig ausrei-
chende medizinisch-therapeutische Behandlung in Anspruch nehmen zu kénnen.

Der Schwerpunkt der vorliegenden Teilhabeplanung liegt bei Erwachsenen mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung, die Leistungen
der Eingliederungshilfe nach dem SGB Xl oder der Pflege nach dem SGB Xl beziehen
und Angebote des Vor- und Umfelds der Eingliederungshilfe nutzen. Eine Aufgabe des
Teilhabeplans ist daher auch, weitere Angebote in den Blick zu nehmen, die an den
Schnittstellen zur Eingliederungshilfe erfolgen. Hierzu zéhlen etwa klinische Angebote, die
Soziotherapie, Sozialpsychiatrische Dienste und Tagesstatten.

§ 3 der Verordnung nach 8 60 SGB XII - Eingliederungshilfe-Verordnung.
KVJS: Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XlI 2015, Stuttgart 2017.
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Eine Untersuchung und Analyse der Lebenssituation von Menschen, die erst im fortge-
schrittenen Alter psychisch erkranken und im Bereich Gerontopsychiatrie verortet werden,
ist nicht Gegenstand dieses Teilhabeplans. Die spezifische Situation von Kindern und
Jugendlichen mit einer seelischen Behinderung im Sinne des SGB VIII wird ebenfalls
nicht ndher untersucht, die Schnittstelle zur Kinder- und Jugendhilfe wird aber beleuchtet.
Ebenso wird die besondere Lebenslage von wohnungslosen Menschen mit psychischen
Erkrankungen und von Menschen mit Suchterkrankungen nur als Schnittstellenthema
erfasst und nicht tiefer untersucht.

Zahl der Menschen mit Behinderung im Rhein-Neckar-Kreis

31.12.2005 31.12.2015

Einwohner 533.993 541.859
schwerbehinderte Menschen mit Ausweis* 53.720 66.671
Empfanger von Eingliederungshilfe in
Leistungstragerschaft des 2.360 2.951%**
Rhein-Neckar-Kreises**

davon geistig und/oder kérperbehindert 1.738 2.073

davon seelisch behindert 622 878

*Datenbasis Statistisches Landesamt Baden-Wrttemberg am 31.12.2005 und 31.12.2015.

**Datenbasis Erhebungsbogen des KVJS zur Statistik ,Fallzahlen und Ausgaben in der Eingliede-
rungshilfe nach dem SGB XII* Stichtage 31.12.2005 und 31.12.2015.
***ohne ,sonstige Leistungsempfanger’, ,keine Zuordnung nach Behinderung méglich* oder ,Sonsti-

ge ambulante Eingliederungshilfe’.
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3 Vorgehen

Der Rhein-Neckar-Kreis hat den Kommunalverband fiir Jugend und Soziales Baden-
Wirttemberg (KVJS) beauftragt, ihn bei der Fortschreibung des Teilhabeplans zu unter-
stutzen. Zentrale Aufgabe des KVJS war es, den Planungsprozess fachlich zu begleiten,
eine Datengrundlage zu schaffen und einen Bericht zu erstellen. Die Federfiihrung fir die
Durchfiihrung der Planung lag bei dem Sozialdezernat des Rhein-Neckar-Kreises. Der
Teilhabeplan wurde in enger Kooperation zwischen dem Rhein-Neckar-Kreis und dem
KVJS konzipiert, ausgearbeitet und fertiggestellt. Der Planungshorizont wurde auf zehn
Jahre ausgelegt.

Sozialplanung ist ein Prozess, der kontinuierlich und auf Dauer angelegt ist. Die vorlie-
gende Teilhabeplanung stellt darin eine umfassende und detaillierte Bestandsaufnahme
zum Ende des Jahres 2015 dar. Weil sich gesetzliche und gesellschaftliche Rahmenbe-
dingungen und Prioritaten immer wieder verandern, ist eine regelmaRige Fortschreibung
notwendig. So trat zum Beispiel am 01.01.2017 das ,Gesetz zur Starkung der Teilhabe
und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen® (Bundesteilhabegesetz —
BTHG) in Kraft, welches in mehreren Schritten eingefuhrt wird. Mit dem BTHG wird die
aus dem SGB XlI herausgeloste und reformierte Eingliederungshilfe als eine ,Besondere
Leistungen zur selbstbestimmten Lebensflhrung fir Menschen mit Behinderungen® gere-
gelt. Das BTHG wird — im Einklang mit der UN-Behindertenrechtskonvention — die Leis-
tungssystematik in den kommenden Jahren verandern. Wie, ist heute noch nicht hinrei-
chend genau bekannt. Der betroffene Personenkreis derer, die Unterstiitzung bendtigen,
bleibt jedoch im Fokus der Sozialplanung des Rhein-Neckar-Kreises.

3.1 Beteiligung

Der Startschuss flr die Fortschreibung der Teilhabeplanung fiel am 07.07.2016 mit einer
Auftaktveranstaltung im Landratsamt des Rhein-Neckar-Kreises. Im Verlauf des Pla-
nungsprozesses wurden zahlreiche Fachgesprache gefuhrt. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Sozialdezernates des Rhein-Neckar-Kreises und des KVJS haben die
Einrichtungen und Dienste vor Ort im Rhein-Neckar-Kreis besucht. Dabei wurde Uber bis-
herige Entwicklungen und zukinftige konzeptionelle Vorstellungen gesprochen, die wich-
tige Anhaltspunkte fir mdgliche Entwicklungen lieferten.

Erste Ergebnisse wurden am 07.12.2016 in einer Sitzung des Psychosozialen Arbeits-
kreises im Rhein-Neckar-Kreis (PSAK) vorgestellt.' In den Monaten Februar und Mérz
2017 folgte dann die Prasentation planungsraumbezogener Zwischenergebnisse im
Rahmen von vier regionalen Sitzungen der Gemeindepsychiatrischen Zentren (GPZ)
in Weinheim, Schwetzingen, Wiesloch und Sinsheim-Eberbach (hier fur die beiden Pla-
nungsraume Sinsheim und Neckargemind/Eberbach). Neben den am Planungsprozess
unmittelbar beteiligten Einrichtungen und Diensten wurden auch Gaste zu einzelnen Sit-
zungen eingeladen. Diese waren nicht Mitglieder im GPZ, fiir den Planungsprozess aber
bedeutsam. Die Erkenntnisse aus den GPZ-Sitzungen wurden in der Folge zusammen mit
weiteren Zwischenergebnissen in der Sitzung der PSAK am 05.04.2017 vorgestellt. In den
Monaten Januar und Februar 2018 wurden die abschlieRenden Ergebnisse und der Ent-
wurf des Berichts in drei themenbezogenen Workshops diskutiert. Die Workshops dien-
ten dazu, anstehende Aufgaben- und Fragestellungen mit allen Beteiligten zu besprechen
und die Handlungsempfehlungen abzustimmen. An einem Workshop nahmen auch Be-
troffenen- und Angehdérigenvertreter teil.

Dieser Arbeitskreis stellt einen Zusammenschluss der an der Versorgung psychisch erkrankter und see-
lisch behinderter Menschen beteiligten Akteure sowie der Vertreter Psychiatrie-Erfahrener und Angehori-
ger dar.
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Mitwirkende am Planungsprozess

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis e Caritasverband fir den Rhein-Neckar-Kreis e.V.
e Dezernat Il — Stabsstelle o Der Paritétische Heidelberg
Sozialplanung und Vertragswesen o Diakonisches Werk Rhein-Neckar-Kreis

e Dezernat Il — Sozialamt o DRK Kreisverband Rhein-Neckar/Heidelberg e.V.
e Dezernat Il — Jugendamt o GRN Gesundheitszentren Rhein-Neckar gGmbH
e Dezernat Il — Gesundheitsamt o Integrationsfachdienst (IFD) Mannheim

o Integrationsfachdienst (IFD) Heidelberg
Betroffenen- und Angehdrigenvertretungen e Integra Service GmbH
e WIPER Rhein-Neckar e.V. o Ifa Heidelberg / Rhein-Neckar GmbH
o SHG — Selbsthilfegruppe fiir Angehdrige psychisch e Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle

kranker Menschen im Rhein-Neckar-Kreis (IBB-Stelle)

e Johannes-Diakonie Mosbach (RNW Heidelberg)

Fraktionen des Kreistags o Patientenflrsprecher fur den Rhein-Neckar-Kreis

e PZN — Klinik fur Allgemeinpsychiatrie, Psychothe-
Kommunalverband fiir Jugend und Soziales rapie und Psychosomatik |
e PZN — Klink fur Suchttherapie und Entwdhnung

Institutionen und Leistungserbringer e PZN —Kilinik fur Forensische Psychiatrie und Psy-
e Agentur fir Arbeit Heidelberg (Reha/SB-Team) chotherapie

o Arbeiterwohlfahrt Mannheim e.V. e PZN —Wohn- und Pflegeheim

o Arbeiterwohlfahrt Rhein-Neckar e.V. e SPHV Rhein-Neckar e.V.

e AQB GmbH e St. Thomas e.V

e BWLV gGmbH e SRH Berufliches Trainingszentrum Rhein-Neckar
« Biirgerkreis fiir psychosoziale Arbeit Sinsheim e.vV. ¢ Suchtberatungsstellen im Rhein-Neckar-Kreis und

in Heidelberg

3.2 Bildung von Planungsraumen

Am 31.12.2015 hatte der Rhein-Neckar-Kreis 541.859 Einwohner. Er ist — bezogen auf die
Einwohnerzahl — der groRte der 35 Landkreise in Baden-Wirttemberg. Zum Rhein-
Neckar-Kreis gehdren 54 Stadte und Gemeinden. Die gréf3ten darunter sind Weinheim
(44.797 Einwohner), Sinsheim (35.175 Einwohner), Leimen (26.910 Einwohner), Wiesloch
(26.426 Einwohner), Schwetzingen (22.336 Einwohner) und Hockenheim (21.130 Ein-
wohner). Der Rhein-Neckar-Kreis umschliefdt als ,Kragenkreis® die Stadt Heidelberg. Er ist
Teil der Metropolregion Rhein-Neckar und auf vielfaltige Art und Weise mit der Stadt Hei-
delberg und der Stadt Mannheim verflochten. Der Rhein-Neckar-Kreis bildet die Nord-
grenze Baden-Wirttembergs. Somit bestehen auch Wechselbezliige Uber die Grenze
hinweg zum Bundesland Hessen.

Aufgrund seiner Ausdehnung in der Flache und der regionalen Verflechtung tber die
Kreisgrenzen hinaus gehort der Rhein-Neckar-Kreis zu den Landkreisen, die flr eine so-
zialraumliche Planung differenziert betrachtet werden muissen. Die Aufteilung in Pla-
nungsraume, die im Jahr 2014 fur die Fortschreibung der Teilhabeplanung flir Menschen
mit geistiger Behinderung entwickelt wurde,? stellt auch die Grundlage fiir die Fortschrei-
bung der Teilhabeplanung fir Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und
wesentlicher seelischer Behinderung dar. Damit wird der sehr differenzierten und hoch
spezialisierten Angebotslandschaft im Rhein-Neckar-Kreis Rechnung getragen.

Die vorliegende Fortschreibung der Teilhabeplanung orientiert sich am Ziel einer wohn-
ortnahen Grundversorgung der Zielgruppe. Um die Ergebnisse der Datenerhebung und
die Erkenntnisse aus den Fachgesprachen in diesem Sinne nutzen zu kénnen, wurde der

2 vgl. Stadt Heidelberg und Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis: Gemeinsame Sozial- und Teilhabeplanung fir

die Stadt Heidelberg und den Rhein-Neckar-Kreis fiir Menschen mit geistiger und mehrfacher Behinde-
rung. Fortschreibung 2013 bis 2023. Heidelberg 2015, S. 10.
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Rhein-Neckar-Kreis in funf Planungsrdume aufgeteilt. Diese sind nicht identisch mit den
Planungsraumen aus der ersten Teilhabeplanung.®

Planungsraume des Rhein-Neckar-Kreises

Schwetzingen/Hockenheim
127.252

Sinsheim
67.634

Sinsheim

Planungsrdume

| Neckargemiind/Eberbach
Schwetzingen/Hockenheim|
Sinsheim
Weinheim
Wiesloch

Karte: KVJS. Zahl der Einwohner des Rhein-Neckar-Kreises (541.859) am 31.12.2015 nach Planungsraumen

Die hier gewahlte Aufteilung bertcksichtigt geografische Bezlige, bestehende Verkehrs-
verbindungen wie StraBen und OPNV sowie gewachsene regionale ldentitaten. Das indi-
viduelle Wunsch- und Wahlrecht wird durch die Bildung von Planungsraumen nicht einge-
schrankt. Es gibt fachliche und persdnliche Griinde, einen Wohnort zu wéhlen, der in ei-
nem anderen Planungsraum liegt — oder in einem anderen Stadt- und Landkreis oder ei-
nem anderen Bundesland. Wie im Rahmen der Situationsanalyse ermittelt, erhielten am
Ende des Jahres 2014 nur 5,5 Prozent der Leistungsempfanger des Rhein-Neckar-
Kreises ein stationares Wohnangebot in einem anderen Bundesland. Dieser Wert lag un-
ter dem Landesdurchschnitt (7,3 Prozent), obwohl die Kreise mit den héchsten Prozent-
werten alle an der Grenze von Baden-Wirttemberg zu anderen Bundeslandern lagen.*

Die funf Planungsraume des Rhein-Neckar-Kreises sind die zentralen Bausteine, auf de-
nen im Rahmen der Teilhabeplanung der aktuelle Stand zum 31.12.2015 und zukiinftige
Erfordernisse abgebildet werden.

® vgl. Teilhabeplan fiir Menschen mit seelischer Behinderung nach dem SGB Xl im Rhein-Neckar-Kreis.

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis. Heidelberg 2011, S. 8.

KVJS: Situationsanalyse zum Stand der Sozial- und Teilhabeplanung in Baden-Wirttemberg. Ergebnisse
einer Datenerhebung zur Situation von Menschen mit geistiger und koérperlicher Behinderung und Men-
schen mit seelischer Behinderung aus den Jahren 2014 und 2015. Stuttgart 2017.
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3.3 Datenerhebung und -auswertung

Eine zuverlassige und aktuelle Datengrundlage ist die Basis einer verlasslichen Sozial-
planung. Um einen umfassenden Uberblick tber die Situation im Rhein-Neckar-Kreis zu
erhalten, wurden vorhandene Datenquellen genutzt und neue Daten erhoben. Zentraler
Bestandteil des Teilhabeplans ist die Erhebung der Gebaude- und Leistungsdaten der
Einrichtungen im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2015. Die Datenerhebung er-
moglicht einen Uberblick tber die Strukturen der Betreuung und Unterstiitzung von Men-
schen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung
im Standortkreis. Im Gegensatz zur Statistik der Leistungsempfanger des Kreises werden
in der Leistungserhebung alle Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und
wesentlicher seelischer Behinderung beriicksichtigt, die innerhalb des Kreises ein Ange-
bot wahrnehmen — auch wenn der Rhein-Neckar-Kreis selbst nicht der zustandige Kos-
tentrager ist. Neben den Leistungen der Eingliederungshilfe wurden auch Daten der Ta-
gesstatten, der Sozialpsychiatrischen Dienste, der Inklusionsbetriebe sowie aus dem Be-
reich der Pflege nach dem SGB Xl (Fachpflege) erfasst. Damit liegen nun umfassende
und differenzierte Daten Uber die Belegung der Einrichtungen und Dienste im Rhein-
Neckar-Kreis vor.

Im ersten Schritt wurden alle Gebaude, in denen Leistungen der Eingliederungshilfe res-
pektive Fachpflege erbracht werden, mit der entsprechenden Platzzahl festgestellt. Im
zweiten Schritt wurden alle Leistungen erhoben, die in den angegebenen Gebauden zum
Stichtag erbracht wurden. Fir jede Leistung wurden Geburtsjahr, Geschlecht, Hilfebe-
darfsgruppe, Dauer des Leistungsbezugs, Leistungstrdger, Familienstand, Diagnose,
Schul- und Berufsabschluss und Wohnort erfragt. Bei den meisten Leistungen handelt es
sich um Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SBG XII. Bei der Erhebung der
Leistungsdaten der Werkstatten wurden auch Menschen mit chronischer psychischer Er-
krankung und wesentlicher seelischer Behinderung berticksichtigt, die das Eingangsver-
fahren und den Berufsbildungsbereich der Werkstatt besuchen. Bei diesen Leistungen ist
in der Regel die Bundesagentur fur Arbeit oder die Rentenversicherung Kostentrager.
Dank der groRRen Bereitschaft aller Leistungserbringer an der Erhebung mitzuwirken,
konnte eine fundierte und belastbare Datenbasis als Planungsgrundlage gewonnen wer-
den.

Nur ein bestimmter Anteil jener Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und
wesentlicher seelischer Behinderung, fur die der Rhein-Neckar-Kreis Eingliederungshilfe
gewahrt, lebt auch innerhalb der Kreisgrenze. Um nahere Erkenntnisse Uber die aul3er-
halb der Kreisgrenze lebenden Menschen zu erhalten, wurde die Statistik der Leis-
tungsempfanger von Eingliederungshilfe und der Hilfe zur Pflege des Rhein-Neckar-
Kreises ausgewertet. Darlber hinaus wurden weitere Datenquellen herangezogen, wie
zum Beispiel Daten des Statistischen Landesamtes und Statistiken des Integrationsamtes
beim KVJS. Der Dank gilt hier allen Beteiligten, die Daten zur Verfiigung gestellt haben.

Die Ergebnisse der Datenauswertung werden in Form von Karten, Grafiken und Tabel-
len dargestellt. Bei Summen, die sich auf 100 Prozent erganzen, sind Abweichungen von
wenigen Prozenten aufgrund von Rundungen mdglich. Um Standort-Vergleiche zwischen
Stadt- und Landkreisen in Baden-Wirttemberg sowie zwischen den Planungsraumen zu
ermdglichen, wurden zudem Kennziffern gebildet. In der Regel handelt es sich dabei um
Werte je 10.000 Einwohner. Prozente, also Werte je 100 Einwohner, sind zwar gebrauch-
licher, weisen hier aber aufgrund der geringen Fallzahlen oft nur Ziffern nach dem Komma
auf und waren somit schlecht lesbar.
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Eine hinreichend zuverlassige Bedarfsvorausschatzung ist fir den Personenkreis der
Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung allein anhand quantitativer Grof3en kaum mdglich. Hinreichend zuverlassige Zu-
gangszahlen zu den Einrichtungen und Diensten lassen sich fir Menschen mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung fur die Zukunft
nicht ermitteln, weil die Erkrankung sehr selten von friher Kindheit an besteht. Zudem
sind die Krankheitsverlaufe variantenreich. Weil auRerdem psychische Erkrankungen hau-
fig mit anderen Problemlagen einhergehen, wechseln die betroffenen Menschen in der
Regel auch zwischen unterschiedlichen Hilfesystemen.

3.4 Aufbau des Berichts

Die einzelnen Kapitel des Berichts sind in der Regel gleich aufgebaut. Am Anfang der
Kapitel wird beschrieben, um welches Angebot es sich handelt.

Danach wird unter der Uberschrift ,,Standort-Perspektive* untersucht,

e welche Angebote es im Rhein-Neckar-Kreis gibt,

¢ wie diese in den funf Planungsraumen ausgestaltet sind,

e und in welchem Umfang sie genutzt werden.

Dabei werden sowohl Nutzerinnen und Nutzer aus dem Rhein-Neckar-Kreis bertcksich-
tigt, als auch diejenigen, die urspringlich aus anderen Stadt- und Landkreisen kommen.
Aus der ,Standort-Perspektive® wird dabei — mit Ruckgriff auf Daten aus der Situations-
analyse —in einzelnen Kapiteln auch die Angebotsdichte im Landesvergleich aufgezeigt.

Im dritten Abschnitt ,,Leistungstrager-Perspektive®“ wird dann die Perspektive gewech-
selt. Im Blickpunkt steht hier der Rhein-Neckar-Kreis als Leistungstrager der Eingliede-
rungshilfe fir Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung mit Herkunft aus dem Rhein-Neckar-Kreis — auch wenn sie auf3erhalb
der Kreisgrenzen leben.

Im vierten Abschnitt ,,Entwicklungen seit 2009 aus der Standortperspektive“ wird die
Anzahl der Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung in Angeboten und Einrichtungen der Eingliederungshilfe im Rhein-
Neckar-Kreis im Vergleich der Jahre 2009 und 2015 betrachtet. Dieser Vergleich kann in
den Kapitel ,Arbeit und Beschaftigung® und ,Wohnen“ vorgenommen werden. In beiden
Kapiteln erfolgt zudem in einem weiteren Abschnitt eine genauere Betrachtung und Ein-
ordnung der ,,Handlungsempfehlungen und Perspektiven aus der Teilhabeplanung
2009“.

Im letzten Abschnitt ,,Ausblick und Handlungsempfehlungen® werden die Befunde aus
dem jeweiligen Kapitel schlussfolgernd zusammengefasst, bewertet und Handlungsemp-
fehlungen formuliert.

Der Bericht bildet die Grundlage fur die zukinftige Arbeit der Sozialplanung im Rhein-
Neckar-Kreis. Die Ergebnisse des Teilhabeplans, wie sie in diesem Bericht dargelegt
werden, gelten allerdings nur unter den Rahmenbedingungen, die zum Zeitpunkt der Er-
stellung vorhersehbar waren. Kinftig ware deshalb zu prifen, ob sich Entwicklungen tat-
sachlich so vollziehen, wie zum Zeitpunkt der Erstellung des Teilhabeplans angenommen.
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3.5 Strukturen der psychiatrischen Versorgung

Die Strukturen der psychiatrischen Versorgung werden im Rhein-Neckar-Kreis durch ei-
nen Kooperationsvertrag fur den Gemeindepsychiatrischen Verbund (GPV) organisiert
und geregelt. Dieser Kooperationsvertrag wurde am 01.06.2015 auf Grundlage des Psy-
chisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes — PsychKHG geschlossen. Die Bestimmungen der Sozial-
gesetzbicher IX und XII werden durch diesen Vertrag nicht berthrt. Der Vertrag gilt als
die verbindliche Dachvereinbarung der bereits etablierten Organisationsstruktur im Rhein-
Neckar-Kreis und beinhaltet auch eine Vereinbarung zur Versorgungsverpflichtung.® Eine
vertraglich vereinbarte Versorgungsverpflichtung, die dafiir sorgt, dass keine Person
wegen Art und Schwere seiner Beeintrachtigung gezwungen ist, Hilfen aul3erhalb des
Kreises in Anspruch nehmen zu missen, gibt es bislang nur in 28 der 44 Stadt und Land-
kreise in Baden-Wiirttemberg.®

Gemeindepsychiatrische Verbiinde sind tragfahige Netzwerke, welche ambulante, teilsta-
tionare und stationare Hilfs- und Unterstiitzungsangebote sowie die Angebote der Selbst-
und Burgerhilfe Gber eine verbindliche Kooperationsvereinbarung zusammenbringen. Vor
diesem Hintergrund kann der GPV im Rhein-Neckar-Kreis als sehr gut ausgebaut be-
zeichnet werden. So gehéren zu den Mitgliedern auch die Wieslocher Initiative Psychiat-
rie-Erfahrener — WIPER Rhein-Neckar e.V. sowie Vertreter einer Selbsthilfegruppe fir
Angehdrige psychisch kranker Menschen. Beide nehmen auch an den Sitzungen des
Psychosozialen Arbeitskreises im Rhein-Neckar-Kreis (PSAK) teil.

Gleichwohl streben die Partner des GPV im Rhein-Neckar-Kreis mit dem Kooperations-
vertrag aus dem Jahr 2015 eine noch stérkere Vernetzung der bestehenden Hilfen und
Institutionen an, um die notwendigen Leistungen fir die Betroffenen zeitnah und wohnort-
nah sicherzustellen. Der Mitteleinsatz soll dabei effizient und verantwortungsbewusst ge-
staltet werden. Unndétige Doppelstrukturen und Uberkapazitaten sollen bei der Planung
und Umsetzung von Angeboten vermieden werden. Alle Angebote im Rahmen des GPV
im Rhein-Neckar-Kreis sollen zwischen den Institutionen durchlassig sein.

Zur Organisationsstruktur des GPV im Rhein-Neckar-Kreis gehtren dabei

e der Psychosoziale Arbeitskreis im Rhein-Neckar-Kreis (PSAK),

die Arbeitsgruppe ,Komplementare Versorgung psychisch kranker Menschen®,
die Arbeitsgruppe ,Arbeit flr psychisch behinderte Menschen®,

die vier Gemeindepsychiatrischen Zentren (GPZ) im Landkreis’, sowie

die Sozial- und Teilhabeplanung fir Menschen mit seelischer Behinderung.

Um die zuvor angefuhrte Versorgungsverpflichtung sicherzustellen, wird — sofern eine
Person der definierten Zielgruppe aufgrund der Komplexitat ihres Hilfebedarfs innerhalb
eines der vier GPZ nicht adaquat versorgt werden kann — im Sinne des GPV im Rhein-
Neckar-Kreis eine geeignete Versorgung GPZ-lbergreifend auf Kreisebene gesucht.
Wenn dabei keine Losung gefunden wird, wird ein runder Tisch unter Leitung des Vorsit-
zes des PSAK initiiert. Zugleich wird eine Vertretung des Gesundheitsamtes mit psychiat-
rischen Fachkenntnissen als Entscheidungstrager hinzugezogen. Die Entscheidung Uber
die MaRRnahme und den Leistungserbringer ist fur die Vertragspartner dann bindend. Da-
bei sind sowohl die Leistungsfahigkeit als auch die angebotenen Leistungsbereiche der
Einrichtungen und Dienste zu berilicksichtigen. Ebenso missen die raumlichen und per-
sonellen Voraussetzungen gegeben sein respektive bei Bedarf geschaffen werden.

®  Ein Auszug aus dem Kooperationsvertrag fiir den GPV im Rhein-Neckar-Kreis findet sich auf der Folge-

seite.

Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund Baden-Wirttemberg 2015/2016. Ergebnisse einer
Datenerhebung bei den Stadt- und Landkreisen zum 31.12.2015. Landkreistag Baden-Wirttemberg, Stad-
tetag Baden-Wirttemberg und KVJS. Stuttgart 2017.

" GPz Schwetzingen, GPZ Sinsheim-Eberbach, GPZ Wiesloch und GPZ Weinheim.

6
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Auszug aus dem Kooperationsvertrag fiir den GPV im Rhein-Neckar-Kreis vom 01.06.2015*

Begriffsdefinition

Der Gemeindepsychiatrische Verbund (GPV) stellt ein eng kooperierendes Netzwerk von
Einrichtungen und Diensten, Angeboten der Selbst- und Birgerhilfe sowie Angehdorigen-
und Betroffenenvertretungen fur psychisch erkrankte und seelisch behinderte Menschen
dar, die gemeinsam in der Versorgungsregion Rhein-Neckar-Kreis psychisch erkrankte
und seelisch behinderte Menschen versorgen.

Leitgedanke und Ziele des GPV

Der Leitgedanke aller beteiligten Institutionen des GPV basiert auf einer personenzentrier-
ten Grundhaltung, die von Achtung und Respekt gegenliber den chronisch psychisch er-
krankten und behinderten Menschen gepragt ist. Ziel ist die Integration dieser Menschen in
ihrer Kommune bzw. ihrer Versorgungsregion durch eine méglichst selbstbestimmte Teil-
habe am Leben in der Gemeinschaft. Individuell angemessene und qualifizierte Hilfen ori-
entieren sich an den vorhandenen Ressourcen der hilfesuchenden Personen und ihres
Umfeldes.

Die Ziele des GPV sind es, die zahlreich bestehenden Angebote der psychiatrischen Ver-
sorgung im Landkreis zu vernetzen, die vorhandenen Ressourcen effektiv zu nutzen und
hierdurch eine Erhdhung der Qualitat, Transparenz und Wirtschaftlichkeit zu erreichen. Die
Einrichtungen und Dienste wirken gemeinsam darauf hin, die Versorgungsverpflichtung fur
psychisch erkrankte und seelisch behinderte Menschen zu gewahrleisten, sodass keine
Person wegen Art und Schwere seiner Beeintrachtigung gezwungen wird, Hilfen aul3er-
halb des Landkreises in Anspruch nehmen zu mussen.

Zielgruppe des GPV

Zielgruppe des GPV sind erwachsene, chronisch psychisch erkrankte und seelisch behin-
derte Menschen, die ihren gewdhnlichen Aufenthalt im Rhein-Neckar-Kreis haben und ein
Unterstitzungsbedarf zur Ermdglichung einer selbstdndigen und eigenverantwortlichen
Lebensfiihrung vorhanden ist. In der Zielgruppe sind chronisch mehrfachgeschadigte ab-
hangigkeitskranke Menschen (CMA Patienten) eingeschlossen. Ebenso sollen im GPV
Schnittstellen zu den Versorgungssystemen der Suchthilfe, der Behindertenhilfe, der Al-
tenhilfe, der Wohnungslosenhilfe, der Jugendhilfe sowie der Kinder- und Jugendpsychiat-
rie erschlossen werden.

Qualitatsziele des GPV

Alle Beteiligten im GPV streben eine hohe Qualitat der Leistungserbringung an. Qualitats-
merkmale sind vor allem die individuelle Hilfeplanung im Einzelfall, eine bedarfsgerechte,
personenzentrierte, wohnortnahe Versorgung, die Kooperation zwischen den verschiede-
nen Institutionen, Angeboten der Selbst- und Birgerhilfe und Angehdrigen- und Betroffe-
nenvertretungen sowie die Transparenz von Organisationen, Strukturen und Ablaufen fur
alle Beteiligten. Die fachliche Weiterentwicklung des GPV wird als gemeinschaftliche Auf-
gabe aller im GPV Beteiligten betrachtet.

* Die Grundungsmitglieder des Gemeindepsychiatrischen Verbundes (GPV) im Rhein-Neckar-Kreis sind die
Arbeiterwohlfahrt Mannheim e.V., die Arbeiterwohlfahrt Rhein-Neckar e.V., der Baden-Wirttembergische
Landesverband fir Pravention und Rehabilitation gGmbH, der Burgerkreis fur psychosoziale Arbeit Sinsheim
e.V., der Caritasverband fir den Rhein-Neckar-Kreis e.V., das Diakonische Werk Rhein-Neckar-Kreis, die
GRN Gesundheitszentren Rhein-Neckar gGmbH, das Landratsamt des Rhein-Neckar-Kreises, das PZN mit
der Klinik fuir Allgemeinpsychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik | und dem Wohn- und Pflegeheim, die
Selbsthilfegruppe fiir Angehdrige psychisch kranker Menschen, der Sozialpsychiatrische Hilfsverein Rhein-
Neckar e.V., St. Thomas e.V. und die Wieslocher Initiative Psychiatrie-Erfahrener — WIPER Rhein-Neckar e.V.
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4  Niedrigschwellige Angebote und weitere Kooperationspartner

Schwerpunktmallig beschéftigt sich die vorliegende Fortschreibung des Teilhabeplans fur
Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung mit dem Bereich der Eingliederungshilfe. Ergdnzend werden in diesem Kapitel je-
doch auch die gemeindepsychiatrischen und niedrigschwelligen Angebote im Vor- und
Umfeld der Eingliederungshilfe sowie die Hilfen und Unterstiitzungsmaoglichkeiten weiterer
Kooperationspartner behandelt. Deren Leistungen sind von entscheidender Bedeutung
dafir, wie viele Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher see-
lischer Behinderung im Rhein-Neckar-Kreis letztlich Leistungen der Eingliederungshilfe
bendtigen. Wenn diese Leistungen bedarfsgerecht ausgebaut und miteinander vernetzt
sind und zugleich gut ineinander greifen, kann der Bedarf an Leistungen der Eingliede-
rungshilfe splrbar gesenkt werden.

Zu den niedrigschwelligen Angeboten und weiteren Kooperationspartnern die im Folgen-
den behandelt werden gehoren die Sozialpsychiatrischen Dienste und die Tagesstatten
fur Menschen mit psychischer Erkrankung. Ebenso dazu gehéren — nach den Vorgaben
des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes Baden-Wirttembergs — die Informations-, Bera-
tungs- und Beschwerdestellen und der Patientenfirsprecher des Rhein-Neckar-Kreises.
Des Weiteren zahlen dazu die Selbsthilfe- und Kontaktgruppen als bedeutsame Elemente
des ambulanten Hilfesystems, die Suchtpravention, Suchthilfekoordination und Suchtbe-
ratung im Rhein-Neckar-Kreis sowie die Schnittstellen zur Jugendhilfe, Wohnungslosen-
hilfe und Flichtlingshilfe.
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4.1 Sozialpsychiatrische Dienste (SpDi)

In Baden-Wirttemberg wurde seit 1987 ein landesweit flachendeckendes Netz an Sozial-
psychiatrischen Diensten aufgebaut. Diese erbringen niedrigschwellige ambulante Leis-
tungen fur Menschen mit psychischer Erkrankung. Ziel der Leistungen der Sozialpsychiat-
rischen Dienste ist es, ,dazu beizutragen, dass Erkrankungen und Behinderungen frihzei-
tig erkannt und behandelt werden, chronisch psychisch kranken Menschen, die nicht mehr
oder noch nicht zu einer selbstandigen Lebensfiihrung in der Lage sind, durch spezifische
Hilfen ein Leben in der Gemeinschaft zu erméglichen und vorrangig den langfristig in psy-
chiatrischen Krankenhéusern behandelten psychisch kranken Menschen die Entlassung
zu ermoglichen und Krankheitsruckfalle und Krankenhausaufenthalte zu vermeiden. (...)
Zielgruppe der Leistungen sind psychisch kranke Menschen, die auf Grund der Art,
Schwere oder Dauer der Erkrankung unter seelischen Behinderungen und sozialen Be-
eintrachtigungen leiden.

Die Sozialpsychiatrischen Dienste leisten Vorsorge, Nachsorge und Kriseninterventi-
on. Sie sind Anlauf- und Beratungsstellen fir Menschen mit psychischer Erkrankung und
seelischer Behinderung und fur deren Angehérige sowie fir Personen aus dem Umfeld
der Betroffenen. Die Sozialpsychiatrischen Dienste arbeiten eng mit niedergelassenen
Hausarzten, Psychiatern, Therapeuten sowie mit Kliniken, Tageskliniken und Psychiatri-
schen Institutsambulanzen zusammen. Sie bieten ihre Leistungen in zentralen Biros an,
suchen die Betroffenen aber auch in ihren Wohnungen auf. Zudem organisieren sie Kon-
takt- und Freizeitangebote sowie Selbsthilfe- und Angehérigengruppen. Sie stellen damit
eine niedrigschwellige ambulante Grundversorgung fir Menschen mit psychischer Er-
krankung sicher.

Sozialpsychiatrische Dienste erméglichen einen schnellen und kurzfristigen Zugang zum
gemeindepsychiatrischen Versorgungssystem, weil die Leistungen flr die Betroffenen
kostenfrei sind und kein Antragsverfahren auf Bewilligung von Leistungen im Einzelfall
erforderlich ist (zum Beispiel im Anschluss an eine Krankenhausbehandlung). Sozialpsy-
chiatrische Dienste kdnnen auch bei schwankendem Hilfebedarf und bei akuten Krisen
kurzfristig reagieren. Zudem kann der Sozialpsychiatrische Dienst auch die Familie und
das soziale Umfeld beraten, unterstiitzen und entlasten, was im Einzelfall sogar wichtiger
sein kann als die Arbeit mit der betroffenen Person, um das soziale Umfeld zu erhalten
und eine Heimunterbringung zu vermeiden.

Die Ausstattung, die Strukturen und das Aufgabenspektrum sind in den Sozialpsychiatri-
schen Diensten in Baden-Wurttemberg sehr unterschiedlich. Manche Dienste bieten die
klassischen Aufgaben der Grundversorgung an, andere erbringen Uber Vereinbarungen
mit Leistungstragern Leistungen des ambulant betreuten Wohnens oder Gibernehmen be-
zahlte Leistungen fur andere Leistungserbringer, zum Beispiel flr die Psychiatrische Insti-
tutsambulanz. Eine grof3e Zahl der Sozialpsychiatrischen Dienste bietet Soziotherapie an.

Die Sozialpsychiatrischen Dienste werden mit Landeszuschissen zu den laufenden Per-
sonal- und Sachkosten gefordert, die an eine gleichzeitige Bezuschussung durch den
Stadt- oder Landkreis gebunden sind.? Eine der Férdervoraussetzungen ist, dass der Tra-
ger des Dienstes verbindlich mit einer Psychiatrischen Institutsambulanz, einem Sozio-
therapie-Erbringer und einer Tagesstatte kooperiert. Dazu muss eine schriftliche Ver-
einbarung mit allen Beteiligten getroffen werden.®

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Arbeit und Soziales fur die Férderung von sozialpsychiatrischen
Diensten (VwV-SpDi) vom 09. September 2015. Absatz 4.2.

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Arbeit und Soziales fiir die Férderung von sozialpsychiatrischen
Diensten (VwV-SpDi) vom 09. September 2015. Absatz 4.7.

¥ vgl. PsychKHG § 6 Absatz 3.
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Im Jahr 2014 gab es in Baden-Wiirttemberg 67 Sozialpsychiatrische Dienste”, iiberwie-
gend in Tragerschaft der freien Wohlfahrtspflege. Im Rhein-Neckar-Kreis gab es im Jahr
2015 5 Sozialpsychiatrische Dienste in 5 Einzugsbereichen: der Sozialpsychiatrische
Dienst Weinheim in Tragerschaft der AWO Kreisverband Rhein-Neckar e. V., der Sozial-
psychiatrische Dienst Sinsheim in Tragerschaft des Birgerkreises Sinsheim e. V., der
Sozialpsychiatrische Dienst Eberbach in Tragerschaft des Diakonischen Werkes im
Rhein-Neckar-Kreis, der Sozialpsychiatrische Dienst Wiesloch in Tragerschaft des SPHV
Rhein-Neckar e. V. und der Sozialpsychiatrischer Dienst Schwetzingen in Tragerschaft
des Caritasverbandes Rhein-Neckar-Kreis e. V..

Leistungsbereiche

Im Jahr 2015 erhielten im Rhein-Neckar-Kreis 1.487 Personen Leistungen der Grund-
versorgung (83 Prozent), fir 118 Personen (7 Prozent) wurden Leistungen der Sozio-
therapie erbracht, 17 Personen (1 Prozent) erhielten Leistungen des Sozialpsychiatri-
schen Dienstes zum betreuten Wohnen und fiir 160 Personen (9 Prozent) wurden vom
Sozialpsychiatrischen Dienst vergitete Auftragsarbeiten erbracht. Die Verteilung inner-
halb der verschiedenen Dienste war unterschiedlich. Vergitete Auftragsarbeiten wurden
nur von den Diensten Weinheim und Schwetzingen erbracht, Leistungen des betreuten
Wohnens hat der SpDi des SPHV als einziger Dienst nicht erbracht.

Klientinnen und Klienten der Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis nach
Leistungsbereichen im Jahr 2015 in Prozent
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Sozialpsychiatrischer Dienst nach Einzugsgebiet

SpDi SpDi SpDi SpDi SpDi
Weinheim Sinsheim/Eberbach* Wiesloch Schwetzingen RNK gesamt
(N=321) (N=349) (N=761) (N=351) (N=1782)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=1782).

* Die Dienste in Sinsheim und Eberbach filhrten eine gemeinsame Statistik.

Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Wurttemberg: Jahresbericht 2014. Auswertung der freiwilligen
Dokumentation der Sozialpsychiatrischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Stuttgart Oktober 2015. Fir
2015 keine Angaben.
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Inanspruchnahme und Dauer der Grundversorgung

Im Rahmen der Grundversorgung wurden 2015 im Rhein-Neckar-Kreis 550 Klientinnen
und Klienten (37 Prozent) langerfristig (5 Kontakte und mehr) und 618 Personen
(42 Prozent) kurzfristig (bis zu 4 Kontakte) betreut. Bei 334 Personen (22 Prozent) erfolg-
ten indirekte Betreuungen, d.h. es wurden Angehdrige, andere Bezugspersonen oder be-
teiligte Dienste beraten.’

Klientinnen und Klienten der Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis nach Art
der Betreuung im Jahr 2015 in Prozent
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(N=215) (N=336) (N=695) (N=256) (N=1502)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=1.502).

Im Verlauf des Jahres 2015 wurden in Baden-Wirttemberg 27.737 Personen von Sozial-
psychiatrischen Diensten im Leistungsbereich Grundversorgung betreut. Die durchschnitt-
liche Kennziffer der Stadt- und Landkreise in Baden-Wurttemberg pro 10.000 Einwohner
lag bei 26 betreuten Personen in der Grundversorgung. Mit 28 betreuten Personen lag der
Rhein-Neckar-Kreis Uber dem Durchschnitt der Kreise in Baden-Wirttemberg. Bei den
langerfristig betreuten Personen (5 Kontakte und mehr) betrug die Kennziffer der Stadt-
und Landkreise in Baden-Wlrttemberg 12 Personen je 10.000 Einwohner. In diesem Be-
reich lag der Rhein-Neckar-Kreis mit 10 Personen je 10.000 Einwohner leicht unter dem
Durchschnitt.®

Von den 550 langerfristig betreuten Personen der SpDi im Rhein-Neckar-Kreis wurden im
Verlauf des Jahres 2015

e 22 Prozent bis zu drei Monaten,

e 19 Prozent zwischen drei und sechs Monaten und

e 59 Prozent zwischen sieben und zwdlf Monaten

begleitet.

®  Bericht der Trager tber die Tatigkeit des Sozialpsychiatrisches Dienstes fiir die Erhebung der Liga der

freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiatrischen Dienste in
Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015.

Landkreistag, Stadtetag Baden-Wrttemberg, KVJS: Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund
Baden-Wirttemberg 2015/2016, Stuttgart 2017.
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Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Dauer der Betreuung* in Prozent
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Sozialpsychiatrischer Dienst nach Einzugsgebiet
SpDi SpDi SpDi SpDi SpDi
Weinheim Sinsheim/Eberbach Wiesloch Schwetzingen RNK gesamt
(N=71) (N=132) (N=196) (N=136) (N=535)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=535).

* Fur 15 Personen lagen keine Angaben vor.

Dabei hatten 15 Person (3 Prozent) tUber 40 Kontakte im Jahr 2015, 48 Personen
(9 Prozent) 21 bis 40 Kontakte, 192 Personen (36 Prozent) zwischen 11 und 20 Kontakte
und 280 Personen (52 Prozent) 5 bis 10 Kontakte mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst.
Die Betreuungen erstrecken sich zum Teil Uber mehrere Jahre.

Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Anzahl der Kontakte* in Prozent

100% 4 4 3
7 7 9 6
9 Anzahl d. Kontakte
90% - e 10
80% A Oiiber 40 Kontakte
32
70% - 36 6
60% | 37 40 B21 bis 40 Kontakte
50% -
011 bis 20 Kontakte
40% -
30% - 61 55 05 bis 10 Kontakte
52
20% 44 &
10% -
0% - — - - -
Sozialpsychiatrischer Dienst nach Einzugsgebiet
SpDi SpDi SpDi SpDi SpDi
Weinheim Sinsheim/Eberbach Wiesloch Schwetzingen RNK gesamt
(N=71) (N=132) (N=196) (N=136) (N=535)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=535).

* Fir 15 Personen lagen keine Angaben vor.
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Diagnosen in der Grundversorgung

Von den im Jahr 2015 langerfristig durch die Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-
Neckar-Kreis betreuten Personen waren 202 Personen (37 Prozent) an einer schizophre-
nen Storung erkrankt, 174 Personen (32 Prozent) an einer affektiven Stoérung (zum Bei-
spiel Manie, Depression), 70 Personen (13 Prozent) an einer Personlichkeits- und Verhal-
tensstérung und 45 Personen (8 Prozent) an einer neurotischen Belastungs- und somato-
formen Storung.

Bei 62 Personen (11 Prozent) trat zusatzlich eine behandlungsbediirftige Suchtproblema-
tik auf.

Zwischen den verschiedenen Diensten gab es bei den Diagnosen gréRRere Unterschiede.
Machten zum Beispiel die Schizophrenien beim Sozialpsychiatrischen Dienst Schwetzin-
gen mit 52 Prozent die Halfte der Diagnosen aus, so hatten sie beim Sozialpsychiatri-
schen Dienst Sinsheim/Eberbach nur einen Anteil von 23 Prozent.

Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Diagnosen in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fiir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=550).
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Alter, Geschlecht und Familienstand in der Grundversorgung

Wie in den Unterstitzungsangeboten, die Uber die Eingliederungshilfe finanziert werden
auch, betreuten die Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis im Jahr 2015
insgesamt mehr Manner als Frauen. Von den 550 langerfristig betreuten Klientinnen und
Klienten waren 57 Prozent Manner. Im Landesdurchschnitt war allerdings ein anderer
Trend zu erkennen. Dort waren 59 Prozent der Klienten in der langerfristigen Betreuung
weiblich.” Ein Grund dafiir kénnte sein, dass psychische Erkrankungen in der Gesamtbe-
volkerung bei Frauen haufiger diagnostiziert werden als bei Ma&nnern. Vieles deutet auch
darauf hin, dass Frauen friher und haufiger Hilfen in Anspruch nehmen und damit zumin-
dest teilweise bessere Chancen haben, dass sich ihr Zustand verbessert oder sie ganz
unabhangig von Unterstiitzung werden. Auch wird versucht, eine stationdre Aufnahme —
wo immer moglich — zu vermeiden, wenn eine Frau Kinder versorgt. Fur sie sind die Sozi-
alpsychiatrischen Dienste, die ins Haus kommen, eine wichtige Form der Unterstiitzung.

Von den 550 Personen, die 2015 langerfristig durch die Sozialpsychiatrischen Dienste
betreut wurden, war ungeféahr die Halfte (51 Prozent) zwischen 41 und 60 Jahre alt. Nur
14 Prozent (77 Personen) z&hlten zur Altersgruppe zwischen 18 und 27 Jahren und
17 Prozent (95 Personen) zur Altersgruppe von 28 bis 40 Jahren. 18 Prozent
(97 Personen) waren 60 Jahre und &lter. Die Altersverteilung entsprach ungeféahr dem
Durchschnitt der Sozialpsychiatrischen Dienste in Baden-Wiirttemberg.?

Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Alter* in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fiir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=548).

*Fir 2 Personen lagen keine Angaben vor.

" Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Wiirttemberg: Jahresbericht 2014. Auswertung der freiwilligen

Dokumentation der Sozialpsychiatrischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Stuttgart Oktober 2015.

Liga der freien Wohlfahrtspflege in Baden-Wirttemberg: Jahresbericht 2014. Auswertung der freiwilligen
Dokumentation der Sozialpsychiatrischen Dienste in Baden-W irttemberg. Stuttgart 2015. Fir 2015 keine
Angaben.
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Von den im Jahr 2015 im Rhein-Neckar-Kreis langerfristig betreuten 550 Personen waren
290 Personen (53 Prozent) ledig, 121 Personen (22 Prozent) geschieden, 83 Personen
(15 Prozent) verheiratet, 35 Personen (6 Prozent) verwitwet und 14 Personen (3 Prozent)
getrennt lebend.® Damit zeigen sich in der Tendenz &hnliche Ergebnisse wie in den Kapi-
teln Wohnen und Arbeiten.

Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Familienstand in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=550).

®  Bei dem restlichen 1 Prozent ist der Familienstand unbekannt.
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Wohnsituation in der Grundversorgung

Knapp die Halfte der langerfristig betreuten Klienten (49 Prozent) lebte zum Stichtag allei-
ne, 19 Prozent lebten mit einem (Ehe-) Partner und gegebenenfalls minderjahrigen Kin-
dern. 16 Prozent lebten bei Familienangehoérigen. Andere Wohnsituationen machten nur
sehr geringe Anteile aus. Die Wohnsituationen ahneln damit stark den Wohnsituationen
im privaten Wohnen (Vgl. Kapitel 7.1). Interessant ist, dass sich die Wohnsituation der
Klienten des Dienstes Sinsheim/Eberbach deutlich von der der anderen Dienste unter-
scheidet.

Die SpDi-Trager berichteten in den Fachgespréachen und im thematischen Workshop,
dass der fehlende kostengiinstige Wohnraum in der Region fur ihre Klienten zunehmend
problematisch ist.

Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Wohnsituation in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=550).
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Lebensunterhalt in der Grundversorgung

Die Art des Lebensunterhalts der im Laufe des Jahres 2015 langerfristig betreuten Perso-
nen war am Stichtag sehr vielfaltig. Von den 550 Personen bezogen 162 Personen Ar-
beitslosengeld 1l (29 Prozent), 125 Personen (23 Prozent) bezogen eine Erwerbs- oder
Berufsunfahigkeitsrente, 59 Personen (11 Prozent) bezogen eine Alters- oder Witwen-
rente und 49 Personen (9 Prozent) lebten von Leistungen der Grundsicherung nach
SGB XIl. 44 Personen (8 Prozent) bekamen Unterhalt durch Familienangehorige. Alle
anderen Einkommensarten spielten nur eine sehr untergeordnete Rolle.

Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Art des Einkommens in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fur die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=550).
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Zugangswege in die Grundversorgung

Die Zugangswege zu den Sozialpsychiatrischen Diensten waren im Rhein-Neckar-Kreis
im Jahr 2015 sehr heterogen und vielfaltig. Die Eigeninitiative und die Vermittlung durch
ein psychiatrisches Krankenhaus waren mit jeweils 21 Prozent die Hauptzugangswege
der langerfristig betreuten Personen. 12 Prozent kamen durch einen niedergelassenen
Nervenarzt zum SpDi, 9 Prozent durch Nachbarn oder Angehdorige. Alle anderen Zu-
gangswege machten nur geringe Anteile aus. Die Zugangswege der einzelnen Dienste
sind sehr heterogen, was sicherlich auch auf die unterschiedlichen Infrastrukturen und
Gegebenheiten in den Einzugsgebieten zurickzufihren ist.

Klientinnen und Klienten, die 2015 langerfristig (5 Kontakte und mehr pro Jahr) durch die
Sozialpsychiatrischen Dienste im Rhein-Neckar-Kreis in der Grundversorgung betreut
wurden nach Zugangswegen in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Bericht der Trager Uber die Tatigkeit der Sozialpsychiatrischen Dienste fiir die
Erhebung der Liga der freien Wohlfahrtspflege im Rahmen der Freiwilligen Dokumentation der Sozialpsychiat-
rischen Dienste in Baden-Wirttemberg. Jahresbericht 2015. Berechnungen: KVJS, (N=550).
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Soziotherapie

Soziotherapie wird in Baden-Wirttemberg in den meisten Stadt- und Landkreisen von den
Sozialpsychiatrischen Diensten erbracht, in wenigen Kreisen gibt es auch andere Sozio-
therapeuten in freier Praxis. Bei der Soziotherapie handelt es sich um eine Krankenkas-
senleistung nach § 37a SGB V, die auf &rztliche Verordnung®™ durchgefiihrt und seit dem
Jahr 2002 erbracht wird. Die Behandlung ist in der Regel auf maximal drei Jahre und ma-
ximal 120 Stunden befristet.

Soziotherapie richtet sich an schwer psychisch kranke Menschen, die oft nicht in der Lage
sind, medizinische Leistungen selbstandig in Anspruch zu nehmen. Durch Motivierungs-
arbeit und strukturierte Trainingsmafinahmen soll den Betroffenen geholfen werden, psy-
chosoziale Defizite abzubauen, erforderliche medizinische Leistungen zu akzeptieren und
auch selbstandig in Anspruch zu nehmen. Die Soziotherapie findet in der Regel im sozia-
len Umfeld des Patienten statt.™

Im Rhein-Neckar-Kreis wird die Soziotherapie durch alle Sozialpsychiatrischen Dienste
erbracht. Im Jahr 2015 haben 118 Personen Soziotherapie durch einen Sozialpsychiatri-
scher Dienst im Rhein-Neckar-Kreis erhalten. Dies entspricht einer Kennziffer von
2,2 Personen pro 10.000 Einwohner. Sie liegt tber dem Durchschnitt der Landkreise mit
einer Kennziffer von 1,7 Personen.*?

Sozialpsychiatrische Dienste — betreute Personen im Leistungsbereich Soziotherapie je
10.000 Einwohner im Jahr 2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Erhebung zur GPV-Dokumentation 2015.

10 seit Marz 2017 ist die Verordnung auch durch Psychologische Psychotherapeuten sowie Kinder- und

Jugendpsychotherapeuten méglich.

Vgl. Richtlinien des Bundesausschusses der Arzte und Krankenkassen iiber die Durchfiihrung von Sozio-
therapie in der vertragséarztlichen Versorgung (Soziotherapie-Richtlinien) in der Fassung vom 16.03.2017.
Inkrafttreten: 08.06.2017

Landkreistag, Stadtetag Baden-Wirttemberg, KVJS: Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund
Baden-Wirttemberg 2015/2016, Stuttgart 2017.
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4.2 Tagesstatten

Tagesstatten bieten ein offenes und niedrigschwelliges Angebot fur Erwachsene mit
einer psychischen Erkrankung. In Tagesstatten stehen insbesondere die Begegnung und
der Kontakt im Vordergrund. Sie sind zumeist regelm&Rig von Montag bis Freitag geoffnet
— teilweise auch an den Wochenenden. Die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg
finanzieren die Tagesstatten ganz Uberwiegend pauschal mit einem institutionellen Zu-
schuss. Damit sind die Leistungen der Tagesstatten fur deren Besucherinnen und Besu-
cher kostenfrei und niedrigschwellig zuganglich. Fur eine Teilnahme an dem Angebot Ta-
gesstatte ist daher in der Regel auch kein Antragsverfahren auf Bewilligung von Leistun-
gen der Eingliederungshilfe erforderlich.

Tagesstatten sind ein wichtiger Baustein der aul3erstationaren und gemeindenahen Ver-
sorgung psychisch kranker Menschen. Mit einem breiten Spektrum an freiwilligen Ange-
boten und Freizeitmdglichkeiten erganzen und entlasten sie andere Versorgungsangebo-
te, wie etwa Tageskliniken, Sozialpsychiatrische Dienste, die verschiedenen Formen des
unterstutzten Wohnens sowie Werkstatten fir Menschen mit psychischen Erkrankungen.
Kern des Angebots der Tagesstatte ist haufig die Mittagsmabhlzeit, die gemeinsam geplant
und zubereitet wird und preisgiinstig angeboten werden kann.

Erwachsene mit psychischer Erkrankung, die den Anforderungen eines eigenstandigen
Lebens nicht oder noch nicht hinreichend gerecht werden kénnen, erhalten in Tagesstat-
ten grundsatzlich

Hilfen zur Tagesstrukturierung und Alltagsgestaltung,

Arbeits- und Beschaftigungsangebote,

verschiedene ergotherapeutische Angebote,

Hilfen zum Erhalt und Aufbau zwischenmenschlicher Beziehungen,

Unterstiitzung bei der Sicherung von materiellen Ansprtichen und

Beratung durch fachlich kompetente Ansprechpersonen.’

Zu diesen Ansprechpersonen zahlen vermehrt auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
eine EX-IN Ausbildung absolviert haben. EX-IN steht fur ,Experienced Involvement* (Er-
fahrene beteiligen) und stellt eine Qualifizierung fur psychiatrieerfanrene Menschen dar.

Die Wiedereingliederung und Aufnahme einer Beschéftigung in einer Werkstatt oder gar
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt wird fiir die Besucherinnen und Besucher von Tages-
statten stets als mittel- bis langfristiges Ziel angestrebt. Auf dem Weg dorthin erfahren sie
Unterstlitzung und Stabilisierung im Alltag sowie die Vermittlung lebenspraktischer Fahig-
keiten und arbeitsmarktrelevanter Fertigkeiten. In den Tagesstatten kann bei den Arbeits-
und Beschéftigungsangeboten auch der sogenannte Zuverdienst eine Rolle spielen.?

Vgl. Konzeption Tagesstatte fir psychisch Kranke und Behinderte. Landesarbeitsgemeinschaft Psychiat-
rie. Beschluss vom 17.04.1991.

Bei dem niedrigschwelligen Angebot handelt es sich nicht um eine Erwerbstétigkeit im engeren Sinne,
sondern um eine Mal3nahme nach § 33 Abs. 3 Ziff. 6 SGB IXi.V.m. § 54 Abs. 1 Ziff. 4 SGB XII. Siehe fer-
ner die Arbeitshilfe des Deutschen Vereins zu Zuverdienstmdglichkeiten im Bereich des SGB Xll vom 17.
Juni 2009.


http://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=4&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwiChPny3dvVAhWEShQKHfKiCBwQFghAMAM&url=http%3A%2F%2Fwww.ex-in.info%2F&usg=AFQjCNFg9rLbPMYczkruWYwhRNm3MdgLHw
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Planungsrdume

Am Jahresende 2015 gab es in Baden-Wirttemberg an 100 Standorten Tagesstétten fur
Menschen mit psychischer Erkrankung. Das Angebot war flachendeckend ausgebaut, alle
44 Stadt- und Landkreise hatten mindestens eine Tagesstétte eingerichtet. Im Rhein-
Neckar-Kreis gibt es finf Tagesstatten, die sich auf alle Planungsraume verteilen. Alle
Tagesstatten im Kreisgebiet bieten ein vielfaltiges Programm zur Tagesgestaltung und
werden institutionell durch den Rhein-Neckar-Kreis gefordert.

Im Planungsraum Neckargemiind/Eberbach befindet sich das Angebot in Tragerschaft
des Diakonischen Werks im Rhein-Neckar-Kreis. Der Standort ist in Eberbach. Die Ta-
gesstatte ist nicht taglich gedffnet und wird auch von einzelnen Personen aus Hessen
besucht.

Im Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim wird das Angebot vom Caritasverband
fur den Rhein-Neckar-Kreis e.V. vorgehalten. Die Tagesstétte befindet sich in Schwetzin-
gen und ist werktaglich getffnet.

Im Planungsraum Sinsheim wird das Angebot durch den Birgerkreis flr psychosoziale
Arbeit Sinsheim e.V. an finf Werktagen am Standort Sinsheim umgesetzt.

Im Planungsraum Weinheim befindet sich das Angebot in Tragerschaft der Arbeiter-
wohlfahrt Rhein-Neckar e.V (AWO). Der Standort ist in Weinheim. Das Angebot besteht
ganztagig an jedem Werktag.

Im Planungsraum Wiesloch wird das Angebot vom Sozialpsychiatrischen Hilfsverein
Rhein-Neckar e.V. (SPHV) erbracht. Die Tagesstétte befindet sich in Wiesloch. Sie ist
werktéglich und ganztagig geoffnet.

Inanspruchnahme

Die Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis wurden im Jahr 2017 von 1,1 Besuchern je
10.000 Einwohnern pro Tag in Anspruch genommen. Diese Kennziffer liegt unter dem
Landesdurchschnitt fir Baden-Wirttemberg von 2,1 Besuchern je 10.000 Einwohner pro
Tag. Die Kennziffer ist im Rhein-Neckar-Kreis seit dem Jahr 2011 nahezu konstant ge-
blieben. Bei der durchschnittlichen absoluten Zahl der Besucher pro Tag gab es gegen-
Uber den Jahren 2011 (59) und 2013 (67) einen leichten Ruckgang im Jahr 2017 (57).

Besucherinnen und Besucher der finf Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis in den Jahren
2011, 2013, 2017

Durchschnittliche Zahl der Besucherinnen und Besucher pro Tag
absolut je 10.000 Einwohner
2011 59 1,1
2013 67 1,3
2017 57 1,1

Tabelle: KVJS. Datenbasis: Erhebung zur GPV-Dokumentation in den Jahren 2011, 2013, 2015°

¥ Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund Baden-Wiirttemberg. Ergebnisse einer Datenerhebung

bei den Stadt- und Landkreisen zum 31.12.2011, 31.12.2013, 31.12.2015. Landkreistag Baden-
Wiirttemberg, Stadtetag Baden-Wirttemberg und KVJS. Stuttgart (bei GPV Dokumentation 2015/2016 mit
abweichendem Referenzzeitraum in den Jahren 2016 respektive 2017 in 21 Stadt- und Landkreisen bei
Vier-Wochen-Z&hlung).
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Besucherinnen und Besucher von Tagesstétten fir Menschen mit psychischer Erkrankung
pro Tag am 31.12.2015, je 10.000 Einwohner*

Besucher Tagesstétte pro Tag
je 10.000 Einwohner

keine Angabe (1)
unter 1,0 (6)

1,0 bis 1,5 (13)
1,5 bis 2,5 (15)
2,5und mehr (9)

Zahl der Kreise in (...)

Durchschnitt

3,3 Stadtkreise
1,8 Landkreise
2,1 Land

1,8
Neckar-Odenwald

Schwabisch Hall

1,6
Ostalbkreis

1,4
Heidenheim

2,0
Goppingen

1,7
Freudenstadt

4,9
Zollernalbkreis
1,1

Schwarzwald-Baar

Ortenaukreis

0,9
Emmendingen

0,7
Biberach

1,8
Sigmaringen

Breisgau4dgchschwarzwald

4,4
Ravensburg

Bodenseekreis

0,8
Waldshut

N=2.137
ohne
Mannheim

Karte: KVJS. Datenbasis: Erhebung zur GPV-Dokumentation 2015/2016.

* In 21 Stadt- und Landkreisen fand eine vertiefte Tagesstatten-Erhebung mit einem abweichenden Referenz-
zeitraum (Vier-Wochen-Zeitraum) in den Jahren 2016 respektive 2017 statt. Zu diesen Kreisen gehdrte: der
Landkreis Boblingen, die Stadt Heilbronn, der Landkreis Heilbronn, der Main-Tauber-Kreis, der Ostalbkreis,
die Stadt Baden-Baden, die Stadt Karlsruhe, die Landkreise Karlsruhe und Rastatt, der Rhein-Neckar-Kreis,
der Enzkreis, der Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, die Landkreise Rottweil, Lorrach, Waldshut, Reutlin-
gen, Tubingen, Biberach, Ravensburg, der Bodenseekreis und die Stadt Ulm.
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Tagesstatten-Erhebung

Im Rahmen der Teilhabeplanung fir Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung
und wesentlicher seelischer Behinderung des Rhein-Neckar-Kreises fand im Jahr 2017
eine differenzierte Tagesstatten-Erhebung in allen Planungsrdumen statt. Ermittelt wurde
die Anzahl der Besucherinnen und Besucher aller finf Tagesstatten fur Menschen mit
psychischer Erkrankung. Der Referenzzeitraum von vier Wochen war vom 01.02.2017 bis
zum 28.02.2017.* Der Erhebungsbogen ermdglichte eine standardisierte Zahlung der Be-
sucherinnen und Besucher pro Tag.

Im Referenzzeitraum im Jahr 2017 wurden die funf Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis
Uber vier Wochen hinweg von insgesamt 204 Personen besucht (SPHV 51, AWO 50,
Caritas 48, Burgerkreis 43 und Diakonisches Werk 12). Darunter waren 106 Frauen und
98 Manner. Im Referenzzeitraum kamen im Rhein-Neckar-Kreis durchschnittlich 57 Besu-
cherinnen und Besucher mit psychischer Erkrankung pro Tag in die Tagesstatten (beim
SPHV waren es durchschnittlich 16 Besucherinnen und Besucher pro Tag, bei der AWO
15, bei der Caritas 13, beim Burgerkreis 12 und beim Diakonischen Werk 2).

Offnungszeiten

Im Rahmen der Tagesstatten-Erhebung im zuvor genannten Referenzzeitraum wurden
auch die Offnungszeiten des Vorjahres abgefragt. Die fiinf Tagesstatten im Rhein-Neckar-
Kreis waren im Jahr 2016 im Durchschnitt an 232 Tagen gedffnet (SPHV 276, AWO 254,
Caritas 248, Burgerkreis 243, Diakonisches Werk 136). In Baden-Wurttemberg waren es
— zum Vergleich — im Jahr 2013 dagegen 242 Offnungstage pro Tagesstétte.®

Im Jahr 2013 lagen die Offnungszeiten pro Tag in den Tagesstatten in Baden-
Wiirttemberg im Durchschnitt bei sechs Stunden.® Die Tagesstatten im Rhein-Neckar-
Kreis hatten im Referenzzeitraum im Jahr 2017 Montag bis Freitag durchschnittlich an 5,4
Stunden gedffnet. Zwei der funf Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis (AWO, SPHV) wa-
ren dabei acht Stunden und mehr offen. Die Tagesstatte in Eberbach hatte stundenweise
an vier Werktagen gedffnet. Nur in der Tagesstatte des SPHV gab es ferner ein Angebot,
das regelmafig am Wochenende stattfindet (25 Samstage im Jahr 2016).

Alter und Wohnsituation

Die meisten der 204 Besucherinnen und Besucher der finf Tagesstatten im Rhein-
Neckar-Kreis waren zwischen 50 und 60 Jahre alt (34 Prozent). Dieser Wert entsprach
nahezu dem im Rahmen der letzten GPV-Dokumentation ermittelten Landeswert aus dem
Jahr 2013 (35 Prozent). Auch bei den Personen im Alter zwischen 40 und 50 Jahren be-
statigte sich der entsprechende Landeswert in @hnlicher Weise. Die Personengruppe, die
60 Jahre und alter war, lag mit 29 Prozent dagegen deutlich Gber dem Landeswert aus
dem Jahr 2013 (20 Prozent). Der geringe prozentuale Anteil der Gruppe der unter 30-
Jahrigen in den Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis entspricht weitgehend den Landes-
werten aus dem Jahr 2013. Die Altersgruppe der 30- bis 40-Jahrigen liegt mit 7 Prozent
dagegen deutlicher unter dem Landeswert aus dem Jahr 2013 (14 Prozent).’

* Die AWO Rhein-Neckar e.V. filhrte die Tagesstatten-Erhebung im Zeitraum vom 30.01. - 24.02.2017
durch.

Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund Baden-Wirttemberg. Ergebnisse einer Datenerhebung
bei den Stadt- und Landkreisen zum 31.12.2013. Landkreistag Baden-Wurttemberg, Stadtetag Baden-
Wirttemberg und KVJS. Stuttgart 2015, S. 23

ebenda

" ebenda, S. 24
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Besucherinnen und Besucher der funf Tagesstatten fir Menschen mit psychischer
Erkrankung im Rhein-Neckar-Kreis nach Alter und Wohnsituation in einem Vier-Wochen-
Zeitraum

Wohn-
situation

Alter

30- unten\40

7% 40- unter 50

unter 20 2@- unten30 23%
1% 6% : ambulant
\ CIENERGTGA betreutes Wohnen

60 und alter 50- unter 60
29% 34%

ohne SpDi sonstige 1%
23% ;
nicht bekannt 2%

N= 204

Grafik: KVJS 2017. Datenbasis: Tagesstatten-Erhebung zur Teilhabeplanung im Rhein-Neckar-Kreis (N=204).

In einer eigenen Wohnung und ohne fachliche Unterstiitzung des Sozialpsychiatrischen
Dienstes lebten 23 Prozent der 204 Personen mit psychischer Erkrankung, die eine der
funf Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis besuchten. Landesweit waren dies im Jahr 2013
dagegen 36 Prozent. In einer eigenen Wohnung mit der Unterstitzung des Sozialpsychi-
atrischen Dienstes lebten 36 Prozent. Dieser Wert lag Gber dem Landeswert fur das Jahr
2013 von 28 Prozent. Ambulant betreut wohnten 33 Prozent. Dies waren deutlich mehr,
verglichen mit dem Landeswert aus dem Jahr 2013 (23 Prozent). Stationar wohnten
5 Prozent — im Jahr 2013 waren dies landesweit ebenfalls 5 Prozent.®

8  Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund Baden-Wiirttemberg. Ergebnisse einer Datenerhebung

bei den Stadt- und Landkreisen zum 31.12.2013. Landkreistag Baden-Wirttemberg, Stadtetag Baden-
Wiirttemberg und KVJS. Stuttgart 2015, S. 24
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4.3 Patientenfirsprecher und Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle

Patientenfiursprecher

Auf Grundlage des Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz (PsychKHG) werden in Baden-
Wirttemberg seit 2015 sukzessive und flachendeckend in allen Stadt- und Landkreisen
unabhangige Patientenfiirsprecher eingesetzt. Bis zum Ende des Jahres 2014 — also vor
Inkrafttreten des PsychKHG — galt als Arbeitsgrundlage fir diesen Bereich die ,Kon-
zeption fur eine Interessenvertretung psychisch kranker Menschen durch ehrenamtlich
tatige Patientenfursprecher auf kreiskommunaler Ebene®, die sogenannte Patientenfur-
sprecher-Konzeption. Der Landesarbeitskreis Psychiatrie hatte sie in seiner Sitzung am
19.10.1994 beschlossen. Die Patientenfursprecher-Konzeption hatte lediglich Empfeh-
lungscharakter, wahrend das PsychKHG die Patientenfirsprecherinnen und -fiirsprecher
nun gesetzlich verankert.

Aufgabe der Patientenfiirsprecher ist es, Ansprechpartner zu sein fir Anregungen und
Beschwerden von Menschen, die aufgrund einer psychischen Storung krank oder behin-
dert sind und deren Angehdrige. Sie vermitteln bei Bedarf zwischen den Anfragenden und
den jeweiligen Versorgungseinrichtungen. Des Weiteren sind sie Mitglieder der Informa-
tions-, Beratungs- und Beschwerdestellen.

Im Rhein-Neckar-Kreis wurde am 01.07.2015 ein unabhangiger Patientenflrsprecher vom
Landkreis bestellt. Er bietet wochentlich Sprechstunden in den Raumen des PZN an.* Er
ist auBerdem Mitglied der Informations-, Beratungs- und Beschwerdestelle des Land-
kreises und gleichzeitig auch Patientenfursprecher des PZN-Klinikums.

Informations-, Beratungs- und Beschwerde-Stelle (IBB-Stelle)

Als Anlaufstelle fir Menschen mit psychischer Erkrankung werden seit der Einfiihrung des

Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes Baden-Wirttemberg nach 8§89 Absatz2 zum

01.01.2015 auf Ebene der Stadt- und Landkreise flachendeckend unabhangige Informa-

tions-, Beratungs- und Beschwerdestellen eingerichtet. Sie sollen strukturbezogene Fra-

gen und individuelle Beschwerden bearbeiten und allgemeine Auskinfte Uber wohnort-

nahe Hilfs- und Unterstiitzungsangebote erteilen. Die IBB-Stellen sollen sich zusammen-

setzen aus

e mindestens einer Vertretung der Psychiatrie-Erfahrenen,

¢ mindestens einem Angehorigen einer Person mit psychischer Erkrankung,

¢ mindestens einer Person mit professionellem Hintergrund im psychiatrischen Versor-
gungssystem,

¢ den unabhangigen Patientenfiirsprecherinnen und -firsprechern.

Die IBB-Stelle soll eng mit dem gemeindepsychiatrischen Verbund zusammenarbeiten,
dennoch aber ein unabhangiges Gremium sein. Sie legt der Ombudsstelle auf Landes-
ebene jahrlich einen Erfahrungsbericht vor. Die Ombudsstelle berat die Mitglieder der
IBB-Stellen, dabei ist sie nicht an Weisungen gebunden.

Der Rhein-Neckar-Kreis hat seit Ende 2016 eine IBB-Stelle eingerichtet. Neben den mo-
natlich stattfindenden Sprechstunden in den Raumlichkeiten des Selbsthilfebiiros Heidel-
berg sind die Mitglieder der IBB-Stelle postalisch, per Mail oder auch telefonisch erreich-
bar.

! http://www.rhein-neckar-kreis.de/,Lde/1879338.html, zuletzt eingesehen am 08.11.2017.


http://www.rhein-neckar-kreis.de/,Lde/1879338.html
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4.4 Selbsthilfe

Selbsthilfe- und Kontaktgruppen stellen bedeutsame Elemente des ambulanten Hilfesys-
tems dar. Diese Gruppen sind wichtige Anlaufstellen fir Menschen mit psychischer Er-
krankung und dienen fir sie als niedrigschwellige Praventionsangebote. In den Stadt und
Landkreisen in Baden-Wirttemberg gibt es ein zumeist vielfaltiges Angebotsspektrum von
Alltagshilfen, das von Teestuben, Kontaktstellen bis zu Betroffenenclubs reicht. Selbsthil-
fegruppen von Betroffenen, Angehérigen und Birgerhelfenden tragen zur Stabilisierung
der Lebenssituation von Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentli-
cher seelischer Behinderung bei.

Auf der Landesebene werden Betroffene durch den Landesverband fur Psychiatrie-
Erfahrene Baden-Wirttemberg e. V. (LVPEBW) vertreten, dem sich rund 40 Selbsthil-
fegruppen angeschlossen haben.! Der LVPEBW fordert den Tetralog durch seine Koope-
ration mit professionellen Akteuren der Psychiatrie, Angehdrigen und Burgerhelfenden. In
Baden-Wirttemberg ist er in verschiedenen Gremien und Arbeitsgruppen aktiv und setzt
sich dort fur die Anliegen Psychiatrie-Erfahrener und eine Weiterentwicklungen der Psy-
chiatrie ein. Ebenfalls in Gremien und Arbeitsgruppen des Landes ist der Landesverband
Baden-Wirttemberg der Angehoérigen psychisch Kranker e.V. (LVBWAPK) tatig.
Dem Verband gehéren 45 Angehdérigengruppen an.? Ihr Stellenwert im Hilfesystem resul-
tiert unter anderem daraus, dass viele Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung
und wesentlicher seelischer Behinderung noch in Familien leben und dort oft nur tGber
Angehdrige Kontakte zur AuRenwelt haben.

Im Rhein-Neckar-Kreis gibt es zahlreiche Selbsthilfegruppen und Clubs fiir Betroffene,
Angehorige und Partner psychischer kranker Menschen, die organisatorisch auch an Leis-
tungserbringer oder anderen Akteure des Hilfesystems angebunden sind. Dazu gehdren
der SPHV Rhein-Neckar e. V., das Diakonische Werk Rhein-Neckar-Kreis, der Blrger-
kreis flr psychosoziale Arbeit Sinsheim e. V., der Caritasverband fir den Rhein-Neckar-
Kreis e. V., die Arbeiterwohlfahrt Rhein-Neckar e. V. sowie das Psychiatrische Zentrum
Nordbaden mit seinem Zentrum fiir psychische Gesundheit in Schwetzingen.?

Relevante Kontaktstellen in der Region sind ferner die Wieslocher Initiative Psychiatrie-
Erfahrener (WIPER Rhein-Neckar e.V.),* die Heidelberger Initiative Psychiatrie-
Erfahrener (HEIPER)® sowie das Heidelberger Psychose-Seminar und Selbsthilfebiro.
Des Weiteren gibt es eine eigenstandige Selbsthilfegruppe flr Angehdrige psychisch er-
krankter Menschen, die Grindungsmitglied des GPV im Rhein-Neckar-Kreis ist. Fur Frau-
en mit postpartalen psychischen Erkrankungen stehen in der Region mit ,Zwickmihle*
und ,Wiegeschritt zwei Selbsthilfegruppen zur Verfligung. Das Selbsthilfeangebot von
~Wiegeschritt“ erfolgt dabei in enger Kooperation mit ,Hand in Hand“, dem perinatalen
Praventionsnetz im Rhein-Neckar-Kreis, der Mutter-Kind-Station 43 des Psychiatrischen
Zentrums Nordbaden (PZN) in Wiesloch sowie mit dem Verein Schatten & Licht e. V..

Das ,Blindnis gegen Depression Rhein-Neckar Sid“ halt eine Koordinationsstelle im PZN
Wiesloch vor. Das Biindnis verfolgt das Ziel, die gesundheitliche Situation depressiv er-
krankter Menschen zu verbessern, das Wissen Uber die Krankheit zu erweitern und suizi-

http://www.lvpebw.org/gruppen.html, zuletzt aufgerufen am 21.08.2017.
http://www.lvbwapk.de/angehdrigengruppen/, zuletzt aufgerufen am 21.08.2017.
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/
Publikationen/Wegweiser_Psychiatrie.pdf, S. 208 ff., zuletzt aufgerufen am 21.08.2017.

Die WIPER Rhein-Neckar e. V. (www.wiper-rnk.de) ist Grindungsmitglied des GPV im Rhein-Neckar-
Kreis.

HEIPER (www.heiper.de) setzt sich unter anderem fiir einen Krisendienst fur Heidelberg und den Rhein-
Neckar-Kreis ein, der ein niedrigschwelliges Angebot fiir Betroffene und Angehdrige in Lebenskrisen sein
soll.


http://www.lvpebw.org/gruppen.html
http://www.lvbwapk.de/angehörigengruppen/
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Publikationen/Wegweiser_Psychiatrie.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Publikationen/Wegweiser_Psychiatrie.pdf
http://www.wiper-rnk.de/
http://www.heiper.de/
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dalem Verhalten vorzubeugen. Auf lokaler Ebene erfolgt hier eine Aufklarung der Offent-
lichkeit Gber Depressionen und eine Verbesserung der Versorgung betroffener Menschen.
Insgesamt betrachtet ist das System der Selbsthilfe im Rhein-Neckar-Kreis sehr gut aus-
gebaut und mit den relevanten Gremien und der Tragerlandschaft im Kreis vernetzt. Be-
troffene und Angehorige finden im Rhein-Neckar-Kreis wichtige Anlaufstellen, nied-
rigschwellige Praventionsangebote und ein vielfaltiges Angebotsspektrum von Alltagshil-
fen. All dies tragt mit zu einer Stabilisierung der Lebenssituation von Erwachsenen mit
psychischer Erkrankung bei.

Psychiatrie-Erfahrene in der Region sprechen sich fur die Einrichtung eines Krisen-
dienstes fur Heidelberg und den Rhein-Neckar-Kreis aus. Dieser sollte ein niedrigschwel-
liges Angebot fur Betroffene und Angehdrige von psychisch kranken Menschen und Men-
schen in Lebenskrisen sein. Aus Sicht der Betroffenen sollte dieser Krisendienst fest ver-
zahnt sein mit Kliniken, Beratungsstellen und anderen lokalen Organisationen.
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4.5 Suchtberatungsstellen

Fir Menschen mit Suchterkrankung und Suchtmittelgefahrdung steht in Baden-
Wairttemberg ein ausdifferenziertes Hilfe-, Versorgungs- und Behandlungssystem bereit.
In fast allen Regionen kdnnen Betroffene rasch, erstmals und niedrigschwellig Hilfsange-
bote in Anspruch nehmen. Die Suchthilfenetzwerke in den Stadt- und Landkreisen leisten
dabei eine fachspezifische Steuerung und Koordinierung der Behandlungs- und Bera-
tungsangebote vor Ort.

Kommunale Suchtbeauftragte beziehungsweise Beauftrage fiir Suchtprophylaxe der
Stadt- und Landkreise leisten universelle Praventions- und Informationsangebote mit Brei-
tenwirkung. Diese Angebote dienen auch der Friherkennung. Darlber hinaus sind in den
Stadt- und Landkreisen Suchtberatungsstellen etabliert. Dabei handelt es sich um nied-
rigschwellig arbeitende Anlaufstellen fur Betroffene und Angehdérige, die neben der kon-
kreten Beratungsarbeit auch Vernetzungsaufgaben wahrnehmen. Eine weitere Saule des
Hilfesystems fur suchtkranke Menschen stellt noch die ehrenamtliche Suchtselbsthilfe dar.

Suchtpravention, Suchthilfekoordination und Suchtberatung im Rhein-Neckar-Kreis

Die Stelle des Beauftragten fur Suchtprophylaxe wurde im Rhein-Neckar-Kreis bereits im
Jahr 1992 eingerichtet. Sie ist dort beim Gesundheitsamt angesiedelt. Der Kommunale
Suchtbeauftragte wird insbesondere in den Handlungsfeldern Kindergarten, Schule und
betrieblicher Suchtpravention tatig. Das Aufgabenfeld umfasst dabei die Initiierung, Koor-
dinierung und Vernetzung von Malinahmen im Bereich der Suchtprophylaxe sowie die
Koordination der kreisweiten Suchtkrankenhilfe. Die Stelle wird durch Gelder des Landes
Baden-Wirttemberg sowie der Krankenkassen mafigeblich mitfinanziert. Der Suchtbeauf-
tragte im Rhein-Neckar-Kreis ist ferner Geschaftsfihrer des Aktionskreises Suchtpro-
phylaxe sowie des kommunalen Suchthilfenetzwerkes.!

Fur Menschen aus dem Rhein-Neckar-Kreis gibt es vier Suchtberatungsstellen:

Suchtberatung e. V. Weinheim,

o Fachstelle Sucht Wiesloch, Baden-Wirttembergischer Landesverband fiir Pravention
und Rehabilitation gGmbH (BWLV),

e Suchtberatung Heidelberg, AGJ Fachverband fur Pravention und Rehabilitation in der
Erdiozese Freiburg e. V.,

e Suchtberatungsstelle Heidelberg, Evangelische Stadtmission Heidelberg e. V.

Die Suchtberatungsstellen unterhalten teilweise mehrere Standorte im Rhein-Neckar-
Kreis. So bietet die Fachstelle Sucht Wiesloch des BWLV — auf3er in Wiesloch — auch
Beratungen in zwei AuRenstellen in Walldorf und Eberbach sowie AuRensprechstunden in
St. Leon-Rot und Ladenburg an. Die Suchtberatung Heidelberg des AGJ-Fachverbands
unterhédlt neben der Suchtberatungsstelle in der Stadt Heidelberg eine AuRRenstelle in
Schwetzingen. Sie ist dort zustandig flur Schwetzingen und die Gemeinden in der Umge-
bung. Es gibt dort vor Ort auch eine Kooperation mit dem Caritasverband fiir den Rhein-
Neckar-Kreis. Die Suchtberatungsstelle der Evangelischen Stadtmission in Heidelberg hat
zusatzlich zur Hauptstelle in der Stadt Heidelberg sieben AulRenstellen im Rhein-Neckar-
Kreis (Eberbach, Hockenheim, Leimen, Schwetzingen, Sinsheim, Weinheim und Wies-
loch). In Sinsheim wurde zudem ein zusatzlicher Arbeitskreis Sucht eingerichtet. Die
Suchtberatung Weinheim wird innerhalb der Stadt Weinheim und Umgebung tétig.? Die

L http://www.rhein-neckar-kreis.de/,Lde/start/landratsamt/suchtpraevention.html, zuletzt aufgerufen am

22.08.2017
Nach Auskunft der Suchtberatungsstellen vom 15.02.2017.


http://www.rhein-neckar-kreis.de/,Lde/start/landratsamt/suchtpraevention.html
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Suchtberatungsstelle in der Stadt Heidelberg ist die einzige, die einen barrierefreien Zu-
gang ermdglicht.

Die Verteilung der Préaventions- und Beratungsangebote innerhalb des Rhein-Neckar-
Kreises ist historisch gewachsen. Sie orientiert sich nicht an festgelegten Planungsrau-
men. Fir Menschen mit Suchterkrankung und Suchtmittelgefahrdung und ihre Angehori-
gen gibt es keine langen Wartezeiten bei der Inanspruchnahme der Angebote. Dies ist
insbesondere bei der ambulanten Nachsorge von Entzugsbehandlungen und einer Uber-
briickung langer Wartezeiten bei Psychotherapeuten relevant. Die Suchtberatungsstellen
sind im Suchthilfenetzwerk Rhein-Neckar-Kreis aber auch in regionalen Netzwerken mit-
einander vernetzt, wie etwa in Sinsheim, Schwetzingen, Walldorf und Wiesloch.

Suchtkranke Menschen, die Hilfen aus den Bereichen Suchthilfenetzwerk und Gemeinde-
psychiatrischer Verbund (GPV) bendétigen, wie Erwachsene mit Doppeldiagnosen
und/oder chronischen Verlaufen, fragen die Angebote der Suchtberatungsstellen nur
punktuell nach. Einzelne Beriihrungspunkte zur Eingliederungshilfe bestehen bei der am-
bulanten Nachsorge oder bei bestimmten Auflagen, die durch Trager des ambulant be-
treuten Wohnens gemacht werden.

Opiatabhangige Personen erhalten in Baden-Wurttemberg eine arztliche Substitutionsbe-
handlung zumeist von niedergelassenen Arztinnen und Arzten. Wie in anderen Regionen
im Land, so fehlen auch im Rhein-Neckar-Kreis zunehmend niedergelassene Arztinnen
und Arzte, die dazu bereit sind, diese Behandlungsform durchzufiihren. Dadurch kann es
zu Versorgungsdefiziten und -licken in diesem Aufgabengebiet der kassenarztlichen Ver-
sorgung kommen. Nur funf niedergelassene Arztinnen und Arzte filhren im Rhein-Neckar-
Kreis eine Substitutionsbehandlung mit unterschiedlicher Patientenanzahl durch. In Hei-
delberg gibt es dariiber hinaus zwei Arzte, die nicht nach der Herkunft der Patienten
(Stadtkreis/Landkreis) unterscheiden. Im Rhein-Neckar-Kreis gibt es ferner einen Quali-
tatszirkel Substitution mit Beteiligung der Kassenarztlichen Vereinigung.?

Schwer psychisch kranke Menschen sind erkennbar von Formen sozialer Exklusion be-
droht und kénnen aus den Hilfesystemen herausfallen. Nicht durchgehend entspricht das
verfligbare Versorgungssystem den hohen und komplexen Unterstiitzungsbedarfen dieser
Personengruppe, wie eine Reihe aktueller Daten zur Versorgungssituation in Deutschland
verdeutlicht.* Auch Erwachsene mit einer Doppeldiagnose kénnen zu dieser Personen-
gruppe gehdren. Einrichtungen der Eingliederungshilfe mit Angeboten fir Erwachsene mit
Doppeldiagnose sollten daher ein fachliches Konzept fur suchtmittelbezogene Rickfalle
entwickeln und vorhalten. Ausschliisse aus dem sozialpsychiatrischen Versorgungssys-
tem — etwa durch Kiindigung des Heimvertrags — sollten fiir diese Erwachsenen vermie-
den werden.

Nach Auskunft der Suchtberatungsstellen vom 15.02.2017.
Steinhart, Ingmar: Umsetzungsstrategien und Begleitforschung. In: Sozialpsychiatrische Informationen.
47. Jahrgang. 3/2017, S. 22-26.
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4.6 Jugendhilfe, Wohnungslosenhilfe, Flichtlingshilfe

Schnittstelle Jugendhilfe

Die Zielgruppe der Teilhabeplanung sind Erwachsene mit chronischer psychischer Er-
krankung und wesentlicher seelischer Behinderung. Nicht selten beginnt ein grof3er Teil
psychischer Storungen bereits in der Adoleszenz, einem Lebensabschnitt, in dem wesent-
liche soziale Weichen gestellt werden. Die Hilfen fur Kinder- und Jugendliche mit seeli-
scher Behinderung werden vom Jugendamt nach § 35a SGB VIl gewahrt. Der Ubergang
aus der Minderjahrigkeit ins Erwachsenenalter bringt einen Zustandigkeitswechsel mit
sich und erfordert eine enge Zusammenarbeit der beteiligten Stellen. Daher sollen hier
auch die Schnittstellen zur Jugendhilfe betrachtet werden.

Seelische Behinderung bei Kindern und Jugendlichen nach SGB VIl

Eine seelische Behinderung bei Kindern und Jugendlichen wird in 8§ 35a SGB VIII defi-
niert. Danach sind Kinder und Jugendliche seelisch behindert, wenn ihre seelische Ge-
sundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate von dem fir ihr Lebensal-
ter typischen Zustand abweicht und ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beein-
trachtigt oder eine Beeintrachtigung zu erwarten ist. Kinder und Jugendliche haben, wie
Erwachsene auch, einen Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn sie von einer seelischen
Behinderung bedroht sind und aus diesem Grund eine Beeintrachtigung der Teilhabe mit
hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist.* Junge Volljahrige ab 18 Jahren kénnen eben-
falls unter bestimmten Voraussetzungen anspruchsberechtigt sein. Die Hilfe flr junge
Volljahrige wird gemafl § 41 SGB VIl in der Regel nur bis zur Vollendung des 21. Le-
bensjahres gewahrt, kann aber in begriindeten Einzelféllen fir einen begrenzten Zeitraum
dariiber hinaus fortgesetzt werden.? Die Hilfen werden in ambulanter Form, in Tagesein-
richtungen oder teilstationaren Einrichtungen, von Pflegepersonen oder in Einrichtungen
iber Tag und Nacht sowie in sonstigen Wohnformen erbracht.’

Die Frage, welche die geeignete und notwendige Malinahmen fur ein Kind oder einen
Jugendlichen mit psychischer Erkrankung ist und wer sie einleitet, ist nur im Rahmen der
engen Zusammenarbeit unterschiedlicher Beteiligter sinnvoll zu klaren: Jugendamt, EI-
ternhaus, Kindergarten und Schule, medizinische und therapeutische Angebote, Kranken-
kassen und die Erbringer von Leistungen nach dem SGB VIII miissen dabei gut und eng
kooperieren. Die Unterstiitzung richtet sich dabei selten allein an den jungen Menschen
selbst, sondern bezieht die wichtigen Akteure im Umfeld mit ein, um Teilhabe wieder her-
zustellen.

Die Schulen haben — neben den Eltern — eine wichtige Schliisselfunktion. Unterstiitzung
leisten die Schulpsychologischen Beratungsstellen, die Lehrkrafte bei padagogisch-
psychologischen Fragen beraten und Kontakte zu Therapeuten herstellen. Wenn die For-
derung seitens der Schule nicht ausreicht, sollte das Jugendamt eingebunden werden.
Das Jugendamt prft in eigener Zustandigkeit, ob eine Beeintrachtigung der Teilhabe auf-
grund der seelischen Behinderung gegeben ist.

SGB VI, § 35a Eingliederungshilfe fur seelisch behinderte Kinder und Jugendliche. Mit dem am
01.04.1993 in Kraft getretenen Kinder- und Jugendhilfegesetz wurde die Eingliederungshilfe fiir seelisch
behinderte und von einer seelischen Behinderung bedrohte Minderjahrige als § 35a in das SGB VIl auf-
genommen.

SGB VIII, § 41 Hilfe fur junge Volljahrige, Nachbetreuung.

SGB VIII, § 35a Eingliederungshilfe fur seelisch behinderte Kinder und Jugendliche.
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Im Kinder- und Jugendalter sind psychische Stérungen meist nicht eindeutig zu diagnosti-
zieren. Die Symptome psychischer Stérungen sind nur schwer von sozial bedingten Ent-
wicklungsverzégerungen oder anderen Verhaltensauffalligkeiten abzugrenzen. Dies gilt
umso mehr, je jinger die Kinder sind. Das Spektrum der Beeintrachtigungen durch soge-
nannte Teilleistungsstérungen® macht bei den Hilfen nach SGB VIl einen groRen Teil der
Diagnosen aus. Dazu werden Aufmerksamkeitsstérungen, Legasthenie/Dyskalkulie und
andere Verhaltensauffalligkeiten gezahlt. Die Hilfen zur Teilhabe werden zum grofRen Teil
ambulant erbracht. Die Beeintrachtigungen sind bei vielen Heranwachsenden (mit Aus-
nahme von Autismus-Spektrum-Storungen) auf einen relativ kurzen Zeitraum begrenzt
und klingen im Erwachsenenalter ab. Dieser Personenkreis wechselt nicht unbedingt
(zumindest nicht direkt) in die Zustandigkeit der Eingliederungshilfe beim Sozialamt.
Psychosen und Neurosen machen hingegen einen zahlenmaRig relativ geringen Antell
der Diagnosen aus. Die Krankheitsverlaufe entwickeln sich hier — noch stérker als bei
Erwachsenen — individuell sehr unterschiedlich und episodenhaft. Die Hilfesettings sind
allerdings vergleichsweise betreuungsintensiv und bei schweren Stdrungsbildern langer-
fristig erforderlich. In diesen Fallen ist eine friihzeitige Hilfeplanung notwendig.

Die Feststellung einer seelischen Behinderung ist immer zweistufig. Die Diagnose besagt
noch nicht, dass dadurch die Teilhabe wesentlich eingeschrankt ist. Gleiche Diagnosen
und Schweregrade treten in unterschiedlichen familidren und sonstigen sozialen Beziligen
auf, die der Stérung mit unterschiedlichen Ressourcen und unterschiedlicher Belastbarkeit
begegnen. Die Auswirkungen einer Diagnose koénnen also sehr unterschiedlich sein. Ent-
sprechend unterschiedlich sind deshalb mdgliche Hilfen und Leistungen.

Eingliederungshilfe nach § 35a SGB VIII

Hilfen zur Erziehung nach § 27 werden insbesondere nach MaRRgabe der 88 28 bis 35
SGB VIl gewahrt. Dies sind:

e 8§ 28 Erziehungsberatung,

§ 29 Soziale Gruppenarbeit,

§ 30 Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer,

§ 31 Sozialpddagogische Familienhilfe,

§ 32 Erziehung in einer Tagesgruppe,

§ 33 Vollzeitpflege,

§ 34 Heimerziehung, sonstige betreute Wohnformen,

§ 35 Intensive sozialpadagogische Einzelbetreuung.

Die Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kinder und Jugendliche mit seelischer Behin-
derung nach 8§ 35a SGB VIl werden ebenfalls in diesen Leistungsarten erbracht — ebenso
wie die Hilfen fur junge Volljahrige nach § 41 SGB VIII, die seelisch behindert sind.

Im Rhein-Neckar-Kreis sind die Anzahl der Hilfen nach § 35a SGB VIIl in den letzten Jah-
ren stetig angestiegen von 562 Fallen im Jahr 2010 auf 784 Falle im Jahr 2016. Die am-
bulanten Hilfen haben dabei Uberwogen. Im Jahr 2016 wurden 594 Hilfen ambulant ge-
wabhrt, 51 Hilfen teilstationar und 139 Hilfen stationér. Die grol3e Mehrheit der Hilfen wurde
von Jungen in Anspruch genommen. So wurden im Jahr 2016 543 Mafinahmen fir Jun-
gen gewahrt und 241 fir Madchen. Bei beiden Geschlechtern waren die Altersgruppen
der 10 bis unter 14-Jéahrigen am haufigsten vertreten.®

* Zu den bekanntesten Teilleistungsstérungen gehoren Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitatsstorungen

(ADHS) sowie Storungen des Lesens, Rechtschreibens und Rechnens.
Statistik Jugendamt des Rhein-Neckar-Kreises.



4.6 Jugendhilfe, Wohnungslosenhilfe, Fliichtlingshilfe 35

Die Einrichtungen der Jugendhilfe im Rhein-Neckar-Kreis nehmen in der Regel auch Kin-
der mit einer seelischen Behinderung auf. Nur in Ausnahmeféllen muss auf Spezial-
einrichtungen in anderen Kreisen zurtickgegriffen werden. Eine Versorgungsliicke wird
vom Jugendamt des Rhein-Neckar-Kreises bei teil- und vollstationéren Platzen fur Kinder
und Jugendliche mit Autismus-Spektrum-Storungen gesehen. Im Therapiezentrum Autis-
mus des AWO Kreisverbandes Mannheim e. V. gibt es lange Wartezeiten.

Kinder psychisch kranker Eltern

Kinder psychisch kranker Eltern missen oftmals sehr frih Verantwortung fir sich selbst
und fur Vater, Mutter oder Geschwister bernehmen. Deshalb geraten sie haufig in Uber-
forderungssituationen. Manchmal missen sie voribergehend bei Freunden und Verwand-
ten wohnen oder gar in einem Heim untergebracht werden. Sie unterliegen einem hdhe-
ren Risiko, spater selbst psychisch zu erkranken oder auffalliges Verhalten zu entwickeln.
So geht man in einer rheinland-pféalzischen Studie davon aus, dass 10 bis 20 Prozent aller
Hilfen zur Erziehung in Zusammenhang mit einer psychischen Erkrankung der Eltern ste-
hen.® Diese Familien benétigen Unterstiitzung, um Krisensituationen besser bewaltigen zu
koénnen.

Als Grundstein der ,Frihen Hilfen* im Rhein-Neckar-Kreis gilt das Praventionsnetz ,Hand
in Hand®, eine Kooperationsgemeinschaft zwischen den ,Frihen Hilfen“ des Jugendamtes
und der Erwachsenenpsychiatrie am Psychiatrischen Zentrum Nordbaden (PZN) in Wies-
loch.” Dieses Praventionsnetz entstand 2007 im Rahmen der Kinderschutzdebatte. Im
Fokus stehen Kinder psychosozial belasteter und psychisch erkrankter Eltern. Neben der
frihen Erkennung psychischer Belastungen von Eltern nach der Geburt, ist auch die End-
stigmatisierung eine wesentliche Aufgabe. Da die Zielgruppe der ,Frihen Hilfen* Schwan-
gere und Eltern mit Kindern bis zum dritten Lebensjahr sind, richten sich die Angebote vor
allem an die Eltern und nicht direkt an die Kinder.

Im Rahmen des Praventionsnetzes finden an den GRN-Geburtskliniken ,Screenings® der
frisch entbundenen Mutter statt. So sollen bereits unmittelbar nach der Geburt belastende
.Risiko-Faktoren® erkannt und die Mutter/Eltern unmittelbar von Beginn an unterstitzt
werden. Die Screenings werden Uber die Mittel der Bundesinitiative Frihe Hilfen finan-
ziert.

Die ,Fruhen Hilfen“ im Rhein-Neckar-Kreis bieten in Zusammenarbeit mit dem Diakoni-
schen Werk im Rahmen des Projektes ,Kind Willkommen* Willkommensbesuche fir alle
Eltern mit Babys an. Hier werden Eltern — auf Wunsch und auf Eigeninitiative — bei einem
Hausbesuch zu verschiedenen Themen beraten. Dabei kénnen auch psychische Belas-
tungen der Eltern erkannt und weitere Hilfen in die Wege geleitet werden.

Im Rahmen des jahrlich stattfindenden Fortbildungscurriculums ,Hand in Hand®, werden
Fachkrafte aus dem Kreis in sechs halbtagigen interdisziplindren Fortbildungsveranstal-
tungen zu Themen der psychischen Belastung/Erkrankung rund um die Geburt weiterge-
bildet.

An jeder der drei GRN-Kliniken finden pro Jahr zwei Runde Tische statt. Hier finden Fall-
besprechungen und ein interdisziplindrer Austausch der Fachkrafte statt, die mit Schwan-
geren und jungen Eltern arbeiten.

Durch die enge Zusammenarbeit mit dem PZN kdnnen Eltern, die den Koordinierungs-
kréften der ,Frihen Hilfen“ bekannt werden und die eine psychische Belastung haben, in
der Regel zeitnah einen Termin in der Peripartalen Sprechstunde am PZN erhalten.

® Institut fiir Sozialpadagogische Forschung Mainz e. V.: Projektkonzeption ,Kinder psychisch kranker El-

tern: Pravention und Kooperation von Jugendhilfe und Erwachsenenpsychiatrie®. Mainz 2007. S. 3.
Auskunft Jugendamt Rhein-Neckar-Kreis.
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Die ,Friihen Hilfen* arbeiten im Rahmen des Landes-Elternbildungsprogrammes STARKE
mit verschiedenen freien Tragern: Hier gibt es unter anderem eine Zusammenarbeit mit
dem Burgerkreis Sinsheim und der Psychologischen Beratungsstelle in Sinsheim, der
Psychotherapeutischen Praxis Pfeuffer in Hockenheim und dem Familientherapeutischen
Zentrum (FaTZ) in Neckargemind. Zwischen Jugendamt (insbesondere ASD) und Sozi-
alpsychiatrischem Dienst gibt es teils weitere lokale Kooperationen. Im Rahmen des Pro-
jektes ,Vergessene Kinder im Fokus*® wird zum Beispiel in Sinsheim ein Gruppenangebot
fur Kinder psychisch erkrankter Eltern vom Birgerkreis Sinsheim in Kooperation mit der
Psychologischen Beratungsstelle Sinsheim angeboten.

Ein weiteres Praventionsangebot (,Auryn) fir Familien mit psychisch belasteten und er-
krankten Eltern gibt es seit Anfang 2018 in Wiesloch. Es wird von der Psychologischen
Beratungsstelle Wiesloch des Caritasverbandes fur den Rhein-Neckar-Kreis in Kooperati-
on mit dem SPHV angeboten.

Werden bei Eltern psychische Belastungen rund um die Geburt bekannt, so kénnen diese
auf Wunsch eine Familienhebamme oder Familienkinderkrankenschwester zur Seite ge-
stellt bekommen. Problematisch dabei ist aber, dass in der Metropolregion zu wenige
Hebammen téatig sind, um die hohe Nachfrage an Familienhebammen bedienen zu kon-
nen. Der Mangel an Hebammen ist deutschlandweit ein Problem. Eine hohe Arbeitsbelas-
tung, geringe Bezahlung und ein hohes Regressrisiko machen eine Téatigkeit als Hebam-
me aulRerhalb von Kliniken unattraktiv. Dies wirkt sich auch auf das Vorhalten von Famili-
enhebammen im Rhein-Neckar-Kreis aus.

Die ,Fruhen Hilfen“ unterstutzen ferner zwei Ehrenamtsprojekte an zwei regionalen
Standorten. Hier werden — mit kleinem Stundenumfang — ehrenamtliche Helfer und Helfe-
rinnen zur Entlastung von Familien eingesetzt.

Die ,Frihen Hilfen® bieten im Rahmen zweier Projekte ,Schulterschluss — Jugendhilfe und
Suchthilfe handeln gemeinsam* sowie ,Qualitatszirkel fiir niedergelassene Arzte und Mit-
arbeiter der Jugendhilfe®, Intervisionsgruppen fir Fachkrafte an, um die Zugange fir be-
lastete Familien wechselseitig zu 6ffnen.

In der ersten Teilhabeplanung wurde empfohlen, die Situation von Kindern psychisch
kranker Eltern mit in den Blick zu nehmen. Die oben beschriebenen zahlreichen Maf3-
nahmen verdeutlichen, dass dies im Rhein-Neckar-Kreis ernst genommen wurde.

Das Jugendamt des Rhein-Neckar-Kreises beschaftigt sich derzeit mit neuen Verfahren-
sablaufen und mdglichen neuen Aufgaben, die im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes
notwendig werden. Diese Neuerungen beziehen sich zum Beispiel auf die Berichtspflicht
und neue Kooperationen mit neuen Ansprechpartnern.

Schnittstelle Wohnungslosenhilfe

Eine weitere Schnittstelle stellt die Wohnungslosenhilfe dar. Nicht selten liegen bei die-
sem Personenkreis auch psychische Beeintrachtigungen vor. Die Untersuchung zur Woh-
nungslosigkeit in Baden-Wirttemberg im Auftrag des Ministeriums fur Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie, Frauen und Senioren Baden-Wirttemberg aus dem Jahr 2015 hat als
ein Ergebnis festgestellt, dass es eine Zunahme von vor allem jungen wohnungslosen
Menschen mit erheblichen kérperlichen und psychischen Beeintrachtigungen gibt.’

http://www.ekiba.de/html/content/projekt_vergessene_kinder.html, zuletzt eingesehen am 08.11.2017.
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/
Publikationen/Bericht_Wohnungslosigkeit_ BW_GISS-Studie.pdf, S. 88.


http://www.ekiba.de/html/content/projekt_vergessene_kinder.html
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/%0bPublikationen/Bericht_Wohnungslosigkeit_BW_GISS-Studie.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/%0bPublikationen/Bericht_Wohnungslosigkeit_BW_GISS-Studie.pdf
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Im Jahr 2014 wurde in Miinchen die sogenannte Seewolfstudie™ durchgefiihrt. Deren
Ergebnisse zeigen, dass die Wohnungslosenhilfe der letzten Jahre den vielféaltigen Be-
darfnissen einer sich wandelnden Klientel gerecht werden musste. Der erforderliche Be-
treuungsaufwand geht inzwischen Uber die soziale Grundversorgung weit hinaus. Woh-
nungslose mit chronischen psychischen Erkrankungen stellen dabei besondere Anforde-
rungen an die Betreuung.™

Personen, bei denen besondere Lebensverhéltnisse mit sozialen Schwierigkeiten
verbunden sind, die deren Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft beeintrachtigen,
sind Leistungen zur Uberwindung dieser Schwierigkeiten zu gewéahren, wenn sie hierzu
aus eigener Kraft nicht in der Lage sind.'” Besondere Lebensverhéltnisse bestehen bei
fehlender oder nicht ausreichender Wohnung, ungesicherter Lebensgrundlage, gewaltge-
pragten Lebensumstanden und bei Entlassung aus einer geschlossenen Einrichtung (bei-
spielsweise nach Haftstrafen). Fur die Personen, bei denen diese Lebensverhaltnisse
oder vergleichbar nachteilige Umstande bestehen, gewahrt der Sozialhilfetrdger Hilfen
nach § 68 SGB XII. Ziel der Hilfe ist die Uberwindung der besonderen sozialen Schwierig-
keiten, das heil3t die Hilfesuchenden zur Selbsthilfe zu befahigen, die Teilnahme am Le-
ben in der Gemeinschaft zu erméglichen und die Fiihrung eines menschenwuirdigen Le-
bens zu sichern. Durch Unterstiitzung der Hilfesuchenden zur selbstadndigen Bewaltigung
ihrer sozialen Schwierigkeiten sollen sie in die Lage versetzt werden, ihr Leben eigenver-
antwortlich zu gestalten.

Der Landesrahmenvertrag beschreibt verschiedene Leistungstypen des stationaren und
ambulanten Wohnens zur Uberwindung von sozialen Schwierigkeiten, die dann vorliegen,
wenn ein Leben in der Gemeinschaft durch ausgrenzendes Verhalten der Hilfesuchenden
wesentlich eingeschrankt ist. Unter anderem gibt es spezielle Leistungstypen fir Perso-
nen mit Suchtproblematik oder psychischen bzw. somatischen Beeintrachtigungen. Hier
besteht eine wichtige Schnittstelle zur Eingliederungshilfe fir Menschen mit chronischer
psychischer Erkrankung oder wesentlicher seelischer Behinderung. Gerade der Perso-
nenkreis der Anspruchsberechtigten von Hilfen nach 8 68 SGB XII riickt in den Mittelpunkt
der Fachdiskussion der letzten Jahre.'® Einerseits geht es um Menschen mit psychischer
Erkrankung, bei denen eine Krankheitseinsicht besteht, aber die Bereitschaft fehlt, sich an
das psychiatrische Hilfesystem zu wenden. Grinde dafir sind haufig schlechte Erfahrun-
gen mit den psychiatrischen Hilfen, erlebte Freiheitseinschrankungen, eine ablehnende
Haltung gegeniiber Medikamenten wegen deren Nebenwirkungen und Resignation be-
zuglich der Heilungsmdglichkeiten. Andererseits gibt es Personen, die keine Krank-
heitseinsicht und eine veranderte Realitatswahrnehmung haben. Fir diese Menschen ist
das psychiatrische Hilfesystem zu hochschwellig aufgrund des Antragsverfahrens oder
der Begutachtung durch einen Facharzt. So ist es fir diese Menschen schwierig, die fach-
lich gebotene Hilfe zu erlangen.

Die jahrlich von der Liga der freien Wohlfahrtspflege durchgeftihrte Erhebung tber woh-
nungslose Frauen und Manner in Baden-Wirttemberg z&hlte am Stichtag 31.03.2015
10.728 Personen in den Einrichtungen der 6ffentlichen und freien Wohlfahrtspflege. Im
Rhein-Neckar-Kreis waren es 290 Personen. Nicht alle dieser Personen erhalten perso-
nenbezogene individuelle Leistungen, es wurden auch Personen gezahlt, die sich in Ein-
richtungen aufhalten (zum Beispiel Warmestuben oder Fachberatungsstellen), die nieder-
schwellig sind und oft im Rahmen von Freiwilligkeitsleistungen eine institutionelle Férde-
rung erhalten.

10

" Seelische Erkrankungsrate in den Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe im GroRraum Munchen.

http://www.neuropsy.med.tum.de/forschung/seewolf-studie/, zuletzt eingesehen am 08.11.2017.
2§67 SGB XII.

3 Tagung der Liga am 5. Méarz 2009.

1 http://www.liga-bw.de/veroeffentlichungen/sozialpsychiatrische-dienste: Liga Stichtagserhebung 2016.


http://www.neuropsy.med.tum.de/forschung/seewolf-studie/
http://www.liga-bw.de/veroeffentlichungen/sozialpsychiatrische-dienste
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Fehlender kostengiinstiger Wohnraum verscharft die Problematik der Menschen, die von
Wohnungslosigkeit bedroht oder betroffen sind zusatzlich.

Schnittstelle Flichtlingshilfe

Auch die Flichtlingshilfe kann eine Schnittstelle zur Zielgruppe der Teilhabeplanung dar-
stellen. Bekanntlich hat die Zahl derer, die hierzulande Schutz vor Krieg, Verfolgung, Ge-
walt und Hunger suchen, stark zugenommen. Im Jahr 2016 wurden in Deutschland
745.545 Erst- und Folgeantrage auf Asyl gestellt, davon 84.610 in Baden-Wirttemberg.
Die Antragsteller kamen vor allem aus den drei Landern Syrien, Afghanistan und Irak.
Unter den Antragstellern im Jahr 2016 waren 66 Prozent mannlich und 34 Prozent weib-
lich. Von diesen waren 74 Prozent jinger als 30 Jahre alt.™

Die Neuankdmmlinge konnen dabei psychisch schwer belastet sein. Die Erlebnisse vor,
wahrend oder nach einer Flucht kdnnen zu vermehrten psychischen Storungen fuhren
oder aber vorbestehende Stérungen verschlimmern. Bei Letzteren handelt es sich um
psychiatrische Erkrankungen, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit einer Flucht
stehen, wie etwa Schizophrenie oder manisch-depressive Erkrankungen. Des Weiteren ist
die Gruppe der Geflichteten hinsichtlich ihres Bildungshintergrundes, ihrer soziobiografi-
schen Geschichte und des Migrationsgrundes sehr heterogen. Der Zuzug stellt die Ge-
sundheitsversorgung und Sozialpsychiatrie also vor weitere und besondere Aufgaben.®

Von den an der Teilhabeplanung beteiligten Akteuren im Rhein-Neckar-Kreis werden Ge-
flichtete in Erstaufnahmeeinrichtungen oder vorlaufiger Unterbringung derzeit noch nicht
als neue Zielgruppe ausgemacht. Fur die Zukunft wird aber erwartet, dass diese vermehrt
Angebote aus der Sozialpsychiatrie und psychiatrischen Versorgung nachfragen werden.
In diesem Zusammenhang sind dann auch vermehrt kulturelle und sprachliche Barrieren
zu bertcksichtigen.

> https://www.bpb.de/politik/innenpolitik/flucht/218788/zahlen-zu-asyl-in-deutschland#Antraege, zuletzt auf-
gerufen am 18.08.2017.
% https://www.dgppn.de/schwerpunkte/flucht-und-migration.html, zuletzt aufgerufen am 18.08.2017.


https://www.bpb.de/politik/innenpolitik/flucht/218788/zahlen-zu-asyl-in-deutschland#Antraege
https://www.dgppn.de/schwerpunkte/flucht-und-migration.html
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Tagesstatten

Angesichts der vergleichsweise geringen Inanspruchnahme der Tagesstatte im Pla-
nungsraum Neckargemind/Eberbach sollte der Standort des Angebots in Eberbach
genauer Uberprift werden. Die Uberpriifung sollte die Nutzung und Auslastung des Ange-
bots, das konkrete Programm zur Tagesgestaltung, die Offnungszeiten, die GréRe und
den Zuschnitt der Raumlichkeiten der Tagesstétte sowie die facharztliche Versorgung in
der Region in den Blick nehmen. Des Weiteren sollte bei einer Uberprifung auch die Ver-
netzung der Tagesstatte mit ambulant betreuten Wohnformen, dem Sozialpsychiatrischen
Dienst und einer Psychiatrischen Institutsambulanz (PIA) betrachtet werden.

In den Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis ist der Anteil der unter 40-Jahrigen gering.
Nur 14 Prozent der bei der Tagesstatten-Erhebung ermittelten 204 Besucherinnen und
Besucher der finf Tagesstatten gehoérten zu dieser Altersgruppe. Aus diesem Befund
ergibt sich die Notwendigkeit einer Neukonzeption von Angeboten fir jingere Men-
schen mit psychischer Erkrankung. Flr diese Gruppe gilt es die Attraktivitat der Tages-
statten deutlich zu erhdhen. Zur Neuausrichtung und Konzeptentwicklung kdénnte auch
eine Befragung potenzieller Nutzerinnen und Nutzer im Umfeld der Tagesstatten beitra-
gen.

Die Tagesstatten-Erhebung im Rhein-Neckar-Kreis zeigte, dass die Offnungszeiten in den
funf Planungsraumen sehr unterschiedlich sind. Sie reichen von einem Schliel3tag, Uber
Offnungszeiten von wenigen Stunden bis hin zu 8,5 Stunden an einem Werktag. Nur in
einer Tagesstatte gab es bislang ein Angebot, das regelmaRig am Wochenende stattfin-
det. Durchschnittlich lagen die Offnungszeiten in den fiinf Tagesstéatten pro Tag bei etwas
mehr als finf Stunden. Moglichkeiten der Angleichung und Ausweitung von Offnungs-
zeiten und Offnungstagen sollten daher in den Planungsraumen geprift werden. In die-
sem Zusammenhang sollte auch geprift werden, ob noch mehr Angebote an Wochenen-
den stattfinden konnen.

Selbsthilfe

Psychiatrie-Erfahrene in der Region sprechen sich fur die Einrichtung eines Krisen-
dienstes fur Heidelberg und den Rhein-Neckar-Kreis aus. Es wird daher empfohlen, in-
nerhalb des Psychosozialen Arbeitskreises im Rhein-Neckar-Kreis (PSAK) zu prifen, in-
wieweit die Mdglichkeit besteht, im Rhein-Neckar-Kreis einen solchen Krisendienst zu
realisieren.

Suchtberatungsstellen

Die Suchtberatungsstellen im Rhein-Neckar-Kreis sprechen sich dafiir aus, dass alle Ein-
richtungen der Eingliederungshilffe im Rhein-Neckar-Kreis mit Angeboten flr
Erwachsene mit Doppeldiagnose ein fachliches Konzept fir einen suchtmittelbezoge-
nen Rickfall entwickeln sollten und bei Bedarf vorhalten. Dadurch sollten mégliche Aus-
schliisse dieses Personenkreises aus dem sozialpsychiatrischen Versorgungssystem
vermieden werden.
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Jugendhilfe

Die Situation von Kindern psychisch kranker Eltern gestaltet sich haufig sehr schwierig.
Gruppenangebote fur betroffene Kinder sind ein wichtiger Baustein im Unterstitzungssys-
tem fur diese Zielgruppe. Bisher gab es solch ein Gruppenangebot nur im Planungsraum
Sinsheim, das im Rahmen des Projektes ,Vergessene Kinder im Fokus*! entstanden ist.
Zwischenzeitlich gibt es seit Jahresanfang 2018 ein zweites Angebot (,Auryn®) in Wies-
loch. Es ware sinnvoll, dass solche Gruppenangebote dauerhaft und in allen Planungs-
rdumen des Rhein-Neckar-Kreises vorgehalten werden. Hier gilt es, auch die Kranken-
kassen mit in die Verantwortung zu nehmen.

Das Jugendamt des Rhein-Neckar-Kreises méchte sich in Zukunft noch mehr am Sozi-
alraum seiner Klientel orientieren und mehr in gemeinsamer Verantwortung mit den
Kommunen, dem Ehrenamt und freien Tragern kooperieren. Dabei liegt ein besonderer
Schwerpunkt auf dem Ausbau regionaler niedrigschwelliger und préaventiver Angebote im
Bereich der Frihen Hilfen fur Kinder, Jugendliche und Familien.

b http://www.ekiba.de/html/content/projekt_vergessene_kinder.html, zuletzt eingesehen am 08.11.2017.
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Am 01.01.1996 wurden in Baden-Wiurttemberg die neun Zentren fur Psychiatrie gebildet.
Aus den ehemaligen Psychiatrischen Landeskrankenh&ausern wurden selbststédndige An-
stalten des offentlichen Rechts. Zudem wurden neben spezialisierten Fachkrankenh&u-
sern psychiatrische und psychosomatische Abteilungen an Allgemeinkrankenhausern
eingerichtet, um eine gemeindenahe Versorgung zu erméglichen. Zur Versorgungsstruk-
tur zahlen weiter die Universitatskliniken und das Zentralinstitut fir seelische Gesundheit
in Mannheim. Im Bereich der ambulanten und teilstationdren psychiatrischen Versorgung
unterhalten viele psychiatrische Krankenhduser Tageskliniken und Psychiatrische Institut-
sambulanzen. Die Kliniken erbringen fast ausschlie3lich Leistungen der Krankenversi-
cherung (SGB V). In Baden-Wirttemberg wurden die psychiatrischen Kliniken sukzessi-
ve ausgebaut, um in allen Regionen des Landes eine bedarfsgerechte und wohnortnahe
Versorgung sicher zu stellen. Dies gilt besonders fiir den Bereich der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und fiir den Bereich Sucht.

5.1 Stationére Versorgung

Laut dem Verzeichnis der zugelassenen Krankenh&auser in Baden-Wirttemberg vom
01.05.2017 gab es in Baden-Wirttemberg fir Erwachsene 6.481 vollstationare Betten im
Bereich Psychiatrie und Psychotherapie und 1.464 vollstationéare Betten im Bereich Psy-
chosomatische Medizin und Psychotherapie. Im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiat-
rie und -psychotherapie gab es 621 vollstationare Betten.' Die Fallzahlen der vollstationar
behandelten Patienten sind zwischen 2010 und 2015 von 93.259 auf 103.104 gestiegen.
Wahrend die Zahl der Falle wachst, sinkt die Verweildauer kontinuierlich.?

Betten in der vollstationaren klinisch-psychiatrischen und -psychosomatischen Versorgung
in Baden-Wiirttemberg am 01.05.2017

Vollstationare Betten
Psychiatrie und Psychotherapie 6.481
Psychosomatische Medizin und Psychotherapie 1.464
Gesamt Erwachsene 7.945
Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie 621

Datenbasis: Verzeichnis der zugelassenen Krankenh&auser Baden-Wirttemberg. Stand: 01.05.2017

Im Rhein-Neckar-Kreis ist das Psychiatrische Zentrum Nordbaden (PZN) fur die psychiat-
rische Versorgung von erwachsenen Patienten zustandig. Zum Stichtag 01.05.2017 hatte
die Klinik im Bereich Psychiatrie und Psychotherapie 579 vollstationare Betten, im Bereich
der Psychosomatischen Medizin und Psychotherapie waren es 72 vollstationare Betten.
Neben dem Standort in Wiesloch gibt es AuBenstellen in Weinheim, in Schwetzingen?, in
Bruchsal und in Mosbach.

! Verzeichnis der zugelassenen Krankenhauser zum 01.05.2017: https:/sozialministerium.baden-

wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/
Verzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf, zuletzt aufgerufen am 09.06.2017.

Statistisches Landesamt Baden-Wirttemberg: Statistische Berichte A IV 2 — j/10 bzw./15. Eigene Berech-
nung KVJS: Fir die Erwachsenen wurde die Summe fiir die Fallzahl gebildet aus Psychiatrie und Psycho-
therapie und Psychotherapeutische Medizin.

¥ Bis12/2017 in Kooperation mit der GRN-Klinik.
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Das Behandlungsspektrum umfasste die Fachgebiete:
e Allgemeine Psychiatrie (Klinik | und II)
Psychosomatik

Alterspsychiatrie

Suchttherapie und

Forensische Psychiatrie.

Fur die psychiatrische-psychotherapeutische Vollversorgung der erwachsenen Blrgerin-
nen und Burger des Rhein-Neckar-Kreises ist die PZN-Klinik fiir Allgemeinpsychiatrie,
Psychotherapie und Psychosomatik | an den Standorten Wiesloch, Schwetzingen und
Weinheim zustandig.* Eine stationare Behandlung findet auf 8 Stationen statt: 2 Stationen
fur Intensivbehandlungen, 1 Station fur affektive Erkrankungen, 1 Station fir psychotische
Erkrankungen, 1 Station fur Psychosomatik und 1 Station fiir junge Menschen in psychi-
schen Krisen und Mutter-Kind-Behandlung bei postpartalen Erkrankungen.® Je eine Stati-
on fir psychosomatisch erkrankte Patienten befindet sich in den Zentren fur psychische
Gesundheit an den GRN-Kliniken Schwetzingen und Weinheim. Am 31.12.2015 hatte die
Klinik fir Allgemeinpsychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik | 175 vollstationare
Betten und 1.900 stationare Aufnahmen im Jahr 2015.°

Die PZN-Klinik fur Suchttherapie und Entwdhnung ist fir den gesamten nordbadi-
schen Raum zustandig und behandelt alle stoffgebundenen Abhangigkeitsarten und Pati-
enten, die wahrend einer psychischen Krise Alkohol oder Drogen genommen haben.” Am
31.12.2015 wurden von den insgesamt 128 vollstationaren Betten 57 von Patienten aus
dem Rhein-Neckar-Kreis belegt mit 1.501 Aufnahmen im Jahresverlauf.® Zur Klinik fur
Suchttherapie gehort eine spezielle Station fir chronisch mehrfachgeschadigte Abhangig-
keitskranke (CMA) und eine Station ausschliefZlich fir Menschen mit Doppeldiagnosen.

Fur die Klinik far Allgemeinpsychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik | und fir die
Klinik fur Suchttherapie und Entwéhnung konnte das PZN Angaben zu den Diagnosen der
im Jahr 2015 stationar und teilstationar (Tagesklinik) aufgenommen Patientinnen und Pa-
tienten machen. Klar ist, dass in der Klinik fir Suchttherapie die Hauptdiagnose Sucht
Uberwogen hat (93 Prozent). In der Klinik fir Allgemeinpsychiatrie, Psychotherapie und
Psychosomatik | waren die Hauptdiagnosen® die affektiven Erkrankungen (depressive und
manische Stérungen) mit 41 Prozent, gefolgt von den Schizophrenien mit 36 Prozent. Alle
anderen Diagnosen machten nur geringe Anteile aus. Sehr deutlich zeigten sich aber Un-
terschiede bei den Diagnosen zwischen dem vollstationaren und dem teilstationaren Be-
reich. In den Tageskliniken tberwogen die Manien beziehungsweise Depressionen mit 69
Prozent, wahrend sie im vollstationdren Setting nur halb so haufig vertreten waren (35
Prozent). Bei den Schizophrenien war das Bild genau umgekehrt. Sie machten mit 41
Prozent im vollstationaren Bereich den Hauptanteil der Diagnosen aus, wahrend sie in
den Tageskliniken nur halb so haufig (18 Prozent) auftraten. Bei den Daten zur Diagnose-
verteilung ist zu bericksichtigen, dass hier ausschlie8lich die behandlungsleitenden
Hauptdiagnosen angegeben werden. Im Regelfall kommen jeweils komplizierende Ne-
bendiagnosen aus einem breiten Spektrum psychischer Stdérungen hinzu.

http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/allgemeinpsychiatrie-psychotherapie-u-psychosomatik-
i/, zuletzt eingesehen am 02.08.2017.
http://www.pzn-wiesloch.de/fileadmin/user_upload/Wiesloch/Flyer_PDFe_nur_UK/AP_I/
AP_|_Klinikflyer_web.pdf, zuletzt eingesehen am 02.08.2017.

Statistik PZN.

http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/suchttherapie-u-entwoehnung/, zuletzt eingesehen am
02.08.2017.

Statistik PZN.

Vollstation&r und teilstationér.


http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/allgemeinpsychiatrie-psychotherapie-u-psychosomatik-i/
http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/allgemeinpsychiatrie-psychotherapie-u-psychosomatik-i/
http://www.pzn-wiesloch.de/fileadmin/user_upload/Wiesloch/Flyer_PDFe_nur_UK
http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/suchttherapie-u-entwoehnung/
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Patientinnen und Patienten der Klinik fir Allgemeinpsychiatrie, Psychotherapie und Psy-
chosomatik | und der Klinik fur Suchttherapie und Entwéhnung des PZN* im Jahr 2015 nach
Diagnosen in Prozent
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und Psychosomatik |
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(N=1.900) (N=452) (N=2.352) (N=1.501) (N=227) (N=1.728)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Statistik PZN Verlaufszahlen 2015
* Nur Patienten aus dem Rhein-Neckar-Kreis

Der Sozialdienst des Krankenhauses stellt eine wesentliche Schnittstelle im komplexen
Sozialleistungssystem dar. Er informiert und unterstiitzt bei der Klarung von Anspriichen
gegenlber den Leistungstragern und bei Fragen der Sicherung des Lebensunterhalts. Im
Wege eines professionellen Entlassmanagements hat er die Aufgabe, bei multiplen Prob-
lemlagen unter Berlcksichtigung des Selbstbestimmungsrechts und der Winsche der
Patientinnen und Patienten und ihrer Angehdérigen oder Bezugspersonen eine tragfahige
Entscheidung fir eine nachstationdre Versorgung zu erarbeiten und umzusetzen. Weil die
Zahl der Patientinnen und Patienten in den letzten Jahren stark gestiegen und die Ver-
weildauer stark gesunken ist, missen die Sozialdienste mehr Menschen in klrzerer Zeit
betreuen. Die Zeitspanne, in der zum Ende eines Klinikaufenthaltes ein Nachfolgeangebot
gefunden werden muss, ist somit kirzer geworden. Aufgrund der Vorlaufzeiten, die ein
Antrag auf Eingliederungshilfe oder auf Leistungen der Pflegekassen erfordert, kdnnen
Wartezeiten und Licken zwischen dem Tag der Entlassung aus dem Krankenhaus und
der Aufnahme in eine unterstitzte Wohnform entstehen. Schwierig ist die Situation vor
allem dann, wenn sich keine Angehérigen zur Unterstlitzung des entlassenen Patienten
finden. Der Sozialdienst ist deshalb darauf angewiesen, eng mit allen Beteiligten im ge-
meindepsychiatrischen Verbund zusammenzuarbeiten.

Zum PZN gehort auch eine Klinik flir Forensische Psychiatrie und Psychotherapie.
Sie ist die gro3te Fachklinik fur Forensik in Baden-Wirttemberg. Neben der Versorgung
der Patienten aus dem zugeordneten Einzugsbereich hat die Klinik den Auftrag, beson-
ders sicherungsbedurftige Patienten aus ganz Baden-Wirttemberg aufzunehmen. Die
Fachaufsicht hat das Ministerium fiir Soziales und Integration Baden-Wirttemberg. Die
Rechtsgrundlage fiir eine Unterbringung in einer forensischen Klinik ist der § 63 des
Strafgesetzbuches (StGB).

Die Klinik fiir Forensische Psychiatrie und Psychotherapie ist eine Einrichtung des MaR3-
regelvollzugs. Es werden psychisch kranke Menschen jeder Altersstufe nach richterlicher
Anordnung behandelt, die wegen ihrer psychischen Erkrankung oder Stérung eine Straftat
begangen haben und die demzufolge gefahrdet sind, zukinftig weitere Straftaten zu be-
gehen. Die Arbeit in der Forensik findet in einem Spannungsfeld statt: Einerseits gilt es
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bei allen Behandlungsmaflinahmen das Recht des Patienten auf eine individuelle Forde-
rung zu berticksichtigen, andererseits muss das Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit
stets gewahrt werden. Das Einzugsgebiet erstreckt sich Uber die Landgerichtsbezirke
Mannheim, Heidelberg, Karlsruhe und Mosbach. Zusatzlich finden ,Sekundaraufnahmen®
von besonders sicherungsbedirftigen und ausbruchsgefahrdeten Patienten aus den sie-
ben weiteren forensischen Kliniken in Baden-Wirttemberg statt. Es gibt neun Behand-
lungseinheiten und drei Aufenwohngruppen, auf3erdem eine Fachambulanz und eine
Arbeitstherapie.™

Am 01.01.2016 waren 253 Patientinnen und Patienten in der forensischen Klinik unterge-
bracht, davon befanden sich 42 im Probewohnen aufRerhalb der Klinik. 153 weitere Pati-
enten wurden durch die forensische Ambulanz betreut. Das Spektrum der Diagnosen der
Patienten beinhaltete zu 69 Prozent Psychosen, zu 12 Prozent Personlichkeitsstdrungen,
zu 9 Prozent Intelligenzbeeintrachtigungen sowie zu 10 Prozent sonstige psychiatrische
Diagnosen. Eine Sucht kam nur als Zweitdiagnose vor, da es keine Planbetten fir eine
Unterbringung nach § 64 StGB (in einer Entziehungsanstalt) gibt. Als Zweitdiagnose trat
sie allerdings sehr héufig auf. Der Frauenanteil bei den forensischen Patienten lag bei
ungefahr 10 Prozent. Im Jahr 2015 wurden 62 Personen in die forensische Klinik aufge-
nommen und 54 entlassen.™

In Heiligkreuzsteinach-Eiterbach gibt es die Fachklinik Eiterbach, eine Rehabilitations-
einrichtung fur Abhangigkeitskranke. Die Fachklinik Eiterbach ist spezialisiert auf die Ent-
wohnungsbehandlung Drogenabhéngiger (SGB IX) mit psychiatrischer Komorbiditat. Die
Klinik, die in Tragerschaft der Arbeiterwohlfahrt Mannheim e.V. gefihrt wird, halt 42 Platze
fur Manner und Frauen vor. Kostentrager sind die Deutsche Rentenversicherung (DRV)
und die Krankenkassen.

Seit 2017 wird eine spezielle beruflich orientierte Rehabilitation fur Abhangigkeitskranke
(BORA) angeboten, deren Kostentrager die DRV ist. Das Behandlungsziel ist hierbei, Re-
habilitanden zur Teilhabe am Arbeitsleben zu befahigen. Hierfur wird nach ausfuhrlicher
Diagnostik ein individuelles Trainingsprogramm mit dem Rehabilitanden erarbeitet. Das
Programm umfasst die Bereiche Soziales, Psychotherapie, Arbeits- und Beschéftigungs-
therapie, Sporttherapie sowie medizinische Therapie.

Die Behandlungsdauer betragt in der Regel 24 Wochen und kann durch eine Adaptions-
behandlung, die mit einer Dauer von 12 Wochen in Heidelberg durchgefuhrt wird, erganzt
werden.

5.2 Tageskliniken

Tageskliniken sind als Teil der klinisch-psychiatrischen Versorgung nach SGB V ein wich-
tiges Bindeglied zwischen der stationédren und der ambulanten medizinischen Versorgung.
Menschen mit psychischer Erkrankung, die eine Tagesklinik besuchen, erhalten dort von
Montag bis Freitag eine umfassende Behandlung. Abends und am Wochenende sind sie
zu Hause und kénnen damit in ihrem gewohnten Lebensumfeld bleiben und neu erlernte
Strategien im Alltag unmittelbar umsetzen. Von dort bringen sie auch Fragen, Erfahrun-
gen und Probleme mit in die Tagesklinik. Insofern besteht eine enge Wechselbeziehung
zwischen Alltag und Therapie. Das Angebot an Platzen in Tageskliniken wurde in Baden-
Wirttemberg sukzessive ausgebaut. Am 01.05.2017 standen 1.631 Platze fir Erwachse-
ne im Bereich der Psychiatrie und Psychotherapie und 301 im Bereich der Psychosomati-

0 Alle Informationen von der Homepage des PZN: http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/

forensische-psychiatrie-u-psychotherapie/, zuletzt eingesehen am 02.08.2017.

' Die Klinik in Daten und Fakten. Datenblatt Forensische Klinik PZN


http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/%0bforensische-psychiatrie-u-psychotherapie/
http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/kliniken/%0bforensische-psychiatrie-u-psychotherapie/

5 Klinische Versorgung 45

schen Medizin und Psychotherapie zur Verfiigung. Im Bereich der Kinder- und Jugend-
psychiatrie und -psychotherapie waren es 338 teilstationare Platze.*

Platze in der teilstationdren klinisch-psychiatrischen und —psychosomatischen Versorgung
in Baden-Wiirttemberg am 01.05.2017

Teilstationare Platze
Psychiatrie und Psychotherapie 1.631
Psychosomatische Medizin und Psychotherapie 301
Gesamt Erwachsene 1.932
Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie 338

Datenbasis: Verzeichnis der zugelassenen Krankenh&auser Baden-Wirttemberg. Stand: 01.05.2017

Das PZN betreibt an 5 Standorten tagesklinische Angebote: in Bruchsal, in Mosbach, in
Schwetzingen, in Weinheim und am Hauptstandort in Wiesloch. In den Tageskliniken im
Rhein-Neckar-Kreis gab es am 01.05.2017 127 Platze im Bereich der Psychiatrie und
Psychotherapie und 15 Platze im Bereich der Psychosomatik.* Behandlungsschwerpunk-
te der Tageskliniken in Schwetzingen und Weinheim sind die Allgemeine Psychiatrie und
die Suchttherapie. Am Hauptstandort kommen neben diesen beiden Schwerpunkten noch
die Bereiche Gerontopsychiatrie und die Psychosomatik hinzu.™

5.3 Psychiatrische Institutsambulanzen (PIA)

Psychiatrische Institutsambulanzen sind ebenfalls ein wichtiges Bindeglied zwischen
der stationaren und der ambulanten Versorgung. Auch sie erbringen Leistungen nach
dem SGB V. Ihr Angebot richtet sich an Menschen mit psychischer Erkrankung, ,die we-
gen Art, Schwere oder Dauer ihrer Erkrankung oder wegen zu grofRer Entfernung zu ge-
eigneten Arzten auf die Behandlung durch diese Krankenh&user angewiesen sind.“** Die
Psychiatrischen Institutsambulanzen stellen somit eine gute Erganzung im Hinblick auf die
relativ geringe Facharztdichte im landlichen Raum dar. Das Angebot ist auch fir Men-
schen gedacht, die nicht in der Lage sind, eine Behandlung bei einem niedergelassenen
Arzt zu beginnen und die vereinbarten Termine regelmaRig einzuhalten.

Die Psychiatrischen Institutsambulanzen ermdglichen es, eine stationdare Behandlung
ambulant weiter zu fuhren. Dazu sind besonders zu Beginn der Betreuung oft auch
Hausbesuche erforderlich. Weiter sind die Psychiatrischen Institutsambulanzen wichtig fur
Menschen in akuten Krisensituationen. Die Komplexleistung setzt sich zusammen aus
arztlicher, pflegerischer und sozialpadagogischer Hilfe.*®

Die Psychiatrischen Institutsambulanzen wurden in Baden-Wirttemberg seit dem Jahr
2002 an den psychiatrischen Fachkrankenhausern und psychiatrischen Abteilungen der
Allgemeinkrankenhéuser aufgebaut. Sie sind im gemeindepsychiatrischen Versorgungs-

2 verzeichnis der zugelassenen Krankenhduser zum 01.05.2017: https:/sozialministerium.baden-

wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/

Verzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf, zuletzt eingesehen am 02.08.2018.

Verzeichnis der zugelassenen Krankenhduser zum 01.05.2017: https://sozialministerium.baden-

wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/

Verzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf, zuletzt eingesehen am 02.08.2018.

http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/tageskliniken/tageskliniken-pzn-wiesloch/, zuletzt eingesehen

am 02.08.2017.

® §118 SGBV

' Ministerium fur Arbeit und Soziales Baden-Wiirttemberg: Psychiatrieplan 2000. Teil 1 Rahmenplanung.
Stuttgart 2000. S. 48.

13

14


https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/%0bVerzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/%0bVerzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/%0bVerzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/%0bVerzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/%0bVerzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf
https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-sm/intern/downloads/Downloads_Krankenh%C3%A4user/%0bVerzeichnis_Krankenhaeuser_01-05-2017.pdf
http://www.pzn-wiesloch.de/einrichtungen/tageskliniken/tageskliniken-pzn-wiesloch/
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system integriert und sollen den Betroffenen den Zugang zur medizinisch-psychiatrischen
Versorgung erleichtern. Durch die Vernetzung der Psychiatrischen Institutsambulanzen
mit den Anbietern ambulanter komplementérer Leistungen entsteht eine wirksame perso-
nenzentrierte und ressourcenorientierte Versorgung psychisch Kranker. Dies beinhaltet
unter anderem eine Kooperation mit den Sozialpsychiatrischen Diensten, den Einrichtun-
gen des therapeutischen Wohnens, den Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation, den
tagesstrukturierenden Angeboten und den Einrichtungen des therapeutischen Arbeitens.
Hinzu kommen gegebenenfalls ambulante Pflegedienste. Dadurch entsteht ein verbesser-
tes Case-Management mit dem Ziel der Forderung einer selbstbestimmten und eigenver-
antwortlichen Lebensfiihrung. Meist sind die Psychiatrischen Institutsambulanzen in ein
Gemeindepsychiatrisches Zentrum (GPZ) integriert. So sind die Wege fiur die Klienten
kurz und die Inanspruchnahme der Angebote kann niederschwellig erfolgen.

Im Rhein-Neckar-Kreis gibt es 3 Standorte von Psychiatrischen Institutsambulanzen, alle
werden durch das PZN betrieben. Am Standort Schwetzingen sind die Fachambulanzen
fur die Bereiche Allgemeinpsychiatrie, Gerontopsychiatrie, Suchttherapie und einer
Traumaambulanz unter einem Dach. Am Standort Weinheim gibt es eine Fachambulanz
fur die Allgemeinpsychiatrie, fir die Gerontopsychiatrie und die Suchttherapie. Am Haupt-
standort Wiesloch befindet sich der Standort der Psychiatrischen Institutsambulanz am
Rande des Klinikgelandes und beinhaltet eine Fachambulanz fur die Allgemeinpsychiatrie,
fur die Gerontopsychiatrie und fur die Suchttherapie. Daneben gibt es eine Fachambulanz
fur forensische Psychiatrie (Forensische Ambulanz Wiesloch FAW). Aul3erdem gibt es
regelmaRige Sprechstunden der PIA im Gemeindepsychiatrischen Zentrum in den R&au-
men des SPHYV in Wiesloch und in den Raumen des Gemeindepsychiatrischen Zentrums
beim Burgerkreis in Sinsheim.

5.4 Ambulanter Psychiatrischer Pflegedienst

Das PZN betreibt mit dem Ambulanten Psychiatrischen Pflegedienst (APP) einen spezia-
lisierten, auf die Bedurfnisse insbesondere chronisch psychisch kranker Personen ausge-
richteten Fachpflegedienst. Der APP bietet die Mdglichkeit, Menschen mit Erkrankungen
aus dem gesamten Spektrum der Erwachsenen-Psychiatrie, die aufgrund einer diagnosti-
Zierten psychiatrischen oder psychosomatischen Erkrankung fachpflegerische Unterstit-
zung und Begleitung im hauslichen Umfeld suchen, in ihrem gewohnten Lebenszusam-
menhang/Milieu zu begleiten. Dabei ist die Unterstiitzung auf die individuellen Bedtrfnisse
und die durch die Erkrankung entstehenden Erfordernisse abgestimmt. Diese Unterstit-
zung kann sowohl kurzfristig und vortibergehend, als auch langfristig begleitend erfolgen.

Der APP verknupft hier das Zusammenwirken der unterschiedlichen Bezugspersonen und
Kooperationspartner, zum Beispiel die behandelnden Arzte, die Bezugspersonen im haus-
lichen Umfeld, die Einrichtungen der Gemeindepsychiatrischen Versorgungsnetze, die
gesetzlichen Betreuer und andere, auf den Alltag der Betroffenen einwirkenden Personen
und Einrichtungen. Die Besuchsfrequenz wird gemeinsam mit den Betroffenen, dem be-
handelnden Arzt und dem APP festgelegt und kann von maximal drei Besuchen taglich
bis zu einem Besuch wdchentlich variieren. Eine Anpassung ist jederzeit mdglich und
ausdricklich gewiinscht, da die Betroffenen hiermit das Maf3 der Unterstitzung aktiv
selbst bestimmen.
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5.5 Ausblick und Handlungsempfehlungen

Im Versorgungsalltag besteht eine enge Kooperation zwischen dem PZN und den
GRN-Betreuungszentren. Ein wesentlicher Anteil der Bewohner der GRN-
Betreuungszentren wird Uber die Psychiatrische Institutsambulanz des PZN ambulant
versorgt. Nicht wenige Heimbewohner bedirfen dabei intermittierend der stationaren Kri-
senintervention. Empfehlenswert ist daher eine Vertiefung der schon bestehenden Koope-
ration in Form einer Abstimmung zu sektorenlbergreifenden Qualitatszielen und den
Mdoglichkeiten einer gemeinsamen und langfristigen Therapieplanung, die einzelne Be-
handlungsepisoden tberdauert.

Durch das spezielle Angebot des geschlossenen Heimbereichs in den GRN-
Betreuungszentren Sinsheim und Weinheim kommt eine nicht unerhebliche Zahl von
schwer und chronisch kranken Menschen aus anderen Regionen in den Rhein-Neckar-
Kreis. Wegen der immer wieder notwendigen stationar-psychiatrischen Kriseninterventio-
nen werden allgemeinpsychiatrische Kapazitaten des PZN zusatzlich in Anspruch ge-
nommen. Primar sollten die im Kreis vorgehaltenen Kapazitaten im Bereich der geschlos-
senen Heimplatze daher mit originaren Kreisbiirgern belegt werden.

Das PZN behandelt sowohl in der Forensik als auch in den anderen Stationen immer wie-
der Menschen mit psychischen Erkrankungen und zusatzlicher geistiger Behinde-
rung. So liegt zum Beispiel in der Forensik bei etwa 15 Prozent aller Patienten eine geis-
tige Behinderung oder Intelligenzstérung als Erst-Diagnose vor."” Elf dieser Patienten
stammten 2015 aus dem Rhein-Neckar-Kreis. Fur diesen Personenkreis stellt die Nach-
sorge und die Entlassplanung nach Auskunft des PZN eine besondere Schwierigkeit dar.
Oftmals findet sich im Herkunftskreis keine Einrichtung, die bereit ist, diesen Menschen
ein Anschlussangebot zu machen und die Personen missen in Einrichtungen in anderen
Kreisen, haufig auch aul3erhalb von Baden-Wirttemberg, vermittelt werden. Um auch
diesen Blrgerinnen und Birgern des Rhein-Neckar-Kreises eine wohnortnahe Unterstiit-
zung zu ermoglichen ist es notwendig, im GPV ein Konzept zu entwickeln, wie diesen
Menschen im Kreis ein Angebot der Eingliederungshilfe gemacht werden kann. Trager-
Ubergreifende Kooperationen kénnen bei Personen mit einem komplexen Unterstit-
zungsbedarf hilfreich sein.

Daneben gibt es eine weitere, diagnostisch heterogene Patientengruppe, die schwer in
Einrichtungen der Eingliederungshilfe zu vermitteln ist. Auch hier ist die Nachsorge und
Entlassplanung laut PZN vor besondere Herausforderungen gestellt. Es handelt sich um
Menschen, die unter tiefgreifenden Entwicklungsstdrungen, chronisch verlaufenden Psy-
chosen oder unter Mehrfachdiagnosen leiden, mit der Folge eines komplexen Hilfebedar-
fes und einer dauerhaften, intensiven, zum Teil beschitzten Betreuungsnotwendigkeit.
Auch fur diesen Personenkreis gilt es ein fachliches Konzept zu entwickeln. Er umfass-
te im Jahr 2015 ebenfalls 11 Menschen aus dem Rhein-Neckar-Kreis."®

Generell stellt die Anschlussversorgung von Menschen mit einem komplexen Hilfe-
bedarf, besonders wenn sie aus der Forensik entlassen werden, eine grof3e Herausforde-
rung fir eine Klinik dar. Auch diesen Menschen aus dem Rhein-Neckar-Kreis sollte ein
wohnortnahes Angebot gemacht werden, falls nicht therapeutisch ein Wohnortwechsel
sinnvoll ist. Allerdings sollte darauf geachtet werden, dass dieser Personenkreis nicht nur
in Angebote im Planungsraum Wiesloch vermittelt wird, sondern auch in andere Pla-
nungsraume des Rhein-Neckar-Kreises, um eine Konzentration dieser Menschen in ei-
nem Gebiet — zum Beispiel der Stadt Wiesloch — zu vermeiden und somit die Wiederein-
gliederung zu erleichtern.

" Auskunft Forensik PZN im Fachgesprach am 01.12.2016.
'8 Sjehe hierzu die entsprechende Handlungsempfehlung aus dem Bereich Wohnen in Kapitel 7.5.
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Die Situation von Kindern psychisch kranker Eltern wurden lange in der Erwach-
senenpsychiatrie zu wenig wahrgenommen. Herauszuheben ist das Kooperationsprojekt
,=Hand in Hand — Praventionsnetz fur junge Familien“. Diese Kooperation zwischen Ju-
gendhilfe und Erwachsenenpsychiatrie des Rhein-Neckar-Kreises hat sich seit 2007 im
Bereich der ,Fruhen Hilfen®, also in der Versorgung von Kindern psychisch kranker Eltern
in den ersten drei Lebensjahren, gut bewahrt. Zu begrufRen ist das in der Allgemeinpsy-
chiatrie aufgelegte Programm zur systematischen Wahrnehmung und Betreuung auch
alterer minderjahriger Kinder von Patienten. Eine Intensivierung der sektorentbergreifen-
den Kooperation der Klinik mit der Jugendhilfe und gegebenenfalls komplementéaren Tra-
gern ware auch flr diese Altersgruppe jenseits der ,Frihen Hilfen“ sinnvoll.*

Psychiatrische Institutsambulanzen sind ein wichtiges Bindeglied zwischen der statio-
naren und der ambulanten Versorgung. Meist sind die Psychiatrischen Institutsambulan-
zen in die Raumlichkeiten des Gemeindepsychiatrischen Zentrums (GPZ) integriert, um
die Wege fur die Klienten kurz zu halten und die Zugange niederschwellig zu ermdglichen.
Im Rhein-Neckar-Kreis ist dies nur in den Gemeindepsychiatrischen Zentren in Wiesloch
und Sinsheim der Fall. Im Planungsraum Neckargemiind/Eberbach werden keine Sprech-
stunden der PIA angeboten. Daher sollte geprift werden, ob die PIA in allen Planungs-
raumen im Rhein-Neckar-Kreis in den Raumlichkeiten der GPZ Sprechstunden anbieten
kann. Besonders wichtig ware dies im Planungsraum Neckargemind/Eberbach, da dort
momentan gar keine Sprechstunden der PIA stattfinden.

Ein psychiatrischer Krisendienst wird von Psychiatrieerfahrenen und Angehérigen seit
Jahren gefordert, entsprechende Planungen werden vom Landesarbeitskreis Psychiatrie
wie auch vom PZN ausdrticklich begruf3t. Ziel ist dabei die Gewahrleistung niederschwel-
liger kompetenter Beratungsleistungen und gegebenenfalls eine kurzfristige Behandlungs-
terminvermittlung, auch zur Vermeidung stationéarer psychiatrischer Krankenhausbehand-
lungen.”®

19 Siehe hierzu auch die Handlungsempfehlungen aus dem Bereich der Jugendhilfe in Kapitel 4.7.
%0 sjehe hierzu auch die Handlungsempfehlung aus dem Bereich der Selbsthilfe in Kapitel 4.7.
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6 Arbeit und Beschaftigung

Fir Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung sind Erwerbstatigkeit und Beschaftigung auf3erst bedeutsame Elemente der
Tagesstrukturierung. Durch Arbeit und Beschéftigung entsteht ein produktiver Rahmen fiir
die Alltags- und Lebensgestaltung im Ganzen.

Mit der UN-Behindertenrechtskonvention wurde dem Ziel der gleichberechtigten Teilhabe,
Selbstbestimmung und personlichen Entfaltung im Arbeits- und Erwerbsleben ein neuer
Anschub gegeben. Bei Arbeitgebern ist die Zielperspektive Inklusion inzwischen aner-
kannt. Die Erwerbspotenziale von Menschen mit Behinderungen oder gesundheitlichen
Einschrankungen werden vermehrt in den Blick genommen und im Arbeitsleben genutzt.*

Eine seelische Behinderung tritt in der Regel im Verlauf des Lebens auf. Haufig verfligen
die betroffenen Personen bereits tber eine regulére schulische und berufliche Ausbildung.
Sie weisen oft eine mehr oder weniger differenzierte Erwerbsbiografie auf und besitzen
die notwendige Fahigkeit zur selbststandigen Mobilitdt. Gleichwohl sind einer Beschéfti-
gung von Menschen mit seelischer Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt durch
ihre chronische psychische Erkrankung nach wie vor enge Grenzen gesetzt.?

In diesem Kapitel geht es im Kern um den Personenkreis der wesentlich seelisch behin-
derten Menschen, die eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur Tages-
strukturierung und Beschéftigung erhalten. Dabei handelt es sich um individuelle Leis-
tungen im Rahmen der Eingliederungshilfe nach dem Landesrahmenvertrag, die in Werk-
statten fir Menschen mit psychischer Erkrankung aber auch auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt erbracht werden kénnen. Des Weiteren geht es um Angebote, die von anderen
Leistungstragern finanziert werden, insbesondere von der Bundesagentur fir Arbeit oder
dem Jobcenter des Rhein-Neckar-Kreises.

Vor einer Beschaftigung in einer Werkstatt fir behinderte Menschen haben Erwachsene
mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung teilwei-
se bereits eine Tatigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausgetibt und dadurch An-
spriche gegenuber Rentenversicherungstragern erworben. Daher sind insbesondere im
Berufshildungsbereich der Werkstatt haufig auch Rentenversicherungstrager die Leis-
tungstrager von RehabilitationsmaRnahmen zur Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit.
Ziel ist hier eine Arbeitsaufnahme, die in der Werkstatt oder auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt erfolgen kann.?

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande (BDA): Bildung inklusiv. Potenziale entfalten
durch Inklusion. Berlin 2014.

Vgl. die Expertise ,Die Arbeitssituation von Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen in
Deutschland®. Deutsche Gesellschaft fir Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheil-
kunde e.V. (DGPPN). Berlin 2015.

Vgl. hierzu auch Kapitel 6.2


http://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwif4rbZl4_SAhVrI8AKHVY0CHwQFggaMAA&url=http%3A%2F%2Fwww.arbeitgeber.de%2F&usg=AFQjCNGXu5qCCaVjMDzwmrYI7RKOFlqjqw
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6.1 Allgemeiner Arbeitsmarkt

Unternehmen und Betriebe des allgemeinen Arbeitsmarkts sind durch den demografi-
schen Wandel zunehmend vor Herausforderungen gestellt: Ihre Belegschaften altern und
die erwerbstatige Bevolkerung nimmt ab. Zugleich muss mit zunehmendem Alter der Be-
legschaft auch vermehrt mit dem Auftreten von gesundheitlichen Einschrankungen oder
Behinderungen gerechnet werden. Arbeitgeber sind somit aufgefordert, grundsatzlich
alle vorhandenen Potenziale nhoch besser zu nutzen und dabei auch die Erwerbspotenzia-
le von Menschen mit Behinderungen verstarkt in Betracht zu ziehen.' Damit geraten auch
jene Menschen mit psychischer Erkrankung in den Blick, die nach Moglichkeit regular am
Erwerbsleben teilnehmen und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tatig werden kdnnen.

Der Bundesagentur fur Arbeit kommt die Aufgabe zu, Uber die zur Verfigung stehenden
verschiedenen Unterstiitzungs- und Férderméglichkeiten zu beraten. Diese beriicksichti-
gen unterschiedliche Grade von Beeintrachtigungen und zielen darauf ab, die Stabilitat
und Belastbarkeit zu steigern, die Erwerbspotenziale zu fordern und in ein dauerhaftes
Beschaftigungsverhaltnis zu vermitteln. Geeignete MalRhahmen kdénnen sein:

e Unterstiitzte Beschaftigung (UB),

Werkstatt fur behinderte Menschen (WfbM),

Unterstitzungsmaoglichkeiten mit dem Ziel duale Ausbildung,

Weiterbildung im Rahmen eines Berufsforderungswerks (BFW),

betreute betriebliche Umschulung sowie

berufliche ReintegrationsmalRnahmen fir behinderte Menschen.

Zusatzlich zu diesen Maflinahmen, die hinsichtlich ihrer Dauer variieren und teilweise nicht
am Wohnort verfigbar sind, kommen weitere allgemeine Férderleistungen und Angebote
in Betracht. Im Vorfeld pruft die Bundesagentur fur Arbeit die Anspruchsvoraussetzungen
(MaRRnahmen des SGB Il und SGB IlI) von

¢ Probebeschéftigungen bis zu 3 Monaten,

Eingliederungszuschissen fir Arbeitgeber bei einer Einstellung,

Trainingsmafnahmen bei einem Arbeitgeber flr bis zu 4 Wochen oder
Ausbildungszuschiissen fir eine duale betriebliche Ausbildung.

Ein weiterer wichtiger Akteur ist auch das Jobcenter Rhein-Neckar-Kreis. Dort erfolgt
unter anderem die Beratung und Vermittlung fur schwerbehinderte Menschen und berufli-
che Rehabilitanden — Teilnehmer an MaRnahmen zur (Wieder-)Eingliederung behinderter
Menschen in das Erwerbsleben geman 8§ 33 ff. SGB IX.?

MalRnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben fir Menschen mit psychischer Erkrankung im
Bezirk der Agentur fur Arbeit Heidelberg werden insbesondere bei der SRH angeboten.?

Im Rhein-Neckar-Kreis erfolgt fir geeignete Menschen mit psychischer Erkrankung am
SRH Berufshildungswerk Neckargemiind eine individuelle betriebliche Qualifizierung
(InbeQ) im Rahmen der Unterstitzten Beschaftigung (UB) nach § 38a SGB IX. Das Ziel
ist hierbei, eine Eingliederung in eine Werkstatt zu vermeiden. Durch die InbeQ soll — un-
ter besonderer Berlicksichtigung der jeweiligen Fahigkeiten und Fertigkeiten — ein behin-
derungsgerechtes und sozialversicherungspflichtiges Beschaftigungsverhéltnis auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt begriindet werden.

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbande (BDA): Inklusion Unternehmen. Ausbildung und
Beschéftigung von Menschen mit Behinderung — ein Leitfaden. Berlin 2014.
https://www.jobcenter-rnk.de/markt-und-integration/reha-schwerbehinderte/; 02.02.2018.

Vgl. hierzu auch die Prasentation der Agentur fir Arbeit Heidelberg (Reha/SB-Team) mit Stand vom
08.05.2015: ,Teilhabe am Arbeitsleben”, MalRnahmen im Bezirk der Agentur fiir Arbeit Heidelberg.


https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwir8Pf5hvTTAhWQaFAKHQuLDxUQFggjMAA&url=https%3A%2F%2Fwww.bbw-neckargemuend.de%2F&usg=AFQjCNFxk9ROycMNlaAEOHs07BoGqnbYKQ
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In Wiesloch unterstitzt das SRH Berufliche Trainingszentrum Rhein-Neckar (BTZ)
Menschen mit psychischer Erkrankung bei der beruflichen Eingliederung in den allgemei-
nen Arbeitsmarkt. Die Angebote beinhalten schwerpunktmaflig Berufliche Trainings zur
Vorbereitung auf die Rickkehr in das erlernte Berufsfeld auf dem allgemeinen Arbeits-
markt. Zusatzlich werden MalRnahmen zur Berufsfindung, Eignungsabklarung und Ar-
beitserprobung durchgefuhrt. Im BTZ werden dartiber hinaus Ausbildungen und Umschu-
lungen in gewerblich-technischen und Dienstleistungsberufen, Berufsvorbereitungen,
berufsvorbereitende Bildungsmalinahmen und betreute betriebliche Umschulungen
/Ausbildungen angeboten.

Integrationsfachdienst

Der Integrationsfachdienst (IFD)* berat und unterstitzt Arbeitgeber, die Menschen mit
psychischer Erkrankung oder schwerbehinderte Menschen beschéftigen oder beschéfti-
gen wollen. Er arbeitet im Auftrag des KVJS-Integrationsamtes. Im Rhein-Neckar-Kreis ist
der IFD beim Baden-Wirttembergischen Landesverband fur Pravention und Rehabilitation
gGmbH (BWLV) angesiedelt und wird dort von zwei Standorten aus tétig: Aus der Stadt
Heidelberg fir den sid-ostlichen Teil des Landkreises und aus der Stadt Mannheim fir
den nord-westlichen Teil des Landkreises.

Der IFD berat auch Menschen mit einer psychischen Erkrankung und Unterstiitzungsbe-
darf beim Zugang in das Arbeitsleben oder in eine Ausbildung. Der IFD kann bei der Su-
che nach einem geeigneten Arbeitsplatz unterstiitzen, sofern er eine Beauftragung dafur
erhalt. Zudem beréat er auch Menschen mit psychischer Erkrankung im Arbeitsleben.

Die Sicherung bereits bestehender und neu erreichter sozialversicherungspflichtiger Ar-
beitsverhaltnisse flr besonders schwerbehinderte Menschen ist eine Kernaufgabe des
IFD. Im Jahr 2016 wurden in Baden-Wrttemberg 2.317 Arbeitsverhaltnisse fir Menschen
mit psychischer Erkrankung gesichert. Im Landesdurchschnitt waren dies 22 Falle je
100.000 Einwohner. Mit 16 Féallen je 100.000 Einwohner lag die Kennziffer fir das Ange-
bot Sicherung im Rhein-Neckar-Kreis unter dem Landesdurchschnitt. Im Jahr 2016 haben
die Integrationsfachdienste insgesamt 455 Menschen mit psychischer Erkrankung als
Vermittlungsfalle unterstitzt — dabei wurden 72 Personen in neue Arbeitsverhaltnisse
vermittelt. Im Durchschnitt des Landes Baden-Wiurttemberg gab es 4,2 Vermittlungsfalle
je 100.000 Einwohner. Mit 0,9 Vermittlungsfallen je 100.000 Einwohner lag die Kennziffer
fur das Angebot Vermittlung im Rhein-Neckar-Kreis unter dem Landesdurchschnitt.®

Auch fur Menschen mit einer psychischen Erkrankung, die aus einer Werkstatt ausgeglie-
dert werden mdéchten sowie fir Schulabganger aus Sonderpadagogischen Bildungs- und
Beratungszentren (SBBZ), ist der IFD zustandig. Fur das Gelingen ist eine enge Koopera-
tion mit der jeweiligen Werkstatt oder Schule erforderlich. Bei einer Vermittlung in Arbeit
ist der Besitz des Schwerbehindertenausweises nétig, um Lohnkostenzuschisse erbrin-
gen zu kénnen und damit gegenliber potenziellen Arbeitgebern einen Nachteilsausgleich
und Anreiz zur Einstellung von Menschen mit psychischer Erkrankung zu schaffen.

Bei erfolgreichen Ubergangen von der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt steht
der IFD schwerbehinderten Personen und deren Arbeitgebern weiterhin als Ansprech-
partner zur Verfiigung. Seelisch behinderte Menschen und in der Folge potenzielle Ar-
beitgeber kdbnnen vom Programm ,Arbeit inklusiv® im Rahmen der ,,Aktion 1000 — Per-
spektive 2020“ des KVJS profitieren, wenn diese aus der MaRnahme Unterstiitzte Be-

“  §§109 bis 115 SGB IX

® Vgl. hierzu Kapitel 5.3 der aktuellen Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund Baden-
Wiirttemberg 2015/2016. Ergebnisse einer Datenerhebung bei den Stadt- und Landkreisen. Landkreistag
Baden-Wirttemberg, Stadtetag Baden-Wirttemberg und KVJS. Stuttgart 2017.


https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwi0s5WOrI7ZAhVGiSwKHcPFB6QQFggnMAA&url=https%3A%2F%2Frp.baden-wuerttemberg.de%2FThemen%2FBildung%2FEltern%2FBildungswege%2FSeiten%2FSonderpaedagogische_Bildungs-und-Beratungszentren.aspx&usg=AOvVaw0Nbd-2FW9N7QNBrhhaVDH-
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwi0s5WOrI7ZAhVGiSwKHcPFB6QQFggnMAA&url=https%3A%2F%2Frp.baden-wuerttemberg.de%2FThemen%2FBildung%2FEltern%2FBildungswege%2FSeiten%2FSonderpaedagogische_Bildungs-und-Beratungszentren.aspx&usg=AOvVaw0Nbd-2FW9N7QNBrhhaVDH-
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schéaftigung (UB), aus einer Schule, einer Werkstatt oder aus der Arbeitslosigkeit kommen
und der IFD fruhzeitig in den Vermittlungsprozess eingebunden wird, zum Beispiel im
Rahmen von Praktika, die zu einem Arbeitsverhéaltnis fiihren kénnen.

Lohnkostenzuschiisse

Um Anreize zur Beschéaftigung von Menschen mit psychischer Erkrankung zu schaffen
und deren Chancen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erhdhen, konnen Arbeitgeber
Lohnkostenzuschiisse aus Mitteln der Ausgleichsabgabe erhalten, wenn sie Menschen
einstellen, die zuvor in einer anerkannten Werkstatt fir Menschen mit einer psychischen
Erkrankung beschéftigt waren, oder die entsprechend aus einer Malinahme, der Schule
oder der Arbeitslosigkeit kommen. Das Integrationsamt beim KVJS bezuschusst auch die
behindertengerechte Ausstattung eines Arbeitsplatzes und zahlt einen Lohnkostenzu-
schuss bei auRergewohnlichen Belastungen des Arbeitgebers, zum Beispiel bei Minder-
leistung oder einem aulR3ergewdhnlichen Betreuungsaufwand.

Des Weiteren gibt es erganzende Lohnkostenzuschiisse. Bei unbefristeten Arbeitsver-
tragen erbringen die Bundesagentur fur Arbeit und das Integrationsamt in den ersten drei
Jahren im begriindeten Einzelfall bis zu 70 Prozent einen Lohnkostenzuschuss. Ab dem
vierten Jahr beteiligt sich der Eingliederungshilfetrdger bis maximal 30 Prozent und das
Integrationsamt mit 40 Prozent. Bei befristeten Arbeitsvertragen ist die Forderung ent-
sprechend angepasst. Das gesamte Forderpaket stimmt der IFD-Fachberater mit den
Leistungstragern ab und leitet es in die Wege. Diese Vorgehensweise fihrt fir anstel-
lungswillige Arbeitgeber zu mehr Planungssicherheit und reduziert ihren Verwaltungsauf-
wand. Der Rhein-Neckar-Kreis hat bereits vor einigen Jahren eine Vereinbarung mit dem
Integrationsamt beim KVJS Uber erganzende Lohnkostenzuschiisse abgeschlossen. Der
Rhein-Neckar-Kreis bietet diese Leistung als sogenanntes Budget fir Arbeit an. Bisher
wurden mit 39 Stadt- und Landkreisen entsprechende Verwaltungsvereinbarungen abge-
schlossen. Diese Trager der Eingliederungshilfe unterstiitzen somit die nachhaltige Be-
schéaftigung von wesentlich behinderten Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
durch die Bewilligung von erganzenden Lohnkostenzuschiissen aus freiwilligen Leistun-
gen zur Eingliederungshilfe.® Das Bundesteilhabegesetz wird die Leistungssystematik in
den kommenden Jahren verandern. Wie, ist heute noch nicht hinreichend genau bekannt.
So sieht auch das BTHG explizit ein ,Budget fir Arbeit* (§ 61) ab dem 01.01.2018 mit
Inkrafttreten der 2. Reformstufe des Gesetzes vor.’

Kooperation von SAP, KVJS und IFD Heidelberg

Seit dem Start des globalen Programms ,Autism at Work® im Jahr 2013 hat der Soft-
warehersteller SAP mit Sitz in Walldorf weltweit 100 Menschen aus dem Autismus-
Spektrum als Vollzeitkrafte, Auftragnehmer oder Praktikanten eingestellt. Ziel des Pro-
gramms ist es, dass sie ein Prozent der weltweiten Belegschaft, im Jahr 2016 rund 650
Arbeitsplatze, besetzen. An den SAP-Standorten in Walldorf und St. Leon-Rot sollen bis
zum Jahr 2020 rund 140 Menschen mit Autismus — insbesondere mit Asperger-Syndrom
— einen Arbeitsplatz finden. Bei diesen Menschen kénnen das Erkennen und Analysieren
besonderer Strukturen, logischer Zusammenhange und markanter Details besonders gut

KVJS: Geschéftsbericht 2015/2016. Zahlen — Daten — Fakten zur Arbeit des Integrationsamtes. S. 5.

" Im BTHG (SGB IX-neu) heifdt es dazu in § 61 Absatz 2: ,Das Budget fiir Arbeit umfasst einen Lohnkosten-
zuschuss an den Arbeitgeber zum Ausgleich der Leistungsminderung des Beschaftigten und die Aufwen-
dungen fiir die wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz®.
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auspragt sein. Das Programm ,Autism at Work"® ist zugleich ein wichtiger Baustein des
SAP-Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention.®

Um diese Arbeitsplatze mit geeigneten autistischen Mitarbeitern besetzen zu kdénnen, hat
SAP zur Umsetzung des Projekts das KVJS-Integrationsamt und den Integrationsfach-
dienst Heidelberg involviert. Im Rahmen der Kooperation wurde eine Koordinierungsstelle
bei SAP eingerichtet, die das KVJS-Integrationsamt finanziell mit Mitteln der Ausgleichs-
abgabe bis zum 31.12.2020 fordert. Des Weiteren wurde der Integrationsfachdienst Hei-
delberg zur Unterstitzung des Projekts um eine weitere Personalstelle aufgestockt, die
ebenfalls durch das KVJS-Integrationsamt finanziert wird. Der IFD wirkt aktiv bei der An-
bahnung der neuen Arbeitsverhéltnisse mit und klart auch mit den jeweils zustéandigen
Leistungstragern mogliche Forderleistungen fur die neuen Arbeitsverhéltnisse ab. Der IFD
Ubernimmt zudem die psychosoziale Betreuung der autistischen SAP-Mitarbeiter.’

Inklusionsbetriebe

Mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) heil3en Integrationsunternehmen beziehungswei-
se Integrationsprojekte kunftig Inklusionsbetriebe.® Bei Inklusionsbetrieben handelt es
sich um Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes, die aber gemaf ihrem Unterneh-
mensziel schwerbehinderte Menschen beschéftigten und daher gemeinnitzig sind. Trager
sind meist Vereine oder auch Werkstatten. Dabei ist es malRgebend, dass ein Teil der
schwerbehinderten Beschaftigten von ihrer Behinderung besonders betroffen sind.

Da sie Teil des allgemeinen Arbeitsmarkts sind, kénnen sie zugleich eine Briucke zwi-
schen Arbeitslosigkeit, Schulen, Kliniken, Reha-Einrichtungen und der Werkstatt fur be-
hinderte Menschen im Ubergang zu anderen gewerblichen Betrieben darstellen. Ein Un-
ternehmen darf sich kinftig erst dann Inklusionsbetrieb nennen und ist damit gemeinndt-
zig, wenn es mindestens 30 Prozent (zuvor waren es 25 Prozent) und in der Regel héchs-
tens 50 Prozent schwerbehinderte Menschen beschaftigt.

Die Betriebe sind rechtlich und wirtschaftlich selbststéandige Unternehmen, die unter den
O6konomischen Bedingungen des jeweiligen Arbeitsfeldes téatig sind. Sie werden aus Mit-
teln der Ausgleichsabgabe finanziell geférdert und richten sich auch an jene Menschen
mit seelischer Behinderung, deren Teilhabe an einer anderen Beschaftigung auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt besonders erschwert ist.

Im Jahr 2015 gab es in Baden-Wrttemberg 80 solcher Unternehmen mit insgesamt 3.587
Beschaftigten, davon 1.538 Menschen mit einer Schwerbehinderung. Hierzu zahlten
1.321 Personen zu den besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen. Ohne diese
Unternehmensform héatten sie voraussichtlich keine Beschéftigung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt gefunden. Von den 1.538 Menschen mit Schwerbehinderung waren 368 (24
Prozent) als seelisch behindert einzustufen. Ihre Zahl ist vom Jahresende 2013 (343 Per-
sonen) binnen zwei Jahren um 7 Prozent gestiegen. In 39 der 44 Stadt- und Landkreise
war am Jahresende 2015 mindestens ein Inklusionsbetrieb eingerichtet.™

http://news.sap.com/germany/sap-und-der-kommunalverband-fur-jugend-und-soziales-in-baden-

wurttemberg-entwickeln-gemeinsam-das-projekt-autism-at-work-weiter; 11.08.2017.

https://www.kvjs.de/behinderung-und-beruf/projekteinitiativen/autismatwork; 11.08.2017.

1 purch die Reformstufe 2 im Rahmen des BTHG wird das Schwerbehindertenrecht ab dem 01.01.2018 in
den 88 151 — 241 des SGB IX-neu zu finden sein. Es bildet somit den 3. Teil des SGB IX-neu.

' KVJS: Geschéftsbericht 2015/2016. Zahlen — Daten — Fakten zur Arbeit des Integrationsamtes. S. 22


https://www.kvjs.de/behinderung-und-beruf/
https://www.kvjs.de/behinderung-und-beruf/integrationsfachdienste-ifd/
https://www.kvjs.de/behinderung-und-beruf/integrationsfachdienste-ifd/
https://www.kvjs.de/behinderung-und-beruf/angebot-fuer-arbeitgeber/ausgleichsabgabe/
https://www.kvjs.de/behinderung-und-beruf/angebot-fuer-arbeitgeber/ausgleichsabgabe/
https://www.kvjs.de/behinderung-und-beruf/projekteinitiativen/autismatwork
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Im Rhein-Neckar-Kreis sind drei Inklusionsbetriebe tatig, deren Einzugsgebiet und Zu-
standigkeitsbereich sich auch auf die Stadt Heidelberg erstreckt. Damit ist die Versorgung
des Rhein-Neckar-Kreises mit Inklusionsbetrieben vergleichsweise hoch. Es sind folgende
Betriebe tatig:

Die ifa Heidelberg / Rhein-Neckar GmbH ist eine Inklusionsfirma mit Sitz in Heidel-
berg, die in erster Linie Menschen mit psychischer Erkrankung qualifiziert und be-
schéftigt. Die ifa bietet Tatigkeiten in den Bereichen Malerei, Umzug, Abbruch, De-
montage und Entsorgung sowie Verkauf von Secondhand-Artikeln an. Sie unterhalt
auch Standorte — in Form zweier Secondhand-Laden — in Weinheim und Schwetzin-
gen. Am 31.12.2015 arbeiteten insgesamt 12 Menschen mit seelischer Behinderung
bei der ifa, davon 10 Personen in Teilzeit.”* Die Beschaftigten wohnten im Rhein-
Neckar-Kreis (7 Personen), in Heidelberg (4 Personen) und im Landkreis Karlsruhe
(eine Person).”

Die agqb — Arbeit und Qualifizierung fur behinderte Menschen GmbH ist eine ge-
meinsame Tochter des Vereins zur beruflichen Integration und Qualifizierung e.V. und
der ifa Heidelberg/Rhein-Neckar e.V. Das Inklusionsunternehmen agb mit Sitz in Hei-
delberg verfolgt das Ziel, Arbeits-, Beschaftigungs- und Qualifizierungsmoglichkeiten
fur Menschen mit Schwerbehinderung in den Bereichen Lebensmitteleinzelhandel und
Gastronomie zu schaffen. Sie kooperiert dabei mit REWE und die Lebensmittelmarkte
firmieren jeweils als NAHKAUF. Sie betreibt einen Lebensmittelmarkt auf dem Em-
mertsgrund, in Sandhausen und ein Café in Heidelberg. Im Jahr 2017 konnte die agb
einen weiteren Supermarkt in Sandhausen sowie einen Markt in Ketsch eréffnen, wo-
mit sich die Mitarbeiterzahl verdoppelte. Am 31.12.2015 arbeiteten insgesamt 6 Men-
schen mit seelischer Behinderung bei der agb — alle in Teilzeit."* Die Beschaftigten
wohnten im Rhein-Neckar-Kreis (4 Personen) und in Heidelberg (2 Personen).*

Die Integra Service GmbH gehort zu den ersten Integrationsprojekten die Anfang der
1980er Jahre in Deutschland gegriindet wurden. Das Unternehmen mit Sitz in Wall-
dorf bietet Arbeits-, Trainings- und Qualifizierungsplatze in den Bereichen Industrie
Service, Umwelt Service, Garten und Bau sowie verschiedene Dienstleistungsangebo-
te fur SAP-Mitarbeiter an. Am Ende des Jahres 2015 arbeiteten hier sechs Menschen
mit seelischer Behinderung, davon drei in Vollzeit.'* Der Einzugsbereich der Integra
erstreckt sich in einem Umkreis von zehn Kilometer um die Stadt Walldorf herum.*’

12
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Zahl der Beschaftigten mit seelischer Behinderung: Interne Statistik KVJS-Integrationsamt zum
31.12.2015.

Nach Auskunft der ifa Heidelberg / Rhein-Neckar GmbH vom 6. Oktober 2016 und vom 01. Februar 2018.
Zahl der Beschaftigten mit seelischer Behinderung: Interne Statistik KVJS-Integrationsamt zum
31.12.2015.

Nach Auskunft der agb GmbH vom 6. Oktober 2016 und vom 01. Februar 2018.

Zahl der Beschaftigten mit seelischer Behinderung: Interne Statistik KVJS-Integrationsamt zum
31.12.2015.

Nach Auskunft der Integra Service GmbH vom 29. September 2016.
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6.2 Werkstatten

Werkstatten stellen fiir jene Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und we-
sentlicher seelischer Behinderung eine geeignete Einrichtung zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben und zur Eingliederung in das Arbeitsleben dar, die wegen Art oder Schwere der Be-
hinderung ohne besondere Unterstlitzung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschéftigt werden kénnen.*

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behin-
derung minden haufig mit einem allgemeinen Schulabschluss und teilweise auch einer
bereits abgeschlossenen Berufsausbildung in eine Werkstatt ein. Dies unterstreicht die
Aufgabe von Werkstatten, den Ubergang der Beschaftigten auf den allgemeinen Arbeits-
markt zu initiieren, zu fordern und mit Fachkraften zu begleiten. Allerdings sind die Uber-
gangsquoten bislang niedrig und liegen bundesweit in einem unteren einstelligen Pro-
zentbereich. Die Grunde hierfur sind vielfaltig: Auf Seiten der Werkstatt-Beschaftigten sind
es einerseits die unmittelbaren Folgen ihrer Erkrankung und andererseits ein instabiler,
wenig vorhersehbarer Krankheitsverlauf. Beides erweist sich in der Praxis als Vermitt-
lungshemmnis. Hinzu kommt noch das bereits hhere Lebensalter. Auf Seiten der Arbeit-
geber wird haufig eine wenig kalkulierbare Arbeitsleistung, mangelnde Kontinuitat des
Arbeitsablaufs und eine erhéhte Ausfallzeit des Personenkreises befiirchtet.?

Werkstattbereiche im Uberblick

Im zumeist dreimonatigen Eingangsverfahren wird ermittelt, fur welche beruflichen Ta-
tigkeiten ein Mensch mit psychischer Erkrankung geeignet ist und ob dieser in einer
Werkstatt tatig sein kann. Leistungstrager sind hier in der Regel die Bundesagentur fir
Arbeit sowie die Trager der Rentenversicherung.

Im sich anschliel3enden Berufsbildungsbereich (BBB) erfolgt eine zweijahrige berufliche
Forderung. FUr Menschen mit psychischer Erkrankung dient dieser Bereich auch einer
ErschlieBung neuer beruflicher Tatigkeitsfelder. Dies ist dann der Fall, wenn sie ihren
friheren Beruf krankheitsbedingt nicht langer austiben kdnnen und sich in der Folge be-
ruflich neu orientieren missen. Der Berufsbildungsbereich zielt auf eine Arbeitsaufnahme
ab, die in einer anerkannten Werkstatt fir Menschen mit psychischer Erkrankung oder auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt erfolgen kann. Verantwortlich fur die Finanzierung sind die
beiden Rehabilitationstrager Bundesagentur fir Arbeit und Deutsche Rentenversicherung.

Die Leistungen im Arbeitsbereich der Werkstatt sind Leistungen der Eingliederungshilfe.
Die dort Beschaftigten stehen mit der Werkstatt in einem arbeitnehmerahnlichen Rechts-
verhaltnis, unterliegen der Sozialversicherungspflicht und erwerben damit zugleich Ren-
tenanspriiche. Die Voraussetzung fir eine Beschéftigung im Arbeitsbereich ist die Fahig-
keit, ,wenigstens ein Mindestmal} wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu erbrin-
gen“.? Ist diese Voraussetzung nicht gegeben, kommen andere Angebote der Tagesstruk-
tur’ in Betracht, die auBerhalb der Werkstatt und zusétzlich zu den Wohnleistungen oder
auch unabhangig davon gewahrt werden kénnen, um Teilhabe an Arbeit und Beschéfti-
gung zu ermdglichen.

! §219 Abs. 1 SGB IX-neu.

Vgl. hierzu die Expertise ,Die Arbeitssituation von Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen in
Deutschland®. DGPPN. Berlin 2015.

® §58Abs. 1 SGB IX-neu.

Kurzbezeichnung fir ,Tagesstrukturierung und Férderung fir psychisch behinderte Menschen® die in Kapi-
tel 6.3 behandelt wird.
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Bei der Beschaftigungsform Aul3enarbeitsplatz handelt es sich um eine begleitete Tatig-
keit von Werkstatt-Beschaftigten in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarkts. Ausgelager-
te Gruppen- oder Einzelarbeitsplatze, betriebsintegrierte Arbeitsplatze sowie Praktika
konnen erste Schritte in Richtung allgemeiner Arbeitsmarkt sein. Formal bleiben die Be-
schaftigten allerdings Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Werkstatt. Durch den Aufbau
von tragfahigen Kooperationen von Werkstatten mit Unternehmen kann es gelingen, dass
Werkstatt-Beschatftigte tGiber Aul3enarbeitsplatze den dauerhaften Wechsel in eine regula-
re Beschéftigung schaffen.®

Standort-Perspektive

Im Rhein-Neckar-Kreis gibt es zwei Trager von Werkstatten fir Menschen mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung. Dies sind der Caritas-
verband flr den Rhein-Neckar-Kreis e. V. mit einer Werkstatt in Weinheim sowie der
SPHV Rhein-Neckar e. V. mit jeweils einer Werkstatt in Wiesloch und in Meckesheim.
Damit stehen in drei von finf Planungsrdumen Werkstatt-Angebote zur Verfigung. Dar-
Uber hinaus gibt es einen Trager in Heidelberg: Mit den Rhein-Neckar-Werkstatten
gGmbH sind dort Platze an zwei Werkstatt-Standorten vorhanden. Es handelt sich um die
tragereigene Hauptwerkstatt im Stadtteil Rohrbach und eine angemietete Zweigwerkstatt
im Stadtteil Kirchheim. Trager der beiden Werkstatten ist die Johannes-Diakonie Mos-
bach. Der Zustandigkeitsbereich der Rhein-Neckar-Werkstéatten erstreckt sich auf die
Stadt Heidelberg und den sudlichen Rhein-Neckar-Kreis. Im Rahmen dieser Teilhabepla-
nung wurden folglich jene Beschaftigten in Heidelberg mit Leistungstragerschaft Rhein-
Neckar-Kreis miteinbezogen.

Am Ende des Jahres 2015 waren insgesamt 217 Erwachsene mit chronischer psychi-
scher Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in diesen Werkstatten be-
schaftigt, davon 53 im Berufsbildungsbereich, der allen Werkstatten jeweils angeschlos-
sen war. Eine Anzahl von Personen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesent-
licher seelischer Behinderung, die zum Stichtag 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis leb-
ten, arbeitete ferner in der ATW Mannheim und damit auRerhalb des Landkreises.®

Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Standort der Werkstatt und Planungsraumen (inklusive Berufshildungsbereich)
Arbeitsbereich | Berufshildungsbereich Gesamt
Rhein-Neckar-Kreis 101 47 148
Planungsraum Neckargemiind/Eberbach - - -
Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim - - -

Planungsraum Sinsheim 3 5 8

Planungsraum Weinheim 54 16 70
Planungsraum Wiesloch 44 26 70
Stadt Heidelberg 63 6 69
Gesamt 164 53 217

Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=217).

> BDA: Inklusion Unternehmen. Ausbildung und Beschaftigung von Menschen mit Behinderung — ein Leitfa-

den. Berlin 2014.

Die ATW Mannheim wurde nicht mehr in die Erhebung einbezogen. Es hat sich gezeigt, dass sie bei der
Grundversorgung psychisch kranker Menschen im Rhein-Neckar-Kreis nur eine untergeordnete Rolle
spielt.
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Planungsraume

Die im Planungsraum Wiesloch angesiedelten NFp — Nordbadische Fabrikproduktionen
des SPHV wurden im Jahr 2008 als Werkstatt in Betrieb genommen. Diese liegt im Ge-
werbegebiet Sandpfad in Wiesloch-Frauenweiler in der Nahe eines S-Bahnhofes. In der
Umgebung sind mittelstdndische Firmen sowie groRe Unternehmen zu finden, wie etwa
die Heidelberger Druckmaschinen AG, SAP und MLP. Ausgefiihrt werden dort Industrie-
auftrage aus den Bereichen Textilveredelung (darunter auch Fuf3balltrikots von Bundes-
ligavereinen), Elektronikeinzelteilmontage, Konfektionierungs-, Verpackungs- und Sortier-
arbeiten sowie Metallbearbeitung. Die Werkstatt in Wiesloch ist zum Stichtag 31.12.2015
mit 70 Beschéftigten voll belegt. Am Ende des Jahres 2015 gab es einen Aul3enarbeits-
platz in einem Seniorenheim in der Stadt Heidelberg sowie flinf weitere Au3enarbeitsplat-
ze in anderen Betrieben. Durchschnittlich gelingt Giberdies jedes Jahr eine Vermittlung aus
der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Der IFD ist hierbei miteingebunden.

Im Planungsraum Sinsheim wurde im August 2015 eine weitere Werkstatt des SPHV in
Betrieb genommen. Damit wurde eine Handlungsempfehlung aus der ersten Teilhabpla-
nung 2009 umgesetzt. Die Werkstatt liegt direkt am Bahnhof Meckesheim. In dieser neu-
en Werkstatt stehen 60 Platze zur beruflichen Rehabilitation und Beschéftigung zur Ver-
figung. Zum Stichtag war sie mit 8 Platzen belegt. Auch dort werden die zuvor genannten
Industrieauftrdge ausgefuhrt. Ein zentraler Bestandteil der Werkstatt in Meckesheim ist
das Bistro-Café ,ochsen2“. Hierbei handelt es sich um einen integrativen Gastronomiebe-
reich, der auch fir die Offentlichkeit nutzbar ist. In der Werkstatt in Meckesheim gibt es
eine enge Kooperation mit dem Blrgerkreis fir psychosoziale Arbeit Sinsheim e. V.
So bietet der SpDi des Burgerkreises Sinsheim dort regelmafige Sprechstunden an.

Im Planungsraum Weinheim besteht die Werkstatt des Caritasverbands Rhein-Neckar
seit dem Jahr 2009. Sie umfasst zum Stichtag 31.12.2015 insgesamt 70 belegte Platze in
den Bereichen Wascherei, Holzverarbeitung, Gartenbau, Grofl3kiiche und Biro. Der Be-
rufsbildungsbereich ist auf verschiedene Raume verteilt und in die Arbeitsbereiche einge-
streut. AuRerdem werden auch Ubergreifende Schulungen angeboten. Fir die Beschaftig-
ten besteht etwa die Mdglichkeit einmal in der Woche an einem Bewerbungstraining in der
Tagesstruktur des Caritasverbands Rhein-Neckar in Schwetzingen teilzunehmen. Die
Fahrtkosten dorthin ibernehmen die Beschéftigten selbst. Der Trager plant, die seit April
2016 in Weinheim eroffnete Grof3kiiche perspektivisch auch zur Bewirtung der Umgebung
einzurichten. Es gibt eine AuRenarbeitsgruppe in einem groRen Mdbelhaus in der Stadt
Mannheim. In der Werkstatt finden zudem regelmaRige Sprechstunden des IFD statt.
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Kennziffern

Im Rhein-Neckar-Kreis lag die Kennziffer am 31.12.2015 bei 2,73 Werkstatt-Beschéftigten
je 10.000 Einwohner. Diese Kennziffer liegt im unteren Bereich der Stadt- und Landkreise,
fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen. Innerhalb des Rhein-Neckar-Kreises waren
die Kennziffern in den drei Planungsraumen Sinsheim, Weinheim und Wiesloch unter-
schiedlich hoch.

Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Standort der Werkstatt und Planungsrdumen (inklusive Berufsbildungsbereich)

absolut je 10.000 Einwohner
Rhein-Neckar-Kreis 148 2,73
Planungsraum Neckargemiind/Eberbach - -
Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim - -
Planungsraum Sinsheim 8 1,18
Planungsraum Weinheim 70 4,70
Planungsraum Wiesloch 70 5,09
Stadt Heidelberg 69 -
Gesamt 217 -

Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=217).

Alter, Geschlecht und Familienstand

Die 217 Werkstatt-Beschéftigten waren am 31.12.2015 zwischen 21 und 64 Jahre alt. lhr
durchschnittliches Alter lag bei 42 Jahren und damit etwas niedriger als in anderen Stadt-
und Landkreisen, fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen. Dabei lag das Durch-
schnittsalter der Beschaftigten im Arbeitsbereich mit 44 Jahren deutlich héher, als das
durchschnittliche Alter der Mitarbeitenden im Berufshildungsbereich mit 37 Jahren. Die
Beschaftigten der beiden Werkstétten in Heidelberg, die im Rhein-Neckar-Kreis wohnten,
waren mit 46 Jahren &lter als jene in den Werkstéatten in Weinheim (42 Jahre), Meckes-
heim (39 Jahre) und Wiesloch (38 Jahre).
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Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Alter in Prozent (inklusive Berufsbhildungsbereich)
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=217).

27 Prozent aller Beschéaftigten waren zwischen 40 und 50 Jahre alt. Weitere 26 Prozent
waren zwischen 30 und 40 Jahre alt und 16 Prozent waren unter 30 Jahre. Fast ein Drittel
der Werkstatt-Beschéftigten (30 Prozent), die zum Stichtag bereits 50 Jahre und alter wa-
ren, wird in den nachsten 10 bis 15 Jahren in den Ruhestand wechseln. Dabei handelt es
sich um 66 Personen.’

Im Berufsbildungs- und Arbeitsbereich der Werkstatten sind 34 Prozent der Beschaftigen
Frauen und 66 Prozent Manner. Die Verteilung nach Manner und Frauen entspricht hier
weitgehend dem Bild anderer Stadt- und Landkreise, fur die beim KVJS Vergleichsdaten
vorliegen.

83 Prozent aller Werkstatt-Beschéftigten sind ledig und 8 Prozent verheiratet. Weitere
9 Prozent sind geschieden. Der Anteil der ledigen Personen liegt dabei hoher als in den
anderen Stadt- und Landkreisen, fir die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen.

Diagnosen

Bei mehr als der Halfte der Werkstatt-Beschaftigten mit chronischer psychischer Erkran-
kung und wesentlicher seelischer Behinderung wurde als Hauptdiagnose eine Schizo-
phrenie festgestellt. Dieser Anteil entspricht den Werten in anderen Stadt- und Landkrei-
sen, fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen. In allen Werkstéatten war der Anteil der
Beschaftigten mit einer Intelligenzstérung vergleichsweise stark ausgepragt.

Wiesloch 13, Meckesheim 2,Weinheim 22, Heidelberg 29
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Werkstatt-Beschaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Hauptdiagnosen* in Prozent (inklusive Berufsbildungsbereich)
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=207).
* nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekirzt. Zu 10 Personen liegen keine Diagnosen vor.

Wohnform

Fur Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Be-
hinderung hat nicht nur das Arbeitsumfeld eine wichtige Bedeutung fir eine gleichberech-
tigte Teilhabe und die perstnliche Entfaltung ihrer Potenziale. Auch das konkrete Woh-
numfeld und eine gute Infrastruktur sind entscheidend fir die Moglichkeiten zur Selbstbe-
stimmung und Einbeziehung in die Gesellschaft. Im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt
Heidelberg kénnen die Werkstatt-Beschaftigten die Werkstatt-Standorte jeweils gut mit
offentlichen Verkehrsmitteln erreichen.

Von den Werkstatt-Beschaftigten lebten zum Stichtag am 31.12.2015

130 in einem Privathaushalt ohne Eingliederungshilfe fiir den Bereich Wohnen,
50 im ambulant betreuten Wohnen,

33 im stationaren Wohnen und

zwei Personen im begleiteten Wohnen in (Gast-)Familien.

Der Anteil der Werkstatt-Beschéftigten, die privat wohnten, war im Rhein-Neckar-Kreis
etwas niedriger als in anderen Stadt- und Landkreisen, fur die dem KVJS Vergleichsdaten
vorliegen. In der Werkstatt in Wiesloch lebten vergleichsweise viele Beschaftigte in einer
stationaren Wohnform (41 Prozent).
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Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Wohnform* in Prozent (inklusive Berufsbildungsbereich)
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=215).
* zu 2 Personen liegen keine Angaben vor.

Wohnorte

Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Wohnort (inklusive Berufshildungsbereich)
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Karte: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=217).
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Der ganz Uberwiegende Teil der 217 Werkstatt-Beschéftigten mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung wohnte zum Stichtag im Rhein-
Neckar-Kreis. In den finf Planungsraumen lebten 204 Personen, 13 lebten aufRerhalb in
anderen Stadt- und Landkreisen Baden-Wirttembergs oder im Bundesland Hessen.

Die Beschaftigten der Werkstatt in Wiesloch wohnten fast alle im Planungsraum Wiesloch.
Die Beschaftigten der Werkstatt in Weinheim wohnten ganz tberwiegend im Planungs-
raum Weinheim. Einige dieser Beschaftigten wohnten zudem im Planungsraum Schwet-
zingen/Hockenheim, wo es bislang keinen Werkstatt-Standort gibt. Die Beschaftigten der
Werkstatt in Heidelberg mit Leistungstrdgerschaft Rhein-Neckar-Kreis verteilten sich im
Kreis auf alle Planungsraume, allerdings mit einem erkennbaren Schwerpunkt im Pla-
nungsraum Wiesloch. Die acht Beschaftigten der Werkstatt in Mecksheim wohnten in den
beiden Planungsraumen Sinsheim (funf Personen) und Neckargemiind/Eberbach (drei
Personen).

Insgesamt betrachtet lebten zum Ende des Jahres 2015 in den Planungsrdumen Sins-
heim und Schwetzingen/Hockenheim die wenigsten Werkstatt-Beschaftigten, die meisten
lebten im Planungsraum Wiesloch.

Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Planungsraumen (inklusive Berufshildungsbereich)

absolut je 10.000 Einwohner

Planungsraum Neckargemiind/Eberbach 19 3,14
Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim 11 0,86
Planungsraum Sinsheim 11 1,63
Planungsraum Weinheim 60 4,03
Planungsraum Wiesloch 103 7,49
Gesamt Rhein-Neckar-Kreis 204 3,76
auf3erhalb 13 -

Gesamt 217 -

Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=217).

Schulabschluss und beruflicher Bildungsabschluss

Am 31.12.2015 verfugten 48 Prozent der Werkstatt-Beschéftigten Uber einen Hauptschul-
abschluss. 22 Prozent hatten die mittlere Reife erworben. 9 Prozent hatten zum Stichtag
einen Forderschulabschluss oder keinen allgemeinen Schulabschluss (7 Prozent). Ende
des Jahres 2015 konnten weitere 14 Prozent der Werkstatt-Beschaftigten die Fachhoch-
schul- oder allgemeine Hochschulreife vorweisen. Dieser Wert liegt Uber dem Durch-
schnitt anderer Stadt- und Landkreise, fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen.

Die Berufsausbildung der Werkstatt-Beschaftigten stellte sich wie folgt dar: 53 Prozent
hatten eine zwei bis dreijahrige Berufsausbildung und 3 Prozent eine Fach- oder Hoch-
schulausbildung. Mit 43 Prozent hatte weniger als die Halfte keinen beruflichen Ausbil-
dungsabschluss. Ein Prozent verfiigte Uber eine Ausbildung im Bereich Meis-
ter/Techniker. Die Verteilung der beruflichen Ausbildungsabschliisse war damit &hnlich
wie in anderen Stadt- und Landkreisen.
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Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
beruflichem Ausbildungsabschluss* (inklusive Berufsbildungsbereich)
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=212).
* zu 5 Personen liegen keine Angaben vor.

Leistungstrager

Der Rhein-Neckar-Kreis war fir 60 Prozent der Werkstatt-Beschéftigten der zustandige
Leistungstrager. FUr 24 Prozent waren die Bundesagentur fur Arbeit und der Rentenversi-
cherungstrager als Leistungstrager im Berufsbildungsbereich zustdndig. Zum Stichtag
erhielten 6 Prozent der Werkstatt-Beschéftigten Eingliederungshilfeleistungen aus Stadt-
und Landkreisen der Region. Fir 6 Prozent war der LWV Hessen zustandiger Leistungs-
trager und fur 2 Prozent waren es andere Kreise aus Baden-Wrttemberg.

Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach
Leistungstrager in Prozent (inklusive Berufshildungsbereich)
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=217).
* Region: Stadte Mannheim, Karlsruhe, Heidelberg und Heilbronn, Landkreise Heilbronn, Karlsruhe und
Neckar-Odenwald-Kreis.
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Zieht man andere Stadt- und Landkreise, fir die dem KVJS entsprechende Daten vorlie-
gen, zum Vergleich heran, so liegt die Belegung mit eigenen Burgern im Rhein-Neckar-
Kreis in den Werkstatten in Wiesloch, Meckesheim und Weinheim deutlich unter dem
Durchschnitt. Dabei ist allerdings zu beachten, dass auch viele Menschen mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung aus dem Rhein-
Neckar-Kreis die Rhein-Neckar-Werkstéatten in Heidelberg besuchen. Diese waren von
Beginn an auch fir diesen Personenkreis aus dem sudlichen Rhein-Neckar-Kreis konzi-
piert. Der Rhein-Neckar-Kreis hat sukzessive eigene Werkstatt-Platze aufgebaut.?

Dauer des Leistungsbezugs und Fluktuation

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung kdénnen grundsatzlich dauerhaft in einer Werkstatt beschatftigt werden. Gleichwohl
besuchen sie eine Werkstatt nicht selten auch nur voriibergehend. Die Griinde hierfir
sind durchaus vielfaltig: So kénnen einerseits akute Krankheitsschiilbe zu einem Abbruch
der Tatigkeit in der Werkstatt fihren. Andererseits kann einer Stabilisierung auch eine
Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt folgen.

Vor diesem Hintergrund stellt die Verweildauer in einer Werkstatt einen aufschlussreichen
Indikator fur die Zusammensetzung der Beschéftigten und auch fur regionale Besonder-
heiten dar. In den vier Werkstatten lag die durchschnittliche Verweildauer am 31.12.2015
bei 4 Jahren. Diese durchschnittliche Verweildauer stellt im Verhaltnis zu anderen Stadt-
und Landkreisen, fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen, einen niedrigen Wert dar.
Hierzu tragt aber auch die Inbetriebnahme der Werkstatt in Meckesheim im Jahr 2015 bei.

Werkstatt-Beschéaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg nach Dauer des Leis-
tungsbezugs am 31.12.2015 in Prozent (inklusive Berufsbildungsbereich)
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum 31.12.2015 (N=217).

8  Die Werkstatt wurde 1979 gegrindet. Siehe hierzu auch den Teilhabeplan fir Menschen mit chronischer

psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in der Stadt Heidelberg. Heidelberg
2017.



6.2 Werkstatten 65

Um eine Einschatzung vornehmen zu kénnen, wie sich die Belegung in den Werkstatten
in den letzten zehn Jahren entwickelt hat, wurden die drei Werkstatt-Trager um Daten zur
Fluktuation gebeten. Die Zahl der Werkstatt-Beschéftigten ist demnach vom Jahr 2005 bis
zum Jahr 2015 von 79 Personen sehr deutlich auf 217 Personen angestiegen.

Dies entspricht einer Zunahme von 138 Werkstatt-Beschéftigten in zehn Jahren bezie-
hungsweise 13 Personen pro Jahr. MaRgeblich dafiir war die schrittweise Inbetriebnahme
der Werkstatten in Wiesloch (2008), Weinheim (2009) und Meckesheim (2015). Gleichzei-
tig ist auch eine Abnahme der Beschéftigten in Leistungstréagerschaft des Rhein-Neckar-
Kreises in der Werkstatt Heidelberg beobachtbar: Seit dem Jahr 2005 ist die Zahl dieser
Beschaftigten von 79 Personen auf 69 Personen im Jahr 2015 gesunken. Dies entspricht
einem Ruckgang von 10 Werkstatt-Beschaftigten aus dem Rhein-Neckar-Kreis in zehn
Jahren beziehungsweise einer Person pro Jahr. Im Ganzen betrachtet ist die Zahl der
Werkstatt-Beschaftigten in der Werkstatt Heidelberg aber vom Jahr 2005 bis zum Jahr
2015 leicht von 142 Personen auf 151 Personen gestiegen.’

Entwicklung der Belegung der Werkstatten im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidel-
berg fur Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung vom 31.12.2005 bis zum 31.12.2015

Rhein-Neckar- Werkstatt Werkstatt Werkstatt Heidelberg Werkstatt
Kreis insgesamt Weinheim Wiesloch Meckesheim insgesamt Heidelberg*
2005 79 0 0 0 142 79
2006 81 0 0 0 146 81
2007 86 0 0 0 153 86
2008 100 0 15 0 154 85
2009 138 25 29 0 162 84
2010 152 35 35 0 160 82
2011 165 40 45 0 158 80
2012 192 57 55 0 156 80
2013 210 70 58 0 158 82
2014 219 78 63 0 161 78
2015 217 70 70 8 151 69

Datenbasis: Erhebung zur Fluktuation bei den Werkstatt-Tragern 2015. Summe der belegten Platze im Ar-
beits- und Berufsbildungsbereich.
* Werkstatt Heidelberg: nur Beschéftigte in Leistungstragerschaft des Rhein-Neckar-Kreises.

Entwicklung der Teilzeitarbeitsplatze

Um eine Einschatzung dartiber zu erhalten, wie sich die Belegung der Werkstétten in
Teilzeit in den letzten vier Jahren entwickelt hat, wurden die drei Werkstatt-Trager auch
um Daten zur Entwicklung der Teilzeitarbeitsplatze gebeten. In allen Fachgesprachen
wurde davon berichtet, dass Werkstatt-Beschaftigte vermehrt Teilzeitplatze beantragen.

Diese Entwicklung zeigt sich am deutlichsten in der Werkstatt Weinheim. Im Jahr 2016
waren dort 20 Prozent der 70 Beschéftigten in Teilzeit tatig. Hierbei handelte es sich um
14 Personen. In der Werkstatt in Wiesloch waren zum gleichen Zeitpunkt 7 Prozent der 70
Beschaftigten auf einem Teilzeitarbeitsplatz. Dabei handelte es sich um 5 Personen. In
der Werkstatt Meckesheim gab es zum Zeitpunkt der Abfrage keine Beschaftigten in Teil-
zeit. In der Werkstatt in Heidelberg arbeiteten 7 Beschéftigte in Teilzeit mit Wohnort im
Rhein-Neckar-Kreis.

®  Sjehe hierzu auch den Teilhabeplan fiir Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentli-

cher seelischer Behinderung in der Stadt Heidelberg. Kapitel 6 — Arbeit und Tagesstruktur. Heidelberg
2017, S. 64.
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Entwicklung der Teilzeitarbeitspléatze in den Werkstéatten im Rhein-Neckar-Kreis und in der
Stadt Heidelberg fuir Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher
seelischer Behinderung vom 31.12.2013 bis zum 21.10.2016

31.12.2013 31.12.2014 31.12.2015 21.10.2016
Teilzeitarbeitspléatze Werkstatt Wiesloch*
N| % |Leistungstrdger| N| % |Leistungstrdger|N| % | Leistungstréager | N | % |Leistungstrager
3 | 80 |Rhein-Neckar-Kr.| 3 | 80 Rhein-Neckar-Kr.| 1 | 80 [Mannheim 1 | 75 Mannheim
1| 55 Mannheim 1| 75 |[Mannheim 2 | 70 |Rhein-Neckar-Kr.
1| 75 |Rhein-Neckar-Kr. 1 | 70 [Mannheim
2 | 70 |Rhein-Neckar-Kr. 1 | 65 |[Rhein-Neckar-Kr.
1| 65 |Rhein-Neckar-Kr.
1| 60 |Rhein-Neckar-Kr.
Gesamt: 3 Gesamt: 4 Gesamt: 7 Gesamt: 5
Teilzeitarbeitsplatze Werkstatt Weinheim
0 0 3| 75 |Rhein-Neckar-Kr. | 2 | 80 LWV Hessen
2| 60 |Rhein-Neckar-Kr. 1 | 80 |Agentur fr Arbeit
1| 55 |Rhein-Neckar-Kr. | 5 | 75 |Rhein-Neckar-Kr.
1 |75 LWV Hessen
3 | 60 [Rhein-Neckar-Kr.
1 | 55 |Rhein-Neckar-Kr.
1 | 50 |Rhein-Neckar-Kr.
Gesamt: 0 Gesamt: 0 Gesamt: 6 Gesamt: 14
Teilzeitarbeitsplatze Werkstatt Heidelberg**
2 | 75 |Rhein-Neckar-Kr.| 3 | 75 Rhein-Neckar-Kr.| 3 | 75 |Rhein-Neckar-Kr. | 2 | 85 |Rhein-Neckar-Kr.
2 | 50 |Rhein-Neckar-Kr.| 3 | 50 Rhein-Neckar-Kr.| 1 | 50 [Rhein-Neckar-Kr. | 4 | 75 |Rhein-Neckar-Kr.
1 | 50 [Rhein-Neckar-Kr.
Gesamt: 4 Gesamt: 6 Gesamt: 4 Gesamt: 7

Tabelle: KVJS 2017. Datenbasis: Erhebung der Teilzeitarbeitsplatze bei den Werkstatt-Tragern im Jahr 2016.
Angaben der in Teilzeit belegten Platze nach Beschéftigungsumfang in Prozent und nach dem jeweils zustén-
digen Leistungstrager.

* Werkstatt Meckesheim des SPHV: keine Werkstatt-Beschaftigten in Teilzeit zum Zeitpunkt der Abfrage.

** Werkstatt Heidelberg: Teilzeit-Beschéftigte mit Wohnort im Rhein-Neckar-Kreis.
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Angebotsdichte im Landesvergleich — Daten aus der Situationsanalyse™

Am Jahresende 2014 arbeiteten in Baden-Wirttemberg 8.751 Personen mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in einer Werkstatt (in-
klusive Berufsbildungsbereich) mit Standort in einem der 44 Stadt- und Landkreise. 81
Prozent der Menschen mit seelischer Behinderung arbeiteten im Arbeitsbereich der
Werkstatt (7.109 Personen). 19 Prozent waren im Berufsbildungsbereich beschéftigt

(1.642 Personen).

Werkstatt-Beschéftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-

scher Behinderung am 31.12.2014, je 10.000 Einwohner (inklusive Berufsbildungsbereich)

Belegte Plitze je 10.000
Einwohner

keine Angabe (1)
unter 6 (12)

Land 9,1
6 bis unter 10 (16)

Durchschnitt

Stadtkreise 11,8
Landkreise 8,5

M 10 bisunter 15  (9)

6,3
B 15undmehr (6)

MNeckar-Cdemwald

7.8

Main-Tauber-kreis

2,7
Rhein-Neckar

Zahl der Kreise in (...) 0.0

Heillbronn

Hohenlohekrel

3,2
Ludwigshburg

Reutlingen

Rathwiell

9.4

Emmendingen

58
Schwarzwald-Baar Sigmaringen

9.9

Konstanz

Karte: KVJS, 2017. Datenbasis: Datenerhebung zur Situationsanalyse — Standort-Perspektive, 2014.

10

KVJS: Situationsanalyse zum Stand der Sozial- und Teilhabeplanung in Baden-Wurttemberg. Ergebnisse

einer Datenerhebung zur Situation von Menschen mit geistiger und korperlicher Behinderung und Men-

schen mit seelischer Behinderung aus den Jahren 2014 und 2015. Stuttgart 2017.
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Setzt man die Zahl der Werkstatt-Beschaftigten in Bezug zur Einwohnerzahl, lassen sich
Kennzahlen berechnen, die einen besseren Vergleich der Stadt- und Landkreise ermogli-
chen. Durchschnittlich arbeiteten demnach 9,1 Menschen mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung je 10.000 Einwohner in einer Werk-
statt mit Standort in Baden-Wirttemberg. Bei den Landkreisen waren es 8,5 Personen je
10.000 Einwohner.

Die landesweit hochsten Kennziffern pro 10.000 Einwohner hatten die Stadt Heilbronn
(34,2), der Landkreis Ravensburg (18,5) und die Stadt Ulm (18,0). Die kleinsten Kennzif-
fern hatten — neben den beiden Kreisen ohne ein eigenes Werkstattangebot (Landkreis
Heilbronn und Stadt Baden-Baden) — der Enzkreis (1,9) und der Rhein-Neckar-Kreis (2,7).
Die Leistungserhebung im Rahmen der Teilhabeplanung bestéatigte also die niedrige
Kennziffer aus der Situationsanalyse fiir den Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 erneut.

Leistungstrager-Perspektive

An dieser Stelle erfolgt ein Perspektivenwechsel: In den Fokus riicken nun jene Werkstatt-
Beschaftigten mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Be-
hinderung, fur die der Rhein-Neckar-Kreis Eingliederungshilfe gewahrt. Dies unabhangig
davon, in welchem Stadt- oder Landkreis diese Erwachsenen jeweils leben oder arbeiten.
Der Rhein-Neckar-Kreis war am 31.12.2015 Leistungstrager fur 189 Werkstatt-
Beschaftigte mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behin-
derung. Dabei lag der Rhein-Neckar-Kreis mit 0,57 Erwachsenen mit chronischer psychi-
scher Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung pro 1.000 Einwohner in
Werkstéatten fir behinderte Menschen deutlich unter dem Landesdurchschnitt von
1,06 Personen pro 1.000 Einwohner. Nur drei weitere Landkreise verzeichneten einen
noch niedrigeren Wert. Gegentber dem Jahr 2014 gibt es einen leichten Anstieg. Hier lag
der Wert bei 0,54 Personen pro 1.000 Einwohner im Alter von 18 bis unter 65 Jahren.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung in Werkstatten fir behinderte Menschen pro 1.000 Einwohner im Alter von 18 bis unter
65 Jahren am 31.12.2015 (ohne Berufsbildungsbereich)
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII fur 2015. Planungs- und
Steuerungsunterstiitzung fur die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 2017.
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Entwicklungen seit 2009 aus der Standort-Perspektive

Die Anzahl der Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher see-
lischer Behinderung in Werkstatten ist seit der Datenerhebung der ersten Teilhabepla-
nung mit dem Stichtag 31.12.2009 deutlich angestiegen. Zum Stichtag 31.12.2015 gibt es
eine positive Veranderung um 77 Werkstatt-Beschéftigte.

Im Rahmen der ersten Teilhabeplanung wurden im Rhein-Neckar-Kreis am Ende des Jah-
res 2009 insgesamt 54 Werkstatt-Beschéftigte (inklusive Berufsbildungsbereich) beim
SPHV in Wiesloch (29 belegte Platze) und bei der Caritas in Weinheim (25 belegte Plat-
ze) ermittelt. In den Rhein-Neckar-Werkstéatten in Heidelberg gab es am 31.12.2009 noch
86 Werkstatt-Beschéftigte aus dem Rhein-Neckar-Kreis im Arbeits- und Berufsbildungsbe-
reich. Wahrend in der Stadt Heidelberg am Ende des Jahres 2015 (69 Werkstatt-
Beschaftigte) also ein Rickgang der Beschaftigten in Leistungstragerschaft des Rhein-
Neckar-Kreises zu verzeichnen ist, hat sich die Zahl der Beschéftigten in den Werkstatten
im Rhein-Neckar-Kreis gegentiber der ersten Teilhabeplanung mehr als verdoppelt.

Leistungen in Werkstéatten im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg fur Erwach-
sene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung
(inklusive Berufsbildungsbereich) — Vergleich 2009 und 2015

31.12.2009 31.12.2015 Veranderung

Absolute Zahlen 140 217 +77
Tabelle: KVJS 2017. Datenbasis: Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis/Heidelberg zum Stichtag
31.12.2009 und 31.12.2015

Ein weitergehender Vergleich auf der Ebene der Planungsraume ist hier nicht mdglich, da
die Planungsraume in diesem Planungsprozess neu zugeschnitten wurden. Sie sind damit
nicht identisch mit den Planungsrdumen aus der ersten Teilhabeplanung.

Handlungsempfehlungen und Perspektiven aus der Teilhabeplanung 2009

Eine wesentliche Erkenntnis aus der Teilhabeplanung 2009 war, dass sich die Versor-
gung mit Werkstattplatzen im Rhein-Neckar-Kreis sehr gering darstellt."* In der Folge
wurde eine Erweiterung der Werkstatten in Wiesloch und Weinheim auf jeweils 60 Platze
angestrebt. Zum Stichtag 31.12.2015 waren beide Werkstatten mit jeweils 70 Platzen voll
belegt. Des Weiteren wurde mit der Teilhabeplanung 2009 die Schaffung eines Werk-
stattangebots im Planungsraum Sinsheim eingeleitet. Dieses umfasst grundséatzlich 60
Platze und soll eine wohnortnahe Versorgung insbesondere in den Planungsraumen
Sinsheim und Neckargemind/Eberbach ermdglichen. Am 31.12.2015 war die Werkstatt in
Meckesheim mit 8 Platzen belegt.

Nach wie vor aktuell sind die folgenden Perspektiven aus der Teilhabeplanung 2009:*
Grundsatzlich sollten alle Werkstatt-Angebote so im GPV verankert sein, dass flieRende
Ubergange zwischen Werkstatt, Tagesstruktur-Angeboten und allgemeinem Arbeitsmarkt
jederzeit mdglich sind. Dabei sollten alle Werkstétten weiterhin das Ziel verfolgen, még-
lichst viele Arbeitsplatze auRerhalb von Werkstatt-Gebauden zu realisieren. Zugleich soll-
te dabei die gesamte Palette der unterstiitzenden Dienste und Leistungen zur Integration

™ Siehe hierzu auch die Prasentation des Rhein-Neckar-Kreises ,Fortschreibung der Teilhabeplanung fiir

seelisch behinderte Menschen. Entwicklungen seit 2011“ vom Auftakt zur Fortschreibung am 07. Juli
2016.

Vgl. Teilhabeplan fir Menschen mit seelischer Behinderung nach dem SGB XII im Rhein-Neckar-Kreis.
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis. Heidelberg 2011, S. 60ff.
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auf den allgemeinen Arbeitsmarkt genutzt werden."® Daneben sollte weiterhin darauf hin-
gearbeitet werden, dass die Werkstatt-Beschéaftigung fur einen noch grof3eren Teil von
Bewohnerinnen und Bewohnern stationarer Einrichtungen obligatorisch wird. In diesem
Zusammenhang ist ferner davon auszugehen, dass eine einmal etablierte Tagesstruktur
in der Werkstatt auch den Ubergang in ambulant betreute Wohnformen erleichtern kann.

Mit der Schaffung eines weiteren Werkstattangebots im Rhein-Neckar-Kreis sollte im Ge-
genzug der Anteil der Menschen, die bis dato Angebote zur Tagesstrukturierung und For-
derung erhielten, sinken. Faktisch ist allerdings die Zahl der Erwachsenen mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in diesen Angeboten
seit der Datenerhebung der ersten Teilhabeplanung deutlich angestiegen.™*

Aus der Teilhabeplanung 2009 kdnnen abschlieRend noch weitere Perspektiven abgele-
sen werden:*®

o Demnach sollten fehlende Angebote wohnortnah und kleinteilig aufgebaut werden und
damit auch Konzepte einer ,virtuellen Werkstatt* flexibel umgesetzt werden.

¢ Bei Menschen, die neu in eine Werkstatt aufgenommen werden, sollten Wartezeiten
vermieden werden und in der Folge keine Abweichungen von den Vorgaben des giilti-
gen Fachkonzeptes fir das Eingangsverfahren und den Berufsbildungsbereich der
Bundesagentur fur Arbeit mehr erfolgen.

o Bei der Analyse und Bewertung der Versorgungsstrukturen sollte — auch aufgrund der
bestehenden Verkehrsachsen des 6ffentlichen Nahverkehrs — dem stidwestlichen Teil
des Rhein-Neckar-Kreises eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. In die-
sem Zusammenhang gab es beim Caritasverband Rhein-Neckar seinerzeit Uberle-
gungen, Werkstatt-Platze von Weinheim in den Raum Schwetzingen zu verlagern.

e Behandelt wurde in der Teilhabeplanung 2009 ferner auch die Ubergangslésung, ein-
zelne ausgelagerte Werkstattplatze in Tagesstatten einzurichten, um den Tagesstat-
ten-Besuchern dadurch den Ubergang in eine Werkstatt zu erleichtern.

e Als Element einer intensivierten Unterstiitzung beim Ubergang auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt wurde fur die Altersgruppe der unter 25-Jahrigen auf das Konzept
JuMeWork des SPHV verwiesen.

13
14
15

Siehe hierzu auch Kapitel 6.1 Allgemeiner Arbeitsmarkt.

Siehe hierzu Kapitel 6.3 Tagesstrukturierung und Forderung.

Vgl. Teilhabeplan fir Menschen mit seelischer Behinderung nach dem SGB XII im Rhein-Neckar-Kreis.
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis. Heidelberg 2011, S. 60f.
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6.3 Tagesstrukturierung und Férderung

Die Angebotsform ,Tagesstrukturierung und Foérderung flr psychisch behinderte Men-
schen* richtet sich an jene Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und
wesentlicher seelischer Behinderung, die ein MindestmalR an wirtschaftlich verwertbarer
Arbeitsleistung nicht erbringen kdnnen und somit die Voraussetzung fir eine Aufnahme in
einer Werkstatt nicht erfillen.

Das Ziel dieser Angebotsform ist es, die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft auch bei
hohem und komplexem Unterstitzungsbedarf zu erméglichen und neben dem Wohnbe-
reich noch einen zweiten relevanten Lebensbereich bereitzustellen. Die Angebotsform
Tagesstrukturierung und Forderung soll dazu beitragen, Fertigkeiten und Fahigkeiten zu
erhalten, bei der Bewaltigung von Folgen psychischer Erkrankungen und seelischer Be-
hinderungen zu unterstiutzen und zudem eine weitere Verschlechterung des Gesundheits-
zustandes zu vermeiden.

Diese Leistung wird in Baden-Wirttemberg zumeist als Tagesstruktur am Wohnheim ge-
wahrt und findet teilweise in den Raumen der Wohneinrichtung statt. Sie wird inzwischen
aber auch in einigen Stadt- und Landkreisen fir Menschen mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung gewahrt, die in Privathaushalten
oder ambulant betreut leben. Zu diesen Kreisen z&hlt auch der Rhein-Neckar-Kreis.

Die Angebotsform Tagesstrukturierung und Férderung soll gemaR des aktuell geltenden
Rahmenvertrags® dazu beitragen, die Kompetenzen der Menschen mit dem Ziel zu for-
dern, ihnen eine Beschaftigung in einer Werkstatt oder gar auf dem allgemeinen Arbeits-
markt zu ermdglichen. Alle Trager dieser Angebotsform sollen daher auch konzeptionell
mit einer Werkstatt zusammenarbeiten. Dadurch soll die Durchlassigkeit der Angebote
gewadhrleistet bleiben. Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentli-
cher seelischer Behinderung in Angeboten der Tagesstrukturierung und Férderung kon-
nen in eine Werkstatt wechseln, wenn sie durch entsprechende Foérderung die hierzu er-
forderliche Arbeitsleistung erreichen. Umgekehrt kénnen auch jene Werkstatt-Beschaftigte
in Angebote der Tagesstrukturierung und Foérderung wechseln, die den Anforderungen
einer Werkstatt auf Dauer nicht mehr gewachsen sind.

Leistungstyp 1.4.5b nach Rahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB XII

Rahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB Xll zu den Leistungs-, Vergutungs- und Prifungsvereinbarungen
nach § 75 Abs. 3 SGB XII fur Baden-Wdurttemberg fur stationére und teilstationare Einrichtungen und
Dienste, aktualisierten Fassung vom 22. November 2012.
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Standort-Perspektive

Im Rhein-Neckar-Kreis gibt es acht Anbieter der Angebotsform Tagesstrukturierung und
Forderung. Dies sind die beiden GRN-Betreuungszentren in Sinsheim und Weinheim, das
Bruno-Fritsch-Haus der Arbeiterwohlfahrt Mannheim e. V., die Arbeiterwohlfahrt Rhein-
Neckar e. V., der SPHV Rhein-Neckar e. V., das Psychiatrische Zentrum Nordbaden —
Wohn- und Pflegeheim (PZN), der Caritasverband fir den Rhein-Neckar-Kreis e. V. und
St. Thomas e. V. Das Angebot steht in vier von funf Planungsrdumen in unterschiedlicher
GrolRenordnung zur Verfligung.

Am Ende des Jahres 2015 waren insgesamt 618 Erwachsene mit chronischer psychi-
scher Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in dieser Angebotsform. Im
Rahmen der ersten Teilhabeplanung wurden im Rhein-Neckar-Kreis am Ende des Jahres
2009 insgesamt 508 Erwachsene in Angeboten der ,Tagesstrukturierung und Férderung
fur psychisch behinderte Menschen® ermittelt. Gegenlber der ersten Teilhabeplanung ist
zum Ende des Jahres 2015 folglich ein Anstieg der belegten Platze im Rhein-Neckar-
Kreis erkennbar.

Planungsraume

Im Planungsraum Neckargemund/Eberbach gab es zum Stichtag 31.12.2015 kein An-
gebot der Tagesstrukturierung und Forderung.

Im Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim erhielten am Jahresende 2015 37 Er-
wachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung ein Angebot der Tagesstrukturierung und Foérderung. Die belegten Platze verteilten
sich auf die Angebote von St. Thomas (23) und des Caritasverbands Rhein-Neckar (14).
Der Caritasverband setzt das Angebot zum Stichtag 31.12.2015 als externe Tagesstruktur
um.

Im Planungsraum Sinsheim gab es am Ende des Jahres 2015 173 belegte Platze im
Angebot Tagesstrukturierung und Foérderung fur psychisch behinderte Menschen, die alle
in der Stadt Sinsheim vorgehalten wurden. Das Angebot gemalR Leistungstyp 1.4.5b be-
fand sich organisatorisch und raumlich unter dem Dach des GRN-Betreuungszentrums
Sinsheim. Alle Erwachsenen wohnten zugleich stationar im GRN-Betreuungszentrum. Im
Planungsraum Sinsheim wurden seit der ersten Teilhabeplanung im Jahr 2009 — inner-
halb bestehender Kapazitdten — vorhandene Tagesstrukturangebote intensiver nachfragt
und mit hoéherer Qualitdt umgesetzt. Dies gilt auch fur die Entwicklungen im GRN-
Betreuungszentrum Weinheim im Planungsraum Weinheim.

Im Planungsraum Weinheim verteilten sich die 196 belegte Platze des Angebots Tages-
strukturierung und Forderung auf das GRN-Betreuungszentrum Weinheim (94), die AWO
Rhein-Neckar (70) und das Bruno-Fritsch-Haus der AWO Mannheim (32). Nur im Pla-
nungsraum Weinheim gab es am Jahresende 2015 mehr als zwei Anbieter im Rahmen
des Leistungstyps 1.4.5b, wobei sich das Angebot der sozialtherapeutischen Einrichtung
Bruno-Fritsch-Haus nur an chronisch mehrfach beeintrachtigte abhéngigkeitskranke Men-
schen (CMA) richtete.

Im Planungsraum Wiesloch wurden zum Stichtag 31.12.2015 die meisten belegten Plat-
ze im Angebot Tagesstrukturierung und Forderung vorgehalten: 212 Erwachsene mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung und damit
mehr als ein Drittel aller Erwachsenen in diesem Angebot im Rhein-Neckar-Kreis erhielten
eine Tagesstrukturierung und Foérderung in diesem Planungsraum. Diese Platze wurden
vom SPHV (131) und vom PZN (81) vorgehalten.
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Kennziffern

Im Rhein-Neckar-Kreis lag die Kennziffer am 31.12.2015 bei 11,4 Erwachsenen mit chro-
nischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in der Ange-
botsform Tagesstrukturierung und Forderung je 10.000 Einwohner. Diese Kennziffer
nimmt — mit grofiem Abstand — einen Spitzenplatz im Vergleich mit den anderen Stadt-
und Landkreisen ein, fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen. Landkreisweit waren
die Kennziffern in den vier Planungsraumen Sinsheim, Weinheim, Wiesloch und Schwet-
zingen/Hockenheim sehr unterschiedlich ausgepragt.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in der Angebotsform Tagesstrukturierung und Forderung im Rhein-
Neckar-Kreis nach Standort des Angebots und Planungsrdumen

absolut je 10.000 Einwohner
Planungsraum Neckargemind/Eberbach - -
Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim 37 29
Planungsraum Sinsheim 173 25,6
Planungsraum Weinheim 196 13,2
Planungsraum Wiesloch 212 15,4
Rhein-Neckar-Kreis 618 11,4

Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2015 (N=618).

Alter, Geschlecht und Familienstand

Die 618 Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung in der Angebotsform Tagesstrukturierung und Férderung waren am
31.12.2015 zwischen 18 und 90 Jahre alt. Das hdchste Durchschnittsalter war im GRN-
Betreuungszentrum Weinheim (53 Jahre) anzutreffen, das niedrigste bei St. Thomas e. V.
(39 Jahre).

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in der Angebotsform Tagesstrukturierung und Férderung im Rhein-
Neckar-Kreis nach Alter in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=618).
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In der Angebotsform Tagesstrukturierung und Foérderung waren 66 Prozent Manner, 34
Prozent waren Frauen. Nur im Angebot der AWO Rhein-Neckar gab es mehr Frauen als
Manner — dort waren 51 Prozent weiblich und 49 Prozent mannlich. Der Familienstand
stellte sich im Rahmen des Leistungstyps 1.4.5b im Rhein-Neckar-Kreis wie folgt dar: 77
Prozent waren ledig, 6 Prozent verheiratet, 14 Prozent geschieden und 2 Prozent
verwitwet.

Diagnosen

Bei den Diagnosen der Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und we-
sentlicher seelischer Behinderung, die am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis eine Tages-
struktur erhielten, dominierten die Schizophrenien mit insgesamt 61 Prozent. Einzig im
Bruno-Fritsch-Haus ergab sich ein anderes Bild: Dort Uberwog die Hauptdiagnose Sucht.
Dies war auch die zweithaufigste Diagnose bezogen auf den gesamten Rhein-Neckar-
Kreis (15 Prozent). An dritter Stelle folgten Personlichkeits- und Verhaltensstérungen mit
8 Prozent. In den beiden GRN-Betreuungszentren in Weinheim und Sinsheim nahm fer-
ner eine ,Intelligenzminderung“ als Hauptdiagnose mit 8 respektive 9 Prozent einen gro-
Reren Stellenwert ein.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in der Angebotsform Tagesstrukturierung und Forderung im Rhein-
Neckar-Kreis nach Hauptdiagnosen*in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=612).
* nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekirzt. Zu 6 Personen liegen keine Diagnosen vor.
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Wohnform

Von den 618 Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher
seelischer Behinderung, die am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis eine Tagesstruktur
erhielten, lebte der ganz Gberwiegende Teil stationar im Rahmen der Eingliederungshilfe
(86 Prozent). 12 Prozent der Erwachsenen lebten ambulant betreut. Des Weiteren lebte
ein Prozent im begleiteten Wohnen in Gastfamilien und ein Prozent privat und somit ohne
Leistungen der Eingliederungshilfe zum Wohnen. Diese beiden Personengruppen erhiel-
ten jeweils ein Tagesstruktur-Angebot bei der AWO Rhein-Neckar und beim SPHV. Es
wird ferner deutlich, dass der Caritasverband Rhein-Neckar das Angebot ausschlieflich in
Form einer externen Tagesstruktur umsetzte: Alle Personen wohnten dort ambulant be-
treut.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in der Angebotsform Tagesstrukturierung und Férderung im Rhein-
Neckar-Kreis nach Wohnform in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=618).
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Wohnorte

Alle 618 Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung im Angebot Tagesstrukturierung und Forderung wohnten im Rhein-
Neckar-Kreis. Die Meisten davon lebten im Planungsraum Wiesloch (209 Personen), ge-
folgt von Weinheim (196 Personen) und Sinsheim (173 Personen). Im Planungsraum
Schwetzingen/Hockenheim wohnten weitere 38 Personen. Im Planungsraum Neckarge-
mund/Eberbach wohnten ferner zwei Personen, die ein Tagesstruktur-Angebot beim
SPHV im Planungsraum Wiesloch erhielten.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in Angeboten der Tagesstrukturierung und Férderung im Rhein-Neckar-
Kreis nach Wohnort

Planungsraume
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Karte: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=618).

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in der Angebotsform Tagesstrukturierung und Foérderung im Rhein-
Neckar-Kreis nach Wohnort

absolut je 10.000 Einwohner
Planungsraum Neckargemiind/Eberbach 2 0,3
Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim 38 2,9
Planungsraum Sinsheim 173 25,6
Planungsraum Weinheim 196 13,2
Planungsraum Wiesloch 209 15,2
Rhein-Neckar-Kreis 618 11,4

Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2015 (N=618).
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Leistungstréager

Der Rhein-Neckar-Kreis war flr 42 Prozent der Erwachsenen mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in der Angebotsform Tagesstruktu-
rierung und Forderung der zusténdige Leistungstrager. Fir 34 Prozent waren Stadt- und
Landkreise aus der Region als Leistungstrager zustandig. Fir 11 Prozent waren es ande-
re Kreise aus Baden-Wiurttemberg. Zum Stichtag 31.12.2015 erhielten ferner 6 Prozent
Eingliederungshilfeleistungen aus anderen Bundeslandern. Darlber hinaus gab es ,sons-
tige“ Leistungstrager fur 3 Prozent, etwa im Rahmen der Tagesstruktur zum forensischen
Probewohnen. Weitere 3 Prozent waren Selbstzahler. Der Anteil der Selbstzahler war im
PZN Wiesloch (6 Prozent) und im GRN-Betreuungszentrum Weinheim (7 Prozent) starker
ausgepragt.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in Angeboten der Tagesstrukturierung und Forderung im Rhein-Neckar-
Kreis nach Leistungstréager in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=618).
* Region: Stadte Mannheim, Karlsruhe, Heidelberg und Heilbronn, Landkreise Heilbronn, Karlsruhe und
Neckar-Odenwald-Kreis.
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Dauer des Leistungsbezugs

Die durchschnittliche Verweildauer in der Angebotsform Tagesstrukturierung und Forde-
rung lag am Ende des Jahres 2015 im Rhein-Neckar-Kreis bei 6 Jahren. Die durchschnitt-
liche Verweildauer Erwachsener mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentli-
cher seelischer Behinderung lag im GRN-Betreuungszentrum Sinsheim am hoéchsten und
betrug dort 9 Jahre.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung am 31.12.2015 in Angeboten der Tagesstrukturierung und Forderung im Rhein-Neckar-
Kreis nach Dauer des Leistungsbezugs in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=618).
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Angebotsdichte im Landesvergleich — Daten aus der Situationsanalyse®

Am Jahresende 2014 erhielten in Baden-Wurttemberg 2.698 Erwachsene mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung das Angebot Tages-
strukturierung und Forderung. Der Rhein-Neckar-Kreis wies dabei die hdchste absolute
Zahl an belegten Platzen auf (598). Es folgten die Stadt Mannheim (235) und der Orten-
aukreis (208). Das Angebot gab es in insgesamt 38 Stadt- und Landkreisen.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung in Angeboten der Tagesstrukturierung und Férderung am 31.12.2014, je 10.000 Ein-
wohner
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Karte: KVJS, 2017. Datenbasis: Datenerhebung zur Situationsanalyse — Standort-Perspektive, 2014.

¥ KVJS: Situationsanalyse zum Stand der Sozial- und Teilhabeplanung in Baden-Wiirttemberg. Ergebnisse
einer Datenerhebung zur Situation von Menschen mit geistiger und korperlicher Behinderung und Men-
schen mit seelischer Behinderung aus den Jahren 2014 und 2015. Stuttgart 2017.
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In Bezug zur Einwohnerzahl erhielten durchschnittlich 2,4 Menschen mit chronischer psy-
chischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung je 10.000 Einwohner das
Angebot Tagesstrukturierung und FOrderung mit Standort in Baden-Wirttemberg. Die
landesweit hochste Kennziffer pro 10.000 Einwohner hatte dabei der Landkreis Freuden-
stadt (18,0), gefolgt vom Rhein-Neckar-Kreis (11,3) und der Stadt Mannheim (7,9).

Gegeniber den Daten aus der Situationsanalyse vom 31.12.2014 stieg die Zahl der be-
legten Platze bei der Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2015
um 20 Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung im Leistungstyp 1.4.5b.

Leistungstrager-Perspektive

An dieser Stelle erfolgt ein Perspektivenwechsel: Betrachtet werden in der Folge jene
Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Be-
hinderung, fiir die der Rhein-Neckar-Kreis Eingliederungshilfe zur Tagesstrukturierung
und Forderung gewahrt. Die Betrachtung erfolgt dabei unabhéngig davon, in welchem
Stadt- oder Landkreis diese Erwachsenen jeweils die Leistung der Eingliederungshilfe
erhalten.

Der Rhein-Neckar-Kreis war am Ende des Jahres 2015 fir 300 Erwachsene mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in der Angebots-
form Tagesstrukturierung und Férderung zustandiger Leistungstrager der Eingliederungs-
hilfe. Dies entspricht einer Kennziffer von 0,7 Personen pro 1.000 Einwohner fur den Leis-
tungstyp 1.4.5b. Die Kennziffer des Rhein-Neckar-Kreises liegt damit sehr deutlich tber
dem Landesdurchschnitt in Baden-Wirttemberg (0,3). Nur die Stadt Mannheim verzeich-
nete im Land eine noch héhere Kennziffer (0,9) unter den 44 Stadt- und Landkreisen.

Des Weiteren war der Rhein-Neckar-Kreis am 31.12.2015 Leistungstrager fur 5 Erwach-
sene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in
Angeboten gemal Leistungstyp 1.4.6. Dabei handelte es sich um ein ,tagesstrukturieren-

des Angebot fiir erwachsene Menschen mit Behinderung, in der Regel Senioren*.*

*  Siehe hierzu auch Kapitel 6.4
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Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung in Angeboten der Tagesstruktur und Férderung (LT 1.4.5b) und in der Tagesbetreuung
fir Erwachsene und Senioren (LT 1.4.6) pro 1.000 Einwohner ab 18 Jahren am 31.12.2015
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII fur 2015. Planungs- und
Steuerungsunterstiitzung fur die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 2017.

Entwicklungen seit 2009 aus der Standort-Perspektive

Die Zahl der Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher see-
lischer Behinderung in Tagesstruktur-Angeboten ist seit der Datenerhebung der ersten
Teilhabeplanung mit dem Stichtag 31.12.2009 deutlich angestiegen. Zum Stichtag
31.12.2015 gab es eine positive Veranderung um 110 Personen in der Angebotsform
»1agesstrukturierung und Forderung fir psychisch behinderte Menschen®.

Belegte Platze in Angeboten der Tagesstrukturierung und Férderung fur Erwachsene mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung — Vergleich
2009 und 2015

31.12.2009 31.12.2015 Veranderung

Absolute Zahlen 508 618 +110
Tabelle: KVJS 2017. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2009 und
31.12.2015

Die Leistungsdichte bei den Tagesstruktur-Angeboten ist von 9,5 Personen je 10.000
Einwohner im Jahr 2009 auf 11,4 Personen je 10.000 Einwohner im Jahr 2015 angestie-
gen. Ein noch differenzierterer Vergleich auf der Ebene der Planungsraume ist hier nicht
mdglich, da die Planungsraume in diesem Planungsprozess neu zugeschnitten wurden.
Sie sind damit nicht identisch mit den Planungsraumen aus der ersten Teilhabeplanung.
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Handlungsempfehlungen und Perspektiven aus der Teilhabeplanung 2009

Eine zentrale Erkenntnis aus der Teilhabeplanung 2009 war, dass uberdurchschnittlich
viele Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung Angebote der Tagesstrukturierung und Forderung erhalten. Dies gilt nach
wie vor sowohl aus der Standort-Perspektive, als auch aus der Leistungstrager-
Perspektive.

Vor dem Hintergrund der geringen Inanspruchnahme von Werkstattplatzen im Rhein-
Neckar-Kreis wurde die Beurteilung der Werkstattféahigkeit durch den zusténdigen Reha-
Trager forciert. In diesem Zusammenhang wurden insgesamt 119 Personen von den zu-
standigen Reha-Tréagern (Bundesagentur fir Arbeit oder Rentenversicherung) beraten. In
der Folge wechselten 10 Personen aus der Tagesstruktur in eine anerkannte Werkstatt.®

Eine weitere konzeptionelle Entwicklung seit dem Jahr 2009 stellt der Ausbau einer exter-
nen Tagesstruktur im Rhein-Neckar-Kreis dar. So wurden einerseits 15 Tagesstruktur-
Platze im Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim neu geschaffen und beim Caritas-
verband Rhein-Neckar angesiedelt. Andererseits wurde die Planung von 15 weiteren ex-
ternen Tagesstruktur-Platzen eingeleitet, die seit dem Jahr 2016 im Planungsraum Sins-
heim entstehen und sukzessive vom Biirgerkreis Sinsheim vorgehalten werden.®

Weiterhin aktuell ist die folgende Perspektive aus der Teilhabeplanung mit dem Stichtag
31.12.2009: Die Bewohnerinnen und Bewohner der grof3en stationaren Einrichtungen
sollten sobald als moglich ihre Tagesstruktur nicht mehr im Wohnheim erhalten, sondern
arbeitsrr;arktnéhere Angebote aufRerhalb des Wohnheim-Gelandes in Anspruch nehmen
konnen.

Des Weiteren aktuell ist die Zusicherung aller Leistungserbringer im Rahmen der ersten
Teilhabeplanung, fir den Personenkreis auch eine externe Tagesstruktur zu ermdglichen.
Zur Umsetzung einer externen Tagesstruktur konnen auch Kooperationen mit anderen
Leistungserbringern erfolgen. Die Tagesstrukturierung und Férderung soll nur dann auf
der Wohngruppe erfolgen, wenn dies zwingend erforderlich erscheint, wie etwa bei akuten
korperlichen Erkrankungen oder bei geschlossener Unterbringung nach § 1906 BGB als
Sonderform des stationaren Wohnens.?

Aus der Teilhabeplanung 2009 kdnnen abschliel3end noch weitere Perspektiven abgele-
sen werden:®

e Auch Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung im privaten respektive ambulant betreuten Wohnen, die (noch) nicht in
einer Werkstatt arbeiten kénnen, sollen im gesamten Rhein-Neckar-Kreis eine ver-
bindliche Tagesstruktur erhalten kénnen, die ihrem individuellen Bedarf entspricht.

e Eine verbindliche Tagesstruktur kann auch im rdumlichen Umfeld von Tagesstatten
erfolgen, wie die AWO Rhein-Neckar in Weinheim und der SPHV in Wiesloch aufzei-
gen. Eine Ausweitung dieses Modells auf die anderen drei Planungsraume im Rhein-
Neckar-Kreis setzt adaquate raumliche Verhéltnisse der Tagesstatten vor Ort voraus.

Siehe hierzu auch die Prasentation des Rhein-Neckar-Kreises ,Fortschreibung der Teilhabeplanung fiir
seelisch behinderte Menschen. Entwicklungen seit 2011“ vom Auftakt zur Fortschreibung am 07. Juli
2016.

Nach Auskunft des Biirgerkreises fur psychosoziale Arbeit Sinsheim e. V. vom November 2016.

Vgl. Teilhabeplan fir Menschen mit seelischer Behinderung nach dem SGB XIl im Rhein-Neckar-Kreis.
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis. Heidelberg 2011, S. 69

® Ebd.,S.71

° Ebd., S. 69
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6.4 Seniorenbetreuung

Ein gesondertes ,tagesstrukturierendes Angebot fur erwachsene Menschen mit Behinde-
rung, in der Regel Senioren* gibt es im Rhein-Neckar-Kreis zum Ende des Jahres 2015
nicht mehr. Angemessene Betreuungsangebote flir Senioren mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung erfolgen im Rahmen der Angebots-
form ,Tagesstrukturierung und Férderung fiir psychisch behinderte Menschen“? und in
den funf Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis.

Auch aus der Leistungstrager-Perspektive ergibt sich keine Relevanz einer gesonderten
Seniorenbetreuung: Am 31.12.2015 war der Rhein-Neckar-Kreis Leistungstrager fur nur
funf Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung in Angeboten gemaf Leistungstyp 1.4.6. Diese Angebote wurden im Land-
kreis Rastatt, im Landkreis Heilbronn und in der Stadt Heidelberg erbracht.

Die Standort-Perspektive stellt sich im Rhein-Neckar-Kreis im Detail wie folgt dar: Von
den 618 Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung in Tagesstruktur-Angeboten (Leistungstyp 1.4.5b) waren nur sieben
Prozent (46 Personen) tber 65 Jahre alt. Von den 204 Personen, die bei der Tagesstat-
ten-Erhebung ermittelt wurden, waren 29 Prozent (59 Personen) 60 Jahre und alter.?

Leistungstyp 1.4.6 nach Rahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB XII
Leistungstyp 1.4.5b nach Rahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB XII
Siehe auch Kapitel 4.2 Tagesstatten
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6.5 Personliches Budget

Das Personliche Budget stellt eine alternative Form der Leistungsgewahrung dar, auf die
seit dem Jahr 2008 ein Rechtsanspruch besteht. Menschen mit einer wesentlichen Behin-
derung im Sinne des SGB Xl kdnnen sich statt einer Sachleistung einen monatlichen
Geldbetrag auszahlen lassen. Damit konnen sie erforderliche Leistungen und Dienste in
Eigenregie einkaufen.

Das Personliche Budget wird an dieser Stelle aus der Leistungstréager-Perspektive abge-
bildet. Es wird dargestellt, wie viele Persdnliche Budgets der Rhein-Neckar-Kreis am En-
de des Jahres 2015 zur Tagesstruktur gewahrt hat — dies unabhangig davon, in welchem
Stadt- oder Landkreis die Person wohnte und auch unabh&ngig vom Ort der konkreten
Leistungserbringung.

Der Rhein-Neckar-Kreis bezahlte fir sieben Erwachsene mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung ein Personliches Budget zur Tages-
struktur. Von diesen sieben Personen erhielten zwei Personen das Personliche Budget
ausschlieBlich zur Tagesstruktur, zwei Personen als Kombi-Leistung fur Tagesstruktur
und Freizeitgestaltung, zwei Personen als Kombi-Leistung fir Wohnen und Tagesstruktur
und eine Person als Kombi-Leistung fir Wohnen, Tagesstruktur und Freizeitgestaltung.

Im Vergleich dazu gewahrte der Rhein-Neckar-Kreis 494 Personen eine Leistung der Ein-
gliederungshilfe zur Tagesstruktur. Dies umfasste die Beschéaftigung in einer Werkstatt
und die Angebote der Tagesstrukturierung und Férderung (Leistungstyp 1.4.5b) sowie der
Seniorenbetreuung (Leistungstyp 1.4.6). Personliche Budgets im Zusammenhang mit ei-
ner Tagesstruktur machten folglich nur einen sehr kleinen Anteil aus.

Eine Tagesstruktur im Rahmen des Persodnlichen Budgets wird im Rhein-Neckar-Kreis
von unterschiedlichen privaten und regionalen Anbietern angeboten.
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6.6 Ausblick und Handlungsempfehlungen

Allgemeiner Arbeitsmarkt

Um die Ubergange auf den allgemeinen Arbeitsmarkt im Rhein-Neckar-Kreis weiter vo-
ranzubringen, sollten alle verfugbaren Angebote und Bausteine gut miteinander verzahnt
und aufeinander abgestimmt sein. Neue und alternative Modelle im Ubergang Schule—
Beruf und Werkstatt—Erwerbsleben sollten — auch vor dem Hintergrund des BTHG — ver-
mehrt erprobt, aufgebaut, breiter genutzt und sukzessive ausgebaut werden. Die insbe-
sondere mit dem BTZ verbundene Aufgaben- und Zielstellung, Ausbildung und Arbeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt fir Menschen mit psychischer Erkrankung zu realisieren,
gilt es auch zukiinftig zu forcieren.

Werkstatten

Im Rhein-Neckar-Kreis gibt es drei Werkstatten fir Menschen mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung. In den Planungsrdumen Neckar-
gemund/Eberbach und Schwetzingen/Hockenheim stehen keine Werkstatt-Angebote zur
Verfigung. Die Werkstatten in Wiesloch und Weinheim waren dagegen zum Stichtag
31.12.2015 mit jeweils 70 Beschaftigten voll belegt. Die Werkstatt im Planungsraum Sins-
heim befand sich am Ende des Jahres 2015 mit 8 belegten Platzen weiterhin im Aufbau.
In der Werkstatt in Heidelberg ist seit dem Jahr 2005 eine Abnahme der Beschaftigten in
Leistungstragerschaft des Rhein-Neckar-Kreises beobachtbar: Hier gab es einen Rilck-
gang von 10 Werkstatt-Beschéftigten aus dem Rhein-Neckar-Kreis in zehn Jahren auf 69
Personen.

Im Ganzen betrachtet ist das Werkstattangebot im Rhein-Neckar-Kreis im Vergleich mit
anderen Stadt- und Landkreisen unterdurchschnittlich ausgebaut. Dies gilt sowohl aus der
Standort-Perspektive, als auch aus der Leistungstrager-Perspektive. Vor diesem Hinter-
grund sollte der Bedarf an Werkstattplatzen im Planungsraum Schwetzin-
gen/Hockenheim uberpruft werden. Werkstatt-Beschaftigte aus diesem Planungsraum
erhalten bislang nur im Planungsraum Weinheim sowie in der Stadt Mannheim (Arbeits-
therapeutische Werkstatte Mannheim gGmbH) ein Beschéftigungsangebot. Sollte der
Aufbau eines Werkstattangebots im Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim angezeigt
sein, so kdnnten die erforderlichen Werkstattplatze durch die Anmietung eines Gebaudes
neu geschaffen werden.

In den Werkstatten in Wiesloch und Weinheim, die zum Ende des Jahres 2015 voll belegt
waren, stellen AuRenarbeitsplatze weiterhin eine gute Option dar, Tatigkeiten von Werk-
statt-Beschéftigten in die Betriebe des allgemeinen Arbeitsmarkts auszulagern. Ein weite-
rer Ausbau der Kooperation der Werkstatten mit Unternehmen tragt dazu bei, dass noch
mehr Werkstatt-Beschéftigte den dauerhaften Wechsel in eine regulare und sozialversi-
cherungspflichtige Beschéftigung schaffen.

Tagesstrukturierung und Férderung

Am Ende des Jahres 2015 wurden in Angeboten der Tagesstrukturierung und Férderung
im Rhein-Neckar-Kreis 618 Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und
wesentlicher seelischer Behinderung betreut. Gegeniiber der ersten Teilhabeplanung zum
Stichtag 31.12.2009 gab es in dieser Angebotsform einen Anstieg um 110 Personen.
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Am Jahresende 2014 wies der Rhein-Neckar-Kreis im Rahmen der Situationsanalyse des
KVJS die landesweit hdochste absolute Zahl an belegten Platzen auf (598). Aus der
Standort- und Leistungstrager-Perspektive erhalten tberdurchschnittlich viele Erwachse-
ne mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung An-
gebote der Tagesstrukturierung und Forderung. Zugleich ist, wie oben im Detail aufge-
zeigt, das Werkstattangebot im Rhein-Neckar-Kreis im landesweiten Vergleich nur unter-
durchschnittlich ausgebaut und belegt. Die verschiedenen Schnittstellen zwischen den
Angeboten der Tagesstrukturierung und Forderung und den Werkstatten sollten daher
stets flieRend gestaltet werden. Perspektivisch sollten mit Nachdruck noch mehr Uber-
gange aus diesen Angeboten in die Werkstéatten angestrebt und auch realisiert werden.

Die verschiedenen Schnittstellen zwischen den unterschiedlichen Angeboten und Bau-
steinen im Bereich der Tagesstruktur fur Menschen mit chronischer psychischer Erkran-
kung und wesentlicher seelischer Behinderung im Rhein-Neckar-Kreis sollten einer re-
gelmafigen Betrachtung unterzogen werden. Dadurch soll eine noch gréi3ere Durchlas-
sigkeit zwischen den unterschiedlichen Formen der Tagesstruktur erreicht werden.

Im Planungsraum Neckargemund/Eberbach gab es zum Stichtag 31.12.2015 kein An-
gebot der Tagesstrukturierung und Forderung. Nur zwei Erwachsene mit chronischer psy-
chischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in dieser Angebotsform
wohnten in diesem Planungsraum. Sie erhielten das Angebot extern im Planungsraum
Wiesloch. Es sollte folglich gepriift werden, ob ein Angebot der Tagesstrukturierung
und Forderung fur weitere Personen im Planungsraum Neckargemind/Eberbach aufge-
baut werden kann, die vor Ort in Privathaushalten oder auch ambulant betreut leben.

Seniorenbetreuung

Ein gesondertes ,tagesstrukturierendes Angebot flir erwachsene Menschen mit Behinde-
rung, in der Regel Senioren® (Leistungstyp 1.4.6) gibt es im Rhein-Neckar-Kreis zum Ende
des Jahres 2015 nicht mehr. Gegenwaértig erfolgen die Betreuungsangebote flr Senioren
mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im
Rahmen der Angebotsform ,Tagesstrukturierung und Forderung fir psychisch behinderte
Menschen® (Leistungstyp 1.4.5b) und in den funf Tagesstatten im Rhein-Neckar-Kreis.

Die Anbieter der Tagesstruktur-Angebote (Leistungstyp 1.4.5b) und der Tagesstatten im
Rhein-Neckar-Kreis sollten ihre Angebote und Konzepte daher weiterentwickeln, um dem
erwartbaren Anstieg der Nachfrage bei der Betreuung fir Senioren mit chronischer psy-
chischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung Rechnung zu tragen.
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7 Wohnen

Das eigene Zuhause und die eigene Wohnung sind fir alle Menschen — ob mit oder ohne
Behinderung — von zentraler Bedeutung. Vorstellungen und Wiinsche der Menschen mit
psychischer Erkrankung beziglich des Wohnens unterscheiden sich kaum von denen der
Gesamtbevolkerung. Bevorzugt werden das Zusammenleben mit einem Lebenspartner,
das Wohnen in der Familie und die eigene Wohnung.

Viele Menschen mit psychischer Erkrankung haben keinen Bedarf an Eingliederungshilfe
oder an pflegerischer Unterstiitzung beim Wohnen. Sie wohnen mit ihrem Lebenspartner,
mit ihrer Familie, in einer Wohngemeinschaft oder alleine und fuhren ihren eigenen Haus-
halt. Das familidre und sonstige private soziale Netzwerk reicht zur Bewaltigung ihres All-
tags aus. Bei Bedarf nehmen diese Menschen medizinisch-therapeutische Hilfe von
Hausarzten, psychiatrischen Facharzten, Therapeuten und weiteren Diensten, wie zum
Beispiel dem Sozialpsychiatrischen Dienst' in Anspruch. Andere Menschen sind aus-
schlie3lich bei der Teilhabe am Arbeitsleben auf Unterstiitzung angewiesen. Sie bendti-
gen zwar Leistungen bei der Tagesstruktur in einer Werkstatt oder in einem Beschéfti-
gungsangebot, wohnen aber privat und ohne professionelle Hilfe beim Wohnen.

Im Kapitel 7 geht es um den Personenkreis der chronisch psychisch kranken und wesent-
lich seelisch behinderten Menschen, die Wohnleistungen erhalten. Dies kdnnen Leistun-
gen in Wohnangeboten der Eingliederungshilfe oder in Pflegeheimen sein. Unter-
stutztes Wohnen nach dem SGB XlI kann stationar im Wohnheim oder einer Wohnge-
meinschaft erfolgen, in ambulanter Form wie dem ambulant betreuten Wohnen oder im
begleiteten Wohnen in einer (Gast)Familie. Es besteht auRerdem die Moglichkeit, Unter-
stitzung in Form einer Geldleistung als Perstnliches Budget zu erhalten.

! Siehe Kapitel 4.1
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7.1 Privates Wohnen

In diesem Kapitel werden Personen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesent-
licher seelischer Behinderung in den Blick genommen, die privat wohnen und keine Leis-
tungen der Eingliederungshilfe zum Wohnen erhalten. In der Regel sind diese Menschen
in einer Werkstatt beschéftigt oder nehmen ein anderes Angebot der Tagesstruktur wahr,
welches meistens Uber die Eingliederungshilfe finanziert wird. Personen, die weder eine
Leistung der Eingliederungshilfe zur Tagesstruktur noch zum Wohnen erhalten, sind hier
nicht beriicksichtigt, da es zu diesem Personenkreis keine verlassliche Datengrundlage
gibt.

Standort-Perspektive
Am Ende des Jahres 2015 lebten insgesamt 121 Erwachsene® mit chronisch psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im privaten Wohnen. Sie lebten

verteilt auf 34 Gemeinden des Rhein-Neckar-Kreises.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung, die im Rhein-Neckar-Kreis im privaten Wohnen lebten, am 31.12.2015 nach Wohnort

Planungsrdume

[ | Neckargemiind/Eberbach
Schwetzingen/Hockenheim
Sinsheim

Weinheim

i
ﬁ : d Rartshausen Wiesloch
3 ki Epfent
gwg’" gt-Bargen
cl
q @ Waibstadt

arbischofsheim

Sinsheim

Karte: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=121).

! Die Daten wurden bei den Angeboten zur Tagesstrukturierung (LT | 4.5b) und den Werkstatten fiir see-

lisch behinderte Menschen im Rhein-Neckar-Kreis sowie den Rhein-Neckar-Werkstatten in Heidelberg er-
hoben.
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Kennziffern

Die 121 Menschen, die am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis im privaten Wohnen leb-
ten, entsprechen einer Kennziffer von 2,2 Personen je 10.000 Einwohner. Diese Kennzif-
fer ist im Vergleich zu anderen Kreisen in Baden-Wirttemberg, fur die dem KVJS Ver-
gleichsdaten vorliegen, niedrig. In vielen Kreisen liegt sie zwischen 4 und 5 Personen pro
10.000 Einwohner.

Innerhalb des Rhein-Neckar-Kreises — auf Ebene der Planungsraume — waren die Kenn-
ziffern unterschiedlich hoch. Im Planungsraum Wiesloch lag die Kennziffer bei 3,6 Per-
sonen je 10.000 Einwohner und war damit die hdchste der finf Planungsraume. Der
Hauptstandort der psychiatrischen Klinik (PZN) und eine groRe Anzahl an Komplementar-
angeboten in der Stadt Wiesloch kdnnten ein Grund dafiir sein. Auch im Planungsraum
Weinheim lag die Kennziffer mit 2,7 Personen je 10.000 Einwohner tber dem Kreis-
durchschnitt. Auch hier kdnnte das gut ausgebaute Netz an Unterstitzungsangeboten fir
psychisch kranke Menschen in der Stadt Weinheim ein Grund daflr sein. Der niedrige
Wert im Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim (0,7) ist sicherlich mit auf die Tat-
sache zurlickzufuihren, dass es dort keinen Werkstattstandort gibt.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im privaten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Planungsraumen

privates Wohnen
(ohne Leistung der Eingliederungshilfe zum Wohnen)
absolut je 10.000 Einwohner
Planungsraum Neckargemiind/Eberbach 12 2,0
Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim 9 0,7
Planungsraum Sinsheim 10 1,5
Planungsraum Weinheim 40 2,7
Planungsraum Wiesloch 50 3,6
Rhein-Neckar-Kreis 121 2,2

Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=121).
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Alter, Geschlecht und Familienstand

Die 121 Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung, die im privaten Wohnen im Rhein-Neckar-Kreis lebten, waren zwi-
schen 21 und 65 Jahren alt. Das Durchschnittsalter lag bei 44 Jahren und lag &hnlich
hoch wie in anderen Stadt- und Landkreisen in Baden-Wurttemberg.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im privaten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Alter in Prozent

‘ «--- Durchschnittsalter ‘
04 —
100% & 5 7
90% -
33
80% 26 33 2a)
50 Alter in Jahren
70% - e
060 und alter
60% -
24 050 bis unter 60
50% - 33 28 26
D40 bis unter 50
40% -
30 22 O30 bis unter 40
30% - 28
17 24 Ounter 30
20% - d
10 11
10% -
17
10 LS 11 8 12
0%
privates Wohnen nach Planungsraumen
Rhein-
Neckargmund/ Sinsheim Wiesloch Schwetzingen/  Weinheim Neckar-
Eberbach Hockenheim Kreis
(N=12) (N=10) (N=50) (N=9) (N=40) (N=121)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=121).

68 Prozent der privat wohnenden Menschen waren Manner, 32 Prozent Frauen.
78 Prozent waren ledig, verheiratet waren 15 Prozent. 7 Prozent waren geschieden.

Diagnosen

Im privaten Wohnen waren die Schizophrenien mit 54 Prozent die haufigsten Diagnosen,
gefolgt von den affektiven Stérungen mit 18 Prozent. Bei 9 Prozent der Menschen im pri-
vaten Wohnen war eine Intelligenzstdrung als Hauptdiagnose festgestellt, 6 Prozent hat-
ten eine Personlichkeits- oder Verhaltensstérung. Die restlichen 13 Prozent verteilten sich
auf unterschiedliche Diagnosen.

Die Verteilung der Hauptdiagnosen unterscheidet sich nicht von anderen Stadt- und
Landkreisen. Es zeigt sich, dass die Diagnose Schizophrenie, die haufig mit sehr schwe-
ren Beeintrachtigungen einhergeht, im privaten Wohnen etwas seltener vorkommt als im
stationdren Wohnen, trotzdem aber immer die haufigste Diagnose ist.

Bei 14 Prozent der Erwachsenen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentli-
cher seelischer Behinderung, die am 31.12.2015 im privaten Wohnen lebten, wurde eine
psychiatrische Zweitdiagnose angegeben, was bedeutet, dass bei diesen Menschen min-
destens zwei verschiedene psychiatrische Krankheitsbilder vorliegen (sogenannte Dop-
peldiagnosen).
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im privaten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Hauptdiagnosen* in
Prozent
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Neckargmiind/ Sinsheim Wiesloch Schwetzingen/ Weinheim Neckar-
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(N=12) (N=8) (N=49) (N=9) (N=36) (N=114)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=114)
* nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekurzt. Zu 7 Personen liegen keine Diagnosen vor.

Wohnform

Von den 121 Menschen im privaten Wohnen lebten 52 Prozent alleine, 29 Prozent lebten
bei ihren Eltern und 11 Prozent mit ihrem Partner zusammen. Alle anderen Wohnformen
waren nur in sehr geringem Anteil vertreten.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im privaten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Wohnform in Prozent
100% -

4 3 4
2 =+
17 22 .
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80% - = 29 Wohnform
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(N=12) (N=10) (N=50) (N=9) (N=40) (N=121)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=121).
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Tagesstruktur

Nahezu alle Personen im privaten Wohnen, namlich 96 Prozent, waren am Ende des Jah-
res 2015 in einer Werkstatt beschéaftigt. 4 Prozent besuchten ein Angebot der Tagesstruk-
turierung nach dem Leistungstyp | 4.5b.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im privaten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Tagesstruktur in Pro-
zent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=121).

Schulabschluss und beruflicher Bildungsabschluss

94 Prozent der Menschen im privaten Wohnen hatten am 31.12.2015 einen Schulab-
schluss einer allgemeinbildenden Schule. 45 Prozent verfligten Uber einen Hauptschulab-
schluss, 23 Prozent tber die mittlere Reife und 18 Prozent lber eine (Fach-) Hochschul-
reife. 8 Prozent hatten den Abschluss einer Forderschule und 6 Prozent waren ganz ohne
Schulabschluss. Damit hatten im Rhein-Neckar-Kreis mehr Menschen im privaten Woh-
nen einen Schulabschluss als in anderen Stadt- und Landkreisen, fur die dem KVJS Ver-
gleichsdaten vorliegen.

Die Berufsausbildung der Menschen im privaten Wohnen stellte sich wie folgt dar: 58 Pro-
zent hatten eine zwei oder dreijahrige Ausbildung abgeschlossen, 1 Prozent hatte einen
Abschluss als Meister oder Techniker und 3 Prozent hatten einen (Fach-) Hochschulab-
schluss. 38 Prozent hatten keinen Ausbildungsabschluss. Im Landesvergleich lasst sich
feststellen, dass im Rhein-Neckar-Kreis mehr Menschen tber einen Berufsabschluss ver-
fugten als in anderen Kreisen.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im privaten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach beruflichem Ausbil-
dungsabschluss in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=121).

Leistungstrager-Perspektive

In diesem Abschnitt wird die Perspektive gewechselt. Betrachtet werden Erwachsene mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung, fur die der
Rhein-Neckar-Kreis Eingliederungshilfe gewahrt, unabhéngig davon, in welchem Stadt-
oder Landkreis sie die Leistung der Eingliederungshilfe erhalten.

Der Rhein-Neckar-Kreis war am Ende des Jahres 2015 fur 126 Erwachsene mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im privaten
Wohnen zustandiger Leistungstrager fur die Tagesstruktur. Die Anzahl weicht von den
Daten der Standortperspektive ab, da dort nur die Anbieter von Leistungen der Tages-
struktur und die Werkstatten im Rhein-Neckar-Kreis und die Rhein-Neckar-Werkstéatten in
Heidelberg in die Datenerhebung einbezogen waren, nicht jedoch Anbieter in anderen
Nachbarkreisen.

Beim privaten Wohnen lag die Kennziffer fir den Rhein-Neckar-Kreis (0,2 Personen pro
1.000 Einwohner) deutlich unter dem Durchschnitt der Landkreise in Baden-W(rttemberg
(0,4).
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Erwachsene Leistungsempfanger der Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im privaten
Wohnen am 31.12.2015 pro 1.000 Einwohner
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII 2015. Planungs- und Steue-
rungsunterstiitzung fur die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 2017. (N=4.482).

Vergleicht man aus der Leistungstrager-Perspektive die Anteile der Wohnformen unterei-
nander, féallt beim Rhein-Neckar-Kreis der geringe Anteil (16 Prozent) von Menschen mit
psychischer Erkrankung im privaten Wohnen auf. Dies resultiert aus der relativ geringen
Zahl an Werkstatt-Beschaftigten.? Im Durchschnitt der Landkreise in Baden-Wiirttemberg
liegt der Anteil der privat wohnenden Menschen bei 26 Prozent.

Erwachsene Leistungsempfanger in der Eingliederungshilfe mit einer seelischen Behinde-
rung nach Wohnformen am 31.12.2015 in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII 2015. Planungs- und Steue-
rungsunterstiitzung fur die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 2017. (N=18.024).

2 vgl. hierzu Kapitel 6.2 Werkstatten
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Entwicklungen seit 2009 aus der Standort-Perspektive

Die Anzahl der Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher see-
lischer Behinderung im privaten Wohnen im Rhein-Neckar-Kreis ist seit der Datenerhe-
bung der ersten Teilhabeplanung mit dem Stichtag 31.12.2009 leicht gesunken. Damals
wurdaen 132 Menschen im privaten Wohnen gezahlt, am 31.12.2015 waren es 121 Perso-
nen.

Leistungen bei privatem Wohnen Vergleich 2009 und 2015 Rhein-Neckar-Kreis gesamt

31.12.2009 31.12.2015 Veranderung
Absolute Zahlen 132 121 -11
Leistungsdichte pro 10.000 EW 2,5 2,2 -0,3

Tabelle: KVJS 2017. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2009 und
31.12.2015

Ein Vergleich auf Planungsraumebene ist nicht moglich, da die Planungsrdume in diesem
Planungsprozess neu zugeschnitten wurden und daher nicht identisch sind mit den Pla-
nungsrdumen aus der ersten Teilhabeplanung.

Handlungsempfehlungen und Perspektiven aus der Teilhabeplanung 2009

Schon im ersten Teilhabeplan wurde festgestellt, dass die Anzahl der Erwachsenen mit
seelischer Behinderung im privaten Wohnen sehr gering war, weil nur wenige Menschen
mit seelischer Behinderung die Werkstatt besuchten (Standort-Perspektive). Daran hat
sich bis heute nichts geandert. Auch in Bezug auf den Rhein-Neckar-Kreis als Leistungs-
trager ist der Anteil des privaten Wohnens an allen Wohnformen immer noch gering (Leis-
tungstrager-Perspektive).

Eine konkrete Handlungsempfehlung zum privaten Wohnen gab es im Teilhabeplan im
Jahr 2009 nicht.

% Ein Grund hierfir ist die Tatsache, dass die ATW in Mannheim bei der aktuellen Teilhabeplanung nicht in die
Datenerhebung einbezogen war und deren Beschaftigte, die privat im Rhein-Neckar-Kreis lebten somit nicht
eingerechnet sind.
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7.2 Ambulant betreute Wohnformen

In diesem Kapitel werden Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesent-
licher seelischer Behinderung in den Blick genommen, die ambulant betreut oder in Gast-
familien leben.

Das ambulant betreute Wohnen (ABW) richtet sich an Erwachsene mit chronischer psy-
chischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung, die mit Unterstitzung in
einer eigenen Wohnung oder in einer ambulant betreuten Wohngemeinschatft leben. Der
Mensch mit Behinderung ist selbst Mieter — selten auch Eigentimer — der Wohnung.
Vermieter kénnen Privatpersonen, Wohnungsunternehmen oder Trager der Behinderten-
hilfe sein. Die Unterstitzungsleistungen erfolgen vor allem bei der alltaglichen Lebensfih-
rung, Haushaltsfihrung oder Freizeitgestaltung. Zu den Aufgaben der padagogischen
Fachkrafte im ambulant betreuten Wohnen gehdren neben der direkten Beratung und
Begleitung des Menschen mit seelischer Behinderung die Koordination der Hilfen und die
Arbeit im Sozialraum. Beim ambulant betreuten Wohnen wird lediglich die Begleitung und
Unterstitzung Uber die Eingliederungshilfe finanziert. Damit fallen fur die Eingliederungs-
hilfe geringere Kosten an als beim stationdren Wohnen. Zu den Leistungen der Eingliede-
rungshilfe kommen in der Regel Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes, wie
Grundsicherung oder Hilfe zum Lebensunterhalt hinzu, sofern kein Erwerbseinkommen
oder anderweitiges Einkommen bezogen wird. Das ambulant betreute Wohnen nimmt bei
Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung quantitativ einen hohen Stellenwert ein. Der Umfang der Leistungen im ambulant
betreuten Wohnen kann sehr unterschiedlich sein, da es keine fir alle Stadt- und Land-
kreise verbindliche Vereinbarung gibt, die den Leistungsumfang landeseinheitlich defi-
niert.

Im Rhein-Neckar-Kreis gibt es neben dem ,gewdhnlichen ambulant betreuten Wohnen
auch ein intensiv ambulant betreutes Wohnen (IABW) mit einem Betreuungsschlissel
1:6 fur Menschen mit h6herem Unterstitzungsbedarf. Am 31.12.2015 haben vier Trager
dieses Angebot im Rhein-Neckar-Kreis vorgehalten.

Beim begleiteten Wohnen in Gastfamilien (BWF) leben Erwachsene mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung als Untermieter mit
Familienanschluss im Haushalt einer Gastfamilie. Gastfamilien kdnnen Verwandte (aber
nicht die Eltern) des Menschen mit Behinderung oder fremde Familien sein. Der Mensch
mit Behinderung nimmt in den Gastfamilien in mehr oder minder groRem Umfang am Fa-
milienleben teil und ist dort in den Alltag eingebunden. Gastfamilien finden sich eher in
landlich als in stadtisch gepragten Raumen. Im Rahmen der Eingliederungshilfe erhalt die
Gastfamilie eine Vergltung. Ein Trager der Behindertenhilfe erbringt die sozialpadagogi-
sche Unterstitzung, begleitet die Familien und leistet bei auftretenden Problemen Krisen-
intervention. Damit das begleitete Wohnen in Gastfamilien gelingt, muss das Verhaltnis
zwischen Familie und Gast stimmen. Wichtig ist es deshalb, die Beteiligten sorgfaltig aus-
zuwahlen und sie gut auf das Zusammenleben vorzubereiten. Vor allem wahrend der Ein-
zugs- und Eingewdhnungszeit sowie in Krisensituationen benétigen die Gastfamilien ei-
nen zuverlassigen Ansprechpartner. Das begleitete Wohnen in Gastfamilien kann eine
gute und sinnvolle Lésung sein und gegebenenfalls eine stationdre Hilfe verhindern.
Quantitativ allerdings spielt das begleitete Wohnen in Gastfamilien eine eher geringe Rol-
le.
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Standort-Perspektive

Am 31.12.2015 lebten 482 Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und we-
sentlicher seelischer Behinderung in ambulant betreuten Wohnformen im Rhein-Neckar-
Kreis. Diese teilten sich auf in

e 354 Menschen im ambulant betreuten Wohnen,

e 85 Menschen im intensiv ambulant betreuten Wohnen,

o 43 im begleiteten Wohnen in Gastfamilien.

Personen, die ein Personliches Budget zum Wohnen erhielten, sind hier nicht mitgez&hlt.

Das ambulant betreute Wohnen (ABW) wurde am 31.12.2015 in fast allen Gemeinden
des Rhein-Neckar-Kreises von insgesamt acht Tragern angeboten. Anbieter waren das
Diakonische Werk im Rhein-Neckar-Kreis, das Bruno-Fritsch-Haus des AWO Kreisver-
bandes Mannheim e. V., die AWO Rhein-Neckar e. V., der SPHV Rhein-Neckar e. V., die
BWLV gGmbH, der Burgerkreis Sinsheim e. V., der Caritasverband fiir den Rhein-Neckar-
Kreis e. V. und St. Thomas e. V. Das begleitete Wohnen in Gastfamilien (BWF) wurde
zum Stichtag ausschlieB3lich vom SPHV Rhein-Neckar angeboten. Die Wohnorte der
Menschen, die in einer Gastfamilie lebten, lagen eher in landlichen Regionen.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien am
31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Wohnort

Planungsrédume

| Neckargemiind/Eberbach
Schwetzingen/Hockenheim|
Sinsheim

¥ weinheim

Wiesloch

Karte: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (Gesamt: N=397,
ambulant betreutes Wohnen: N=354, begleitetes Wohnen in Gastfamilien N=43).
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Das intensiv ambulant betreute Wohnen (IABW) wurde zum Stichtag 31.12.2015 von
4 Tragern vorgehalten: dem Caritasverband fir den Rhein-Neckar-Kreis e. V., der AWO
Rhein-Neckar e. V., dem Psychiatrischen Zentrum Nordbaden (PZN)' und dem SPHV
Rhein-Neckar e. V. Das Angebot ,Junge Menschen in Wegorientierung (JuMeWego)*
richtet sich speziell an junge, erwerbsfahige Menschen ab 18 Jahren, die in der Regel aus
Einrichtungen der Jugendhilfe kommen und ist auch ein Angebot des intensiv ambulant
betreuten Wohnens.

Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im intensiv ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach
Wohnort

Planungsrdume

|| Neckargemiind/Eberbach
Schwetzingen/Hockenheim|
Sinsheim

o . 4 Weinheim
heir ) Gaif bartshausen Wiesloch
n 5 nib.
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|JuMeWego 19 |

Karte: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (Gesamt: N=85,
intensiv ambulant betreutes Wohnen: N=66, JuMeWego N=19).

Planungsraume

Das ambulant betreute Wohnen und das begleitete Wohnen in Gastfamilien wurde am
31.12.2015 in allen funf Planungsrdumen angeboten, allerdings fand eine starke
Konzentration in den Planungsraumen Wiesloch und Weinheim statt. Die Angebote
des intensiv ambulant betreuten Wohnens konzentrierten sich vor allem auf die Standorte
Wiesloch und Weinheim.

Kennziffern

Am Ende des Jahres 2015 lebten 354 Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung
und wesentlicher seelischer Behinderung im ambulant betreuten Wohnen. Dies ent-
spricht einer Kennziffer von 6,5 Personen pro 10.000 Einwohner. Diese Kennziffer liegt
deutlich tUber der Kennziffer anderer Kreise in Baden-Wirttemberg, fur die dem KVJS

! Angebot des intensiv ambulant betreuten Wohnens im Rahmen der Hilfe zur Pflege
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Vergleichsdaten vorliegen. Wenn man die 85 Personen im intensiv ambulant betreuten
Wohnen noch hinzuzahlt, ergibt sich eine Kennziffer von 8,1 Personen pro 10.000 Ein-
wohner. Ein Kennziffervergleich ausschlief3lich fur das intensiv ambulant betreute Woh-
nen ist nicht moglich, da es dieses Angebot in vielen Kreisen in Baden-Wirttemberg nicht
gibt, beziehungsweise es auch keine allgemeingultige Definition fir dieses Angebot gibt.

Die 43 Personen, die am Stichtag im begleiteten Wohnen in Gastfamilien lebten, erge-
ben eine Kennziffer von 0,8 Personen je 10.000 Einwohner. Damit lag der Rhein-Neckar-
Kreis leicht Uber der durchschnittlichen Kennziffer anderer Kreise in Baden-Wirttemberg.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulanten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Planungsrdumen

ambulant intensiv ambulant begleitetes Wohnen
betreutes Wohnen betreutes Wohnen in Gastfamilien gesamt
abs j(_e 10.000 abs j(_e 10.000 abs j(_e 10.000 abs
' Einwohner ) Einwohner ) Einwohner )
Planungsraum
Neckargemiind/Eberbach 32 53 L 0.2 12 2,0 45
Planungsraum
Schwetzingen/Hockenheim 66 52 9 0.7 6 0.5 8l
Planungsraum Sinsheim 33 4,9 0 0,0 8 1,2 41
Planungsraum Weinheim 114 7,7 30 2,0 6 0,4 150
Planungsraum Wiesloch 109 7,9 45 3,3 11 0,8 165
Rhein-Neckar-Kreis 354 6,5 85 1,6 43 0,8 482

Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=482).

Alter, Geschlecht, Familienstand

Die Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung, die in einer ambulant betreuten Wohnform eines Tragers im Rhein-Neckar-
Kreis lebten, waren im

e ambulant betreuten Wohnen zwischen 17 und 82 Jahre alt,

e intensiv ambulant betreuten Wohnen zwischen 18 und 81 Jahre alt,

e im begleiteten Wohnen in Gastfamilien zwischen 27 und 78 Jahre alt.

Das Durchschnittsalter lag im

e ambulant betreuten Wohnen bei 46 Jahren,

e intensiv ambulant betreuten Wohnen bei 39 Jahren,

e im begleiteten Wohnen in Gastfamilien bei 57 Jahren.

Im ambulant betreuten Wohnen lag das Durschnittsalter leicht Gber dem Durschnittsalter
anderer Kreise in Baden-Wrttemberg (44 Jahre), im begleiteten Wohnen in Gastfamilien
deutlich tber dem Durchschnittsalter anderer Kreise (51 Jahre). Fir das intensiv ambulant
betreute Wohnen liegen dem KVJS keine Vergleichsdaten vor.

Die Daten zeigen, dass eine ambulante Wohnform auch in h6herem Alter mdglich ist.

In allen ambulanten Wohnformen lebten am Stichtag mehr Manner als Frauen. Im
ambulant betreuten Wohnen waren 52 Prozent mannlich, im intensiv ambulant betreuten
Wohnen 65 Prozent und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 67 Prozent.

Auch beim Familienstand ergab sich in allen drei Wohnformen ein ahnliches Bild. Im
ambulant betreuten Wohnen waren 65 Prozent ledig, 6 Prozent verheiratet, 27 Prozent
geschieden und 2 Prozent verwitwet. Im intensiv ambulant betreuten Wohnen waren 80
Prozent ledig, 5 Prozent verheiratet, 14 Prozent geschieden und 1 Prozent verwitwet. Im
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begleiteten Wohnen in Gastfamilien waren 79 Prozent ledig, 2 Prozent verheiratet und 19
Prozent geschieden.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen und in Gastfamilien am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Alter in Prozent

Durchschnitts-
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=397).

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im intensiv ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach
Alter in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=85).
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Diagnosen

In allen drei Wohnformen waren die Schizophrenien die haufigste Diagnose (ambulant
betreutes Wohnen 46 Prozent, intensiv ambulant betreutes Wohnen 40 Prozent, in Gast-
familien 47 Prozent). Die zweithaufigsten Diagnosen waren im ambulant betreuten Woh-
nen und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien die affektiven Stérungen (ABW 25 Pro-
zent, BWF 16 Prozent). Im intensiv ambulant betreuten Wohnen waren die zweithaufigs-
ten Diagnosen die neurotischen Storungen. In allen drei Wohnformen nahmen die Per-
sonlichkeitsstérungen einen hohen Stellenwert ein. Im ambulant betreuten Wohnen mit 16
Prozent, im intensiv ambulant betreuten Wohnen mit 13 Prozent und im begleiteten Woh-
nen in Gastfamilien mit 12 Prozent. In der zuletzt genannten Wohnform war die Diagnose
Intelligenzstérung ebenfalls mit 12 Prozent vertreten, wéhrend sie in den beiden anderen
Wohnformen nur eine sehr untergeordnete Rolle spielte (2 beziehungsweise 5 Prozent).
Die Diagnose Sucht war bei allen drei Wohnformen als Hauptdiagnose nicht besonders
ausgepragt (zwischen 4-7 Prozent). Allerdings war sie bei den Zweitdiagnosen wesentlich
haufiger vertreten. Die Verteilung der Hauptdiagnosen unterscheidet sich nicht wesentlich
von anderen Stadt- und Landkreisen in Baden-Wirttemberg.

In allen drei Wohnformen hatte ein nicht unerheblicher Teil der Personen eine psychiatri-
sche Zweitdiagnose, was bedeutet, dass bei diesen Menschen mindestens zwei ver-
schiedene psychiatrische Krankheitsbilder vorliegen (sogenannte Doppeldiagnosen). Im
ambulant betreuten Wohnen lag bei 37 Prozent eine Zweitdiagnose vor, im intensiv ambu-
lant betreuten Wohnen sogar bei 54 Prozent und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien
bei 28 Prozent. Wie schon erwahnt, spielte die Diagnose Sucht bei diesen Zweitdiagno-
sen eine wesentlich grolRere Rolle als bei den Hauptdiagnosen. Im ambulant betreuten
Wohnen lag ihr Anteil bei 23 Prozent, im intensiv ambulant betreuten Wohnen bei 13 Pro-
zent und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien bei 25 Prozent.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen und in Gastfamilien am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Hauptdiagnosen*in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=396).
* nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekrzt. Fir 1 Person liegt keine Diagnose vor.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im intensiv ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach
Hauptdiagnosen* in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=83).
* nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekurzt. Zu 2 Personen liegen keine Diaghosen vor.

Wohnform

Von den 354 Menschen im ambulant betreuten Wohnen lebten die meisten (53 Prozent)
alleine. 39 Prozent lebten in einer Wohngemeinschaft. Jeweils 3 Prozent lebten alleine mit
Kind oder als Paar zusammen. Nur 1 Prozent lebte als Paar mit Kind.

Im intensiv ambulant betreuten Wohnen lebten die meisten der 85 Personen (73 Prozent)
in einer Wohngemeinschaft. 25 Prozent lebten alleine, 4 Prozent mit einem Partner zu-
sammen.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Wohnform*
in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=353).
*zu 1 Person liegen keine Angaben vor.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im intensiv ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach
Wohnform in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=85).
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Tagesstruktur

Die Tagesstruktur der Menschen in den ambulanten Wohnformen ist vielfaltig. Im ambu-
lant betreuten Wohnen waren 17 Prozent in einer Werkstatt beschéftigt, im intensiv ambu-
lant betreuten Wohnen 18 Prozent, im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 12 Prozent.
Dies sind im Vergleich zu anderen Kreisen in Baden-Wirttemberg, fir die dem KVJS Ver-
gleichsdaten vorliegen, sehr niedrige Werte (Durchschnitt andere Kreise: ABW 35 Pro-
zent, BWF 26 Prozent). Im Gegenzug dazu besuchten viele Menschen eine Tagesstruktu-
rierung nach dem Leistungstyp 1.4.5b. Im ambulant betreuten Wohnen waren es am Stich-
tag 16 Prozent, im intensiv ambulant betreuten Wohnen 22 Prozent und im begleiteten
Wohnen in Gastfamilien 12 Prozent (Mittelwert andere Kreise: ABW 3 Prozent, BWF 6
Prozent).

Eine Tagesstatte besuchten im ambulant betreuten Wohnen 20 Prozent, im intensiv am-
bulant betreuten Wohnen 16 Prozent und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 23 Pro-
zent. Im ambulant betreuten Wohnen lag der Rhein-Neckar-Kreis damit im Durchschnitt
anderer Kreise, beim begleiteten Wohnen in Gastfamilien deutlich dartiber (andere Kreise
11 Prozent).

Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt waren in beiden ambulant betreuten Wohnformen je-
weils 9 Prozent beschaftigt, im begleiteten Wohnen in Gastfamilien waren es nur 2 Pro-
zent. Beide Werte liegen im Durchschnitt anderer Kreise.

Die ,Sonstige Tagesstruktur nahm einen hohen Stellenwert ein, sie lag im ambulant be-
treuten bei 38 Prozent, im intensiv ambulant betreuten Wohnen bei 34 Prozent und im
begleiteten Wohnen in Gastfamilien bei 51 Prozent. Zur ,Sonstigen Tagesstruktur® kdnnen
sehr unterschiedliche Tatigkeiten wie zum Beispiel eine selbstorganisierte Tagesstruktur,
ein Ehrenamt, Vereinsaktivitaten, Praktika oder Mithilfe in der Gastfamilie zahlen.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen und in Gastfamilien am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Tagesstruktur* in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=396).
* Zu 1 Person liegen keine Angaben vor.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im intensiv ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach
Tagesstruktur in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=85).

Schulabschluss und beruflicher Bildungsabschluss

Am 31.12.2015 verflgten 41 Prozent der Personen im ambulant betreuten Wohnen tber
einen Hauptschulabschluss, im intensiv ambulant betreuten Wohnen waren es 50 Pro-
zent, im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 65 Prozent. Die mittlere Reife hatten im am-
bulant betreuten Wohnen 27 Prozent erworben, im intensiv ambulant betreuten Wohnen
23 Prozent und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 7 Prozent. Einen Férderschulab-
schluss hatten zum Stichtag im ambulant betreuten Wohnen 5 Prozent, im intensiv ambu-
lant betreuten Wohnen 3 Prozent und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 7 Prozent.
Ohne Schulabschluss waren im ambulant betreuten Wohnen 11 Prozent, im intensiv am-
bulant betreuten Wohnen 10 Prozent und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 12 Pro-
zent. Eine Fachhochschul- oder allgemeine Hochschulreife konnten im ambulant betreu-
ten Wohnen 17 Prozent vorweisen, im intensiv ambulant betreuten Wohnen 13 Prozent
und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien 9 Prozent. Insgesamt hatten im Rhein-Neckar-
Kreis etwas mehr Menschen in ambulanten Wohnformen Bildungsabschliisse allgemein-
bildender Schulen als in anderen Kreisen, fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen.

Die Berufsaushildung der Menschen im ambulant betreuten Wohnen stellte sich wie folgt
dar: 47 Prozent hatten keinen beruflichen Ausbildungsabschluss, 46 Prozent hatten eine
zwei bis dreijahrige Berufsausbildung, 2 Prozent verfligten Uber einen Abschluss als Meis-
ter/Techniker und 5 Prozent hatten eine Fach- oder Hochschulausbildung. Die Verteilung
der beruflichen Ausbildungsabschliisse war damit @hnlich wie in anderen Stadt- und
Landkreisen.

Beim intensiv ambulant betreuten Wohnen hatten 51 Prozent keinen beruflichen Ausbil-
dungsabschluss und 42 Prozent eine zwei bis dreijahrige Berufsausbildung. Ebenfalls
verfligten 2 Prozent Uber einen Abschluss als Meister/Techniker und 5 Prozent Uber eine
Fach- oder Hochschulausbildung.

Im begleiteten Wohnen in Gastfamilien verfiigten 51 Prozent tber keinen Schulabschluss
und 49 Prozent hatten eine zwei bis dreijahrige Berufsausbildung.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen und in Gastfamilien am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach beruflichem Ausbildungsabschluss in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=397).

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im intensiv ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach
beruflichem Ausbildungsabschluss in Prozent

100%

5 3 5
o | 16 U -
90% 25
80% + 29 Beruflicher
a2 Ausbildungs-
70% - abschluss
60% - 60
86 38 O(Fach-)Hochschul-
50% ausbildung
D Meister/Techniker
40% - 84
67 Dzwei-/dreijahrige
30% + Berufsausbildung
51
20% 38 Oohne Ausbildung
30
10% A
14
0% - -
intensiv ambulant betreutes Wohnen
SPHV SPHV PZN Caritas AWO IABW
JuMeWego gesamt
(N=21) (N=19) (N=7) (N=8) (N=30) (N=85)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=85).
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Leistungstréager

Im ambulant betreuten Wohnen war der Rhein-Neckar-Kreis fur 79 Prozent der Personen
zustandiger Leistungstrager, im intensiv ambulant betreuten Wohnen fiir 80 Prozent der
Personen und im begleiteten Wohnen in Gastfamilien fir 77 Prozent. Damit liegt der
Rhein-Neckar-Kreis im ambulant betreuten Wohnen unter dem Durschnitt anderer Kreise
(84 Prozent), fur die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen. Beim begleiteten Wohnen in
Gastfamilien entsprechen die 77 Prozent den Werten anderer Kreise in Baden-
Wirttemberg.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen und in Gastfamilien am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Leistungstrager in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=397).
*Region: Stadte Mannheim, Karlsruhe, Heidelberg, Heilbronn, Landkreise Heilbronn, Karlsruhe, Neckar-Odenwald-Kreis.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im intensiv ambulant betreuten Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach
Leistungstrager in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=85).
*Region: Stadte Mannheim, Karlsruhe, Heidelberg, Heilbronn, Landkreise Heilbronn, Karlsruhe, Neckar-Odenwald-Kreis.
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Dauer des Leistungsbezugs und Fluktuation

Die durchschnittliche Verweildauer betrug im ambulant betreuten Wohnen 5 Jahre und im
begleiteten Wohnen in Gastfamilien 6 Jahre. Knapp 30 Personen lebten seit tiber 15 Jah-
ren in einer dieser beiden Angebotsformen, das heil3t es gibt einen gewissen Personen-
kreis, fur die das ambulante Wohnen ein langfristiges Wohnangebot darstellt.

Fir das intensiv ambulant betreute Wohnen wird keine Grafik zur Dauer des Leistungsbe-
zuges dargestellt, da dieses Angebot von den meisten Tragern erst seit kurzer Zeit ange-
boten wird.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im ambulant betreuten Wohnen und in Gastfamilien am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Dauer des Leistungsbezugs in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=397).

Die Zahl der Menschen mit chronisch psychischer Erkrankung und wesentlicher seeli-
scher Behinderung im ambulant betreuten Wohnen ist im Rhein-Neckar-Kreis von 2005
bis 2015 von 206 auf 354 Personen angestiegen. Dies entspricht einem durchschnittli-
chen jahrlichen Zuwachs von 15 Personen und einer Steigerung von 72 Prozent Uber ei-
nen Zeitraum von zehn Jahren.
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Entwicklung der Belegung des ambulant betreuten Wohnens im Rhein-Neckar-Kreis fir
Menschen mit chronisch psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung
vom 31.12.2005 bis zum 31.12.2015

Diakonie | Birgerkreis | SPHV BWLV Caritas | St.Thomas | AWO Emggﬁ Gesamt
2005 7 24 109 0 5 0 61 0 206
2006 2 23 106 0 9 0 60 0 200
2007 4 26 106 0 13 0 66 1 216
2008 6 24 125 0 13 0 76 1 245
2009 5 30 134 0 16 0 75 1 261
2010 3 31 141 0 22 0 91 1 289
2011 5 29 152 0 27 0 95 5 313
2012 7 32 147 0 34 0 91 7 318
2013 5 41 154 0 40 0 97 9 346
2014 5 41 151 0 44 0 97 7 345
2015 6 37 137 16 38 8 104 8 354

Datenbasis: Erhebung zur Fluktuation bei den Tragern im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=354).

Angebotsdichte im Landesvergleich — Daten aus der Situationsanalyse?

Im Rahmen der Datenerhebung der Situationsanalyse wurden am Ende des Jahres 2014
insgesamt 8.348 Erwachsene mit einer seelischen Behinderung ermittelt, die in ambulant
betreuten Wohnformen in Baden-W(rttemberg lebten. Von diesen Personen lebten 7.491
im ambulant betreuten Wohnen und 857 im Betreuten Wohnen in Gastfamilien (BWF).

Erwachsene mit seelischer Behinderung in ambulant betreuten Wohnformen* am
31.12.2014, je 10.000 Einwohner

200

150 W

178

127

Grafik: KVJS, 2017. Datenbasis: Datenerhebung zur Situationsanalyse — Standort-Perspektive, 2014.
* inklusive IABW und BWF

In Baden-Wirttemberg lebten durchschnittlich 7,9 Erwachsene mit seelischer Behinde-
rung je 10.000 Einwohner in ambulant betreuten Wohnformen. Der Rhein-Neckar-Kreis

2 KVJS: Situationsanalyse zum Stand der Sozial- und Teilhabeplanung in Baden-Wiirttemberg. Ergebnisse

einer Datenerhebung zur Situation von Menschen mit geistiger und korperlicher Behinderung und Men-
schen mit seelischer Behinderung aus den Jahren 2014 und 2015. Stuttgart 2017.
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lag mit 8,9 Erwachsenen pro 10.000 Einwohner tGber dem Landesdurchschnitt. Bei den
absoluten Zahlen wies der Rhein-Neckar-Kreis mit 471 Personen neben der Stadt Stutt-
gart (670) und dem Landkreis Ravensburg (489) die meisten Erwachsenen mit seelischer
Behinderung in ambulant betreuten Wohnformen auf.

Leistungstrager-Perspektive

In diesem Abschnitt wird die Perspektive gewechselt. Betrachtet werden Erwachsene mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung, fur die der
Rhein-Neckar-Kreis Eingliederungshilfe gewahrt, unabhéngig davon, in welchem Stadt-
oder Landkreis sie die Leistung der Eingliederungshilfe erhalten.

Der Rhein-Neckar-Kreis war am Ende des Jahres 2015 fiir 398% Erwachsene mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im ambulanten
Wohnen zustandiger Leistungstrager. Dies entspricht einer Kennziffer von 0,7 Personen
pro 1.000 Einwohner und damit genau dem Durchschnitt der Landkreise in Baden-
Wirttemberg.

Erwachsene Leistungsempfanger der Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im ambulanten Wohnen*
am 31.12.2015 pro 1.000 Einwohner
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XIl 2015. Planungs- und Steue-
rungsunterstiitzung fur die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 2017. (N=8.488).
*inklusive IABW und BWF

®  Inklusive IABW, BWF und JuMeWego
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Entwicklungen seit 2009 aus der Standortperspektive

Die Anzahl der Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher see-
lischer Behinderung im ambulanten Wohnen im Rhein-Neckar-Kreis ist seit der Datener-
hebung der ersten Teilhabeplanung mit dem Stichtag 31.12.2009 deutlich gestiegen. Da-
mals wurden 326 Menschen im ambulanten Wohnen gezahlt, am 31.12.2015 waren es
482 Personen.

Leistungen beim ambulanten Wohnen Vergleich 2009 und 2015

31.12.2009 31.12.2015 Veranderung
ABW absolut 273 354 + 81
IABW absolut 19 85 + 66
BWF absolut 34 43 + 9
Gesamt 326 482 + 156

Leistungsdichte pro 10.000 Einwohner ambulantes Wohnen Vergleich 2009 und 2015

31.12.2009 31.12.2015 Veranderung
ABW absolut 51 6,5 +1,4
IABW absolut 0,4 1,6 +1,2
BWEF absolut 0,6 0,8 +0,2
Gesamt 6,1 8,9 +2,8

Tabelle: KVJS 2017. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2009 und
31.12.2015

Ein Vergleich auf Planungsraumebene ist nicht mdglich, da die Planungsraume in diesem
Planungsprozess neu zugeschnitten wurden und daher nicht identisch sind mit den Pla-
nungsraumen aus der ersten Teilhabeplanung.

Schon in der ersten Teilhabeplanung wurde festgestellt, dass das Angebot des ambulant
betreuten Wohnens im Rhein-Neckar-Kreis sehr gut ausgebaut ist (Standort-Perspektive),
auch die ungleiche Verteilung Gber die Planungsraume besteht immer noch.

Damals wurde vermutet, dass das ambulante Wohnen bis zum Jahr 2020 weiter anstei-
gen wird, aufgrund der jahrlichen Steigerungsraten wurden 452 Personen im Jahr 2020
geschatzt. Rechnet man das intensiv ambulant betreute Wohnen zu den Zahlen des am-
bulant betreuten Wohnens hinzu, kommt man am Ende des Jahres 2015 auf 439 Perso-
nen. Die geschéatzte Zahl fiir das Jahr 2020 erscheint somit nicht ganz unwahrscheinlich.
Deutlich wurde aber auch, dass mit dem Ausbau der ambulanten Wohnformen kein
Ruckgang der Personen im stationdren Wohnen der Eingliederungshilfe verbunden war
(Vergleiche Kapitel 7.3). Damals wurde empfohlen, die ,Auszugsgrinde“ aus dem ambu-
lant betreuten Wohnen zu prifen und zu schauen, ob mit einer Differenzierung der Vergu-
tung oder der Ausweitung einer ergdnzenden Tagesstruktur auf alle Planungsrdume Um-
zlige ins stationare Wohnen vermieden werden kdnnen. Aus heutiger Sicht lasst sich fest-
stellen, dass es trotz des Aus- und Aufbaus des intensiv ambulant betreuten Wohnens
und der Einfilhrung von Angeboten der Tagesstrukturierung (LT 1.4.5b) in den Planungs-
raumen Schwetzingen und Sinsheim keinen Rickgang im stationdren Wohnen gab.
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Das Angebot des intensiv ambulant betreuten Wohnens gab es zum Zeitpunkt der ersten
Teilhabeplanung nur im Planungsraum Weinheim. Es wurde damals empfohlen zu prifen,
ob auch in den anderen Planungsraume ein Bedarf fir dieses Angebot besteht. Diese
MalRnahme wurde umgesetzt mit dem Ergebnis, dass dieses Angebot nun in allen Pla-
nungsraumen bei verschiedenen Tragern zur Verfiigung steht.**

Die Empfehlung des ersten Plans, das ambulant betreute Wohnen im Rahmen des Pro-
jektes ,Junge Menschen in Wegorientierung“ weiterhin bedarfsgerecht zu erweitern wurde
ebenfalls umgesetzt. Am 31.12.2009 waren 9 Platze in diesem Angebot belegt, am
31.12.2015 waren es 19 Platze.

Ein bedarfsgerechter Ausbau wurde auch fur das begleitete Wohnen in Gastfamilien emp-
fohlen und umgesetzt. Die 34 Nutzerinnen und Nutzer dieses Angebots am Stichtag
31.12.2009 sind zum 31.12.2015 auf 43 Personen angestiegen.

In den Planungsrdumen Weinheim und Wiesloch hatten Personen, die im ambulant be-
treuten Wohnen lebten schon im Jahr 2009 die Mdglichkeit, eine eingliederungshilfe-
finanzierte Tagesstruktur nach dem Leistungstyp 1.4.5b zu besuchen. Dies ist nun auch in
den Planungsraumen Schwetzingen und Sinsheim® méglich.

Ein Prufauftrag aus der ersten Teilhabeplanung bezog sich auf die vom SPHV bezahlte
Wechselpramie fur Klienten, die aus dem stationaren in das ambulant betreute Wohnen
umziehen. Es wurde empfohlen zu prifen, ob diese Wechselpramien auch von anderen
Tragern Ubernommen werden kann. Bis heute wurde diese Wechselpramie jedoch von
keinem anderen Trager eingefuhrt.

Im begleitenden Arbeitskreis zur Teilhabeplanung 2009 wurde die Vereinbarung getroffen,
dass die durchschnittliche Verweildauer von 4 Jahren im ambulant betreuten Wohnen
nicht Gberschritten werden soll.” Die Datenerhebung der Fortschreibung hat fiir das ge-
samte ambulant betreute Wohnen eine durchschnittliche Verweildauer von 5 Jahren er-
geben, wobei die Verweildauern bei den einzelnen Anbietern sehr unterschiedlich waren
und manche Angebote erst sehr kurz existierten, so dass eigentlich noch keine Aussagen
zur durchschnittlichen Verweildauer getroffen werden kénnen. Grundsatzlich lasst sich
feststellen, dass die damalige Vereinbarung nicht umgesetzt werden konnte und die Fest-
legung von Maximalwerten in Bezug auf die Verweildauer schwierig ist.

Im Planungsraum Sinsheim erst nach dem Stichtag der Datenerhebung. Daher ist das Angebot des Biir-
gerkreises mit 12 Platzen hier noch nicht mitaufgenommen.

Siehe hierzu auch die Prasentation des Rhein-Neckar-Kreises ,Fortschreibung der Teilhabeplanung fiir
seelisch behinderte Menschen. Entwicklungen seit 2011“ vom Auftakt zur Fortschreibung am 07. Juli
2016.

Im Planungsraum Sinsheim erst nach dem Stichtag 31.12.2015. Daher wurde dieses Angebot nicht in die
Datenerhebung im Kapitel 6.3. einbezogen.

Vgl. Teilhabeplan fir Menschen mit seelischer Behinderung nach SGB Xll im Rhein-Neckar-Kreis. Land-
ratsamt Rhein-Neckar-Kreis. Heidelberg 2011, S. 70.
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7.3 Stationares Wohnen

Wenn Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung aufgrund ihrer Erkrankung umfangreichere Unterstitzung bendtigen und
daher (noch) nicht oder nicht mehr privat oder ambulant betreut wohnen kénnen, gibt es
in Baden-Wirttemberg die Moglichkeit, stationar in einem Wohnheim (Eingliederungshilfe
nach dem SGB XII) oder in einem (Fach-)Pflegeheim (Pflege nach dem SGB Xl) zu leben.

Am Ende des Jahres 2015 lebte in Baden-Wirttemberg etwas uber ein Viertel der er-
wachsenen Leistungsempfanger in der Eingliederungshilfe mit chronischer psychischer
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in einer stationaren Wohnform." Im
Unterschied zum ambulant betreuten Wohnen bietet das stationdre Wohnen eine engma-
schigere Versorgung bis hin zu einer Betreuung rund um die Uhr. Neben der Bereitstel-
lung von Wohnraum werden die Mahlzeiten, die hauswirtschaftliche Versorgung, die Frei-
zeitgestaltung sowie die Begleitung und Assistenz und — falls notwendig — auch die Pflege
und medizinische Versorgung sichergestellt. Zum Teil unterliegen die stationaren Wohn-
formen ordnungsrechtlich dem Heimrecht. Dies betrifft zum Beispiel das Gebaude, das
Personal und die Mitwirkung von Bewohnern und Angehorigen. Leistungsrechtlich wird
ein Gesamtentgelt — nach funf Hilfebedarfsgruppen gestaffelt — vergutet, das alle diese
Leistungen umfasst. Auch das stationdre Wohnen ist grundsatzlich auf die Férderung der
Selbstandigkeit und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung angelegt.

Stationare Wohneinrichtungen unterscheiden sich erheblich nach Gréf3e, Standort und
Konzeption. Bei Wohnheimen handelt es sich in der Regel um gréRere Gebaude oder
Gebaudekomplexe. Sie liegen idealerweise integriert in Wohngebieten von Stadten und
Gemeinden oder sind Teil von Grof3einrichtungen. Stationare Wohngemeinschaften sind
kleine Einheiten, die selbstandigeres Wohnen erméglichen.

Stationare Wohngemeinschaften

Stationare Wohngemeinschaften werden dem Anspruch auf selbstbestimmtes Wohnen
am ehesten gerecht. Es handelt sich in der Regel um kleine Einheiten von vier bis zwolf
Personen. Baulich handelt es sich oft um Ein- oder Zweifamilienhduser oder um grol3e
Wohnungen. Sie haben ihren Standort meist in ,normalen® Wohngebieten und werden
von Tragern der Behindertenhilfe gekauft oder gemietet. Der Uberschaubare Rahmen
ermdglicht es den Bewohnerinnen und Bewohnern, ihren Tagesablauf individuell zu ge-
stalten und eigene Wohn- und Lebensvorstellungen umzusetzen. Voraussetzung dafr ist
— wie beim ambulant betreuten Wohnen — eine gute Infrastruktur im Wohnumfeld. Ge-
meinden ohne preisglnstige Einkaufsmdglichkeiten fur den taglichen Bedarf oder ohne
guten Anschluss an den 6ffentlichen Personennahverkehr eignen sich nicht als Standort
fur stationare Wohngemeinschaften. Stationare Wohngemeinschaften kénnen eine Uber-
gangsstufe zum ambulant betreuten Wohnen darstellen. Oft sind sie auch fir ehemalige
Bewohnerinnen und Bewohner weiterhin Anlaufstelle fur Freizeitkontakte und in Krisen-
situationen, nachdem diese ins ambulant betreute Wohnen gezogen sind. Daneben gibt
es vereinzelt auch das stationare Einzel- und Paarwohnen.

! KVJS. Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB Xl 2015. Planungs- und Steuerungsunterstiit-

zung fir die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 2017.
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Wohnheime

In Baden-Wirttemberg lebt ein Teil der Menschen mit chronischer psychischer Erkran-
kung und wesentlicher seelischer Behinderung in stationaren Einrichtungen, in denen die
Eingliederungshilfe nach dem SGB XIl im Vordergrund steht. Fir deren Bewohnerinnen
und Bewohner wird eine Hilfebedarfsgruppe festgestellt, nach der sich die H6he der Ver-
gltung sowie die Intensitat der Betreuung richten. Der Uberwiegende Teil der Bewohne-
rinnen und Bewohner erhalt daneben auch eine Tagesstruktur, zum Beispiel in einer
Werkstatt fiir behinderte Menschen. Die Kosten fir das Wohnen und die Tagesstruktur
tbernimmt in der Regel der Sozialhilfetrager im Rahmen der Eingliederungshilfe nach
dem SGB XIl. Werden die Bewohnerinnen und Bewohner als pflegebedurftig eingestuft,
tbernimmt die Pflegekasse einen Teil der Aufwendungen nach 8§ 43a SGB XI.

Pflegeheime

Ein kleinerer Teil der Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher
seelischer Behinderung lebt in stationaren Einrichtungen, in denen Leistungen der Pflege
nach dem SGB Xl erbracht werden. Fir deren Bewohnerinnen und Bewohner wird vom
Medizinischen Dienst der Krankenkassen eine Pflegestufe beziehungsweise seit dem
01.01.2017 ein Pflegegrad® festgestellt, nach der sich die H6he der Vergiitung richtet. Die
Vergltung fur das Wohnen und die Tagesstruktur ist im Pflegesatz enthalten. Die beiden
Vergutungsanteile werden nicht, wie es in Wohnheimen der Eingliederungshilfe der Fall
ist, getrennt berechnet. Werden die Bewohnerinnen und Bewohner als pflegebediirftig
eingestuft, Gbernimmt die Pflegekasse einen Teil der Aufwendungen nach § 43 SGB XI.
Liegen die Anspruchsvoraussetzungen vor, gewahrt der Sozialhilfetrager erganzend Auf-
wendungen im Rahmen der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII.

Geschlossene Unterbringung

Unterbringungen in sogenannten geschlossenen Bereichen betreffen jene Erwachse mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung, die in ih-
rem Bezug zur Realitat gestort sind und die ihr Handeln vortubergehend nicht mehr kon-
trollieren kdnnen. Dies kann etwa mit Selbst- oder Fremdgefahrdung als auch erhéhter
Suizidgefahr einhergehen. Formal liegt eine Unterbringung vor, wenn eine Person gegen
ihren Willen oder — bei nicht Einwilligungsfahigen — ohne ihren Willen in ein psychiatri-
sches Krankenhaus oder eine Einrichtung der Eingliederungshilfe beziehungsweise psy-
chiatrischen Pflege eingewiesen und am Verlassen gehindert wird. Psychiatrische Unter-
bringungen basieren dabei auf verschiedenen Unterbringungsverfahren, die entweder das
Psych-KHG oder das Betreuungsrecht (BtR) regelt.

Unterbringungen nach dem BtR dirfen nicht im Interesse der Offentlichkeit oder Dritter
veranlasst werden. Sollte dies notwendig sein, so muss in Baden-Wirttemberg auf das
Psych-KHG zuriickgegriffen werden.? Bei allen freiheitsentziehenden MaRnahmen nach
BtR darf also nur die Selbstgefahrdung des Betroffenen und nicht eine Fremdgefahrdung
zur Begrindung herangezogen werden. Initiiert werden die Unterbringungen nach BtR
durch einen gesetzlichen Betreuer. Die Prifung der rechtlichen Voraussetzungen und die
Genehmigung der Unterbringung erfolgt anschlieRend durch das Betreuungsgericht.

2 Mit dem Pflegestarkungsgesetz Il (PSG Il) wurden die Pflegestufen ab dem 01.01.2017 durch 5 Pflege-

grade (1-5) ersetzt.
Die Voraussetzungen einer offentlich-rechtlichen Unterbringung regelt § 13 des Psych-KHG.
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Das BtR kennt zudem sogenannte unterbringungséhnliche MalRnahmen (81906
Abs. 4 BGB), die den Unterbringungen nach BtR hinsichtlich ihrer rechtlichen Vorausset-
zungen gleichgestellt sind. Hierbei handelt es sich um freiheitsbeschrankende Mal3nah-
men bei Personen, die unter gesetzlicher Betreuung stehen und sich — ohne unterge-
bracht zu sein — in einem Wohnheim oder Krankenhaus aufhalten. Hier wird durch me-
chanische Vorkehrungen, wie die Fixierung mit Gurten oder Bettgittern, Isolierung oder
auf andere Weise regelméRig oder iiber einen langeren Zeitraum die Freiheit entzogen.*

Zwangsbehandlungen duirfen in Heimen allerdings nicht auf der rechtlichen Grundlage
des 8§ 1906 BGB vorkommen. Diese durfen nur bei einer Unterbringung in einem Kran-
kenhaus genehmigt werden.®

RPK-Einrichtungen

Eine besondere Form der zeitlich befristeten stationaren Versorgung von Menschen mit
psychischer Erkrankung sind die sogenannten RPK-Einrichtungen (Rehabilitation psy-
chisch Kranker). Diese Einrichtungen wurden 1989 geschaffen. Am Ende des Jahres
2015 standen in Baden-Wiirttemberg 220 stationdre RPK-Platze zur Verfiigung.® In den
RPK-Einrichtungen wird umfassende medizinische Rehabilitation und berufliche Forde-
rung unter psychologischer und sozialpadagogischer Betreuung angeboten. Mittlerweile
werden immer mehr RPK-MaRRnahmen ambulant durchgefihrt. Dies ist aber nur mdglich,
wenn eine entsprechende Einrichtung taglich erreichbar ist. In vielen Stadt- und Landkrei-
sen ist dies nicht der Fall. Haupt-Zielgruppe der RPK-Einrichtungen sind junge Erwachse-
ne mit chronischer psychischer Erkrankung. Kostentrager sind die Kranken- und Renten-
versicherungstrager und die Agentur fur Arbeit. Eine RPK-Einrichtung gibt es im Rhein-
Neckar-Kreis nicht.

Versorgungslandschaft in Baden-Wirttemberg

In Baden-Wirttemberg hat sich die stationdre Versorgungslandschaft fir Menschen mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung regional
sehr heterogen entwickelt und entsprechend unterschiedliche Formen angenommen. Ein
Teil der stationaren Einrichtungen entstand unmittelbar in und um die Fachkrankenhauser
fur Psychiatrie. Dabei wurden manchmal Teile der Klinik in grof3e stationare Einrichtungen
umgewandelt oder auf dem Klinikgelande neu gebaut. Es wurden aber auch bewusst
neue Standorte gesucht, die rAumlich nicht mit der Klinik verbunden waren, um den Men-
schen ein Leben und Wohnen aufierhalb der ,Anstalt* zu ermdglichen. Ein anderer Tell
der stationdren Platze fur Menschen mit psychischer Erkrankung wurde von den Kreis-
pflegeheimen realisiert. Auch hier handelt es sich oft um grof3e Einrichtungen mit mehre-
ren hundert Platzen. Weiter werden in vielen Alten- und Pflegeheimen in Baden-
Wairttemberg auch jingere Menschen mit psychischer Erkrankung aufgenommen. Sie
sind nach Platzzahl und Konzeption sehr unterschiedlich ausgestaltet und haufig weder
konzeptionell noch personell auf die Versorgung von Menschen mit psychischer Erkran-
kung spezialisiert.

* MAGS NRW (Hrsg.): Kommunale Gesundheitsberichterstattung iiber psychiatrische Unterbringungen und

Maoglichkeiten der Nutzung im Rahmen eines gemeindepsychiatrischen Qualitdtsmanagements. 2005:
www.uni-siegen.de/zpe/projekte/abgeschlossene/kbpsych/bericht_der_wissenschaftlichen_begleitung.pdf,
zuletzt aufgerufen am 27.07.2017.

Vgl. den Artikel ,Den Blick beim Thema Zwang erweitern®, in: Psychosoziale Umschau 03/2016, S. 20.
Landkreistag, Stadtetag Baden-Wirttemberg, KVJS: Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund
Baden-Wirttemberg 2015/2016, Stuttgart 2017.


http://www.uni-siegen.de/zpe/projekte/abgeschlossene/kbpsych/bericht_der_wissenschaftlichen_begleitung.pdf
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Standort-Perspektive

Im Rhein-Neckar-Kreis wurde das stationdre Wohnen am 31.12.2015 in insgesamt sieben
Stadten und Gemeinden angeboten und wurde von insgesamt 838 Personen in Anspruch
genommen. 578 Personen lebten in einem Wohnheim der Eingliederungshilfe oder einer
stationdren Wohngemeinschaft, 260 in einem Pflegeheim. Es wurden bei den Pflegehei-
men nur Personen in die Erhebung einbezogen, fir die eine psychiatrische Diagnose vor-
lag. Menschen mit rein somatischem Pflegebedarf wurden nicht berticksichtigt. Platze, die
geschlossen gefiihrt werden, gab es in den beiden GRN-Betreuungszentren in Sinsheim
und Weinheim.

Die Datenerhebung zur Situationsanalyse’ hat gezeigt, dass es im Rhein-Neckar-Kreis
am Stichtag 31.12.2014 die meisten belegten stationaren Platze® fiir Erwachsene mit see-
lischer Behinderung in Baden-Wirttemberg gab.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationdren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis — Standorte und Trager
der Wohnangebote

schwarze Zahlen: Eingliederungshilfe
rote Zahlen: Pflege
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Karte: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=838: Pflege N=260,
Eingliederungshilfe N=578).

KVJS: Situationsanalyse zum Stand der Sozial- und Teilhabeplanung in Baden-Wurttemberg. Ergebnisse
einer Datenerhebung zur Situation von Menschen mit geistiger und kérperlicher Behinderung und Men-
schen mit seelischer Behinderung aus den Jahren 2014 und 2015. Stuttgart 2017.

Leistungstyp 1.2.3.
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Planungsraume

Im Planungsraum Weinheim lebten am Jahresende 2015 287 Menschen stationér, da-
von 170 in einem Wohnheim der Eingliederungshilfe und 117 in einem Pflegeheim.

Die 287 belegten Platze verteilten sich auf Wohnangebote von 3 Tragern: der AWO
Rhein-Neckar e. V. (39 Personen), dem Bruno-Fritsch-Haus des AWO Kreisverbandes
Mannheim e. V. (30 Personen) und dem GRN-Betreuungszentrum Weinheim (101 Perso-
nen in der Eingliederungshilfe und 117 Personen in der Pflege). Von den 218 Personen
im GRN-Betreuungszentrum hatten 37 Personen (31 im Wohnangebot der Eingliede-
rungshilfe und 6 im Wohnangebot der Pflege) einen Unterbringungsbeschluss nach
81906 BGB oder waren im Rahmen des Probewohnens im Anschluss an eine forensische
Unterbringung geschlossen untergebracht.

Im Planungsraum Neckargemind/Eberbach gab es am Stichtag kein stationéres
Wohnangebot.

279 Personen lebten am 31.12.2015 stationar im Planungsraum Sinsheim, alle im GRN-
Betreuungszentrum Sinsheim. 175 Personen bekamen dort ein Wohnangebot der Ein-
gliederungshilfe, 104 Personen ein Wohnangebot in der Pflege. Von diesen 279 Personen
hatten 87 Personen (53 im Wohnangebot der Eingliederungshilfe und 34 im Wohnangebot
der Pflege) einen Unterbringungsbeschluss nach § 1906 BGB oder waren im Rahmen des
Probewohnens im Anschluss an eine forensische Unterbringung geschlossen unterge-
bracht.

Der Planungsraum Wiesloch wies am 31.12.2015 251 belegte stationare Platze auf.
Diese wurden von zwei Tragern angeboten, dem Psychiatrischen Zentrum Nordbaden
(PZN) (95 in der Eingliederungshilfe und 39 Personen in der Pflege) und dem SPHV
Rhein-Neckar e. V. (117 Personen in der Eingliederungshilfe). Innerhalb des stationaren
Wohnens beim SPHYV ist leistungsrechtlich zwischen dem Therapeutischen Wohnheim
(LT 1.2.3 80 Personen) und dem Klientenbudget (37 Personen) zu unterscheiden. Dieses
haben der SPHV und der damalige Landeswohlfahrtsverband Baden als Instrument ge-
schaffen, um den Ubergang zwischen groBen Wohnheimen und dezentralen stationaren
Wohngemeinschaften flexibler zu machen. Es sollte dazu beitragen, dass auch Menschen
mit sehr schweren Erkrankungen ein Ubergang aus groRen Heimen in selbstandigere
Wohnformen ermdéglicht wird. In den nachfolgenden Grafiken wird das Klientenbudget
zum stationaren Wohnen der Eingliederungshilfe gezahlt.

Im Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim lebten am 31.12.2015 21 Personen mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung in einem
stationdren Wohnangebot (Eingliederungshilfe), alle im Wohnheim von St. Thomas e. V.
in Schwetzingen.

Kennziffern

Die Zahl der Erwachsenen mit seelischer Behinderung, die am 31.12.2015 in einem
Wohnheim (Eingliederungshilfe) oder Pflegeheim im Rhein-Neckar-Kreis lebten, war mit
15,5 Bewohnerinnen und Bewohnern je 10.000 Einwohner sehr hoch. Der Mittelwert an-
derer Kreise, fiir die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen, ist nur halb so hoch.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung, die am 31.12.2015 in einem stationdren Wohnangebot im Rhein-Neckar-Kreis lebten, je
10.000 Einwohner

absolut je 10.000 Einwohner
Wohn- Pflege- gesamt Wohn- Pflege- gesamt
heim heim heim heim

Planungsraum

Neckargemiind/Eberbach 0 0 0 0.0 0.0 0.0
Planungsraum

Schwetzingen/Hockenheim 21 0 21 L7 0.0 L7
Planungsraum Sinsheim 175 104 279 25,9 15,4 41,3
Planungsraum Weinheim 170 117 287 11,4 7,9 19,3
Planungsraum Wiesloch 212 39 251 15,4 2,8 18,2
Rhein-Neckar-Kreis 578 260 838 10,7 4,8 15,5

Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2015 N=838 (inkl. Klientenbudget
N=37).

Betrachtet man nicht die Summe der Wohn- und Pflegeheime insgesamt, sondern nur die
Wohnheime der Eingliederungshilfe fur sich, lag die Kennziffer fir den Rhein-Neckar-
Kreis bei 10,7 belegten Platzen je 10.000 Einwohner. Auch dieser Wert ist im Vergleich zu
Werten anderer Kreise sehr hoch.

Alter und Geschlecht, Familienstand

Die Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer
Behinderung, die im stationdren Wohnen eines Tragers im Rhein-Neckar-Kreis lebten,
waren

e im stationdren Wohnen der Eingliederungshilfe zwischen 19 und 90 Jahre alt

¢ im Klientenbudget zwischen 36 und 74 Jahre alt,

¢ in den Pflegeheimen zwischen 24 und 95 Jahre alt.

Das Durchschnittsalter lag

¢ in den Wohnheimen der Eingliederungshilfe bei 47 Jahren,
¢ im Klientenbudget bei 55 Jahren,

¢ in den Pflegeheimen bei 71 Jahren.

Im stationaren Wohnen der Eingliederungshilfe lag das Durchschnittsalter leicht Giber dem
Durchschnittsalter anderer Kreise in Baden-Wiurttemberg (44 Jahre). Fir das
Klientenbudget und dem stationaren Wohnen im Pflegeheim liegen dem KVJS keine
Vergleichsdaten vor.

In allen stationdren Wohnformen lebten am Stichtag mehr Manner als Frauen. Im
stationdren Wohnen der Eingliederungshilfe waren 69 Prozent mannlich, in den
Pflegeheimen 52 Prozent.

Auch beim Familienstand ergab sich in beiden stationdren Wohnformen ein ahnliches
Bild. Im stationaren Wohnen der Eingliederungshilfe waren 79 Prozent ledig, 5 Prozent
verheiratet, 15 Prozent geschieden und 2 Prozent verwitwet. In den Pflegeheimen waren
64 Prozent ledig, 5 Prozent verheiratet, 19 Prozent geschieden und 12 Prozent verwitwet.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationdren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Alter in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=838).

Um den Personenkreis der Menschen, die zum Stichtag in den sogenannten geschlosse-
nen Bereichen der beiden GRN-Betreuungszentren in Weinheim und Sinsheim gelebt
haben etwas genauer zu betrachten, wurde die Parameter Alter, Diagnosen und Leis-
tungstrager separat ausgewertet. Die Grafiken erscheinen unter den jeweiligen Katego-
rien. Von den 124 geschlossen untergebrachten Personen waren 67 Prozent 50 Jahre
und alter, das Durchschnittsalter lag bei 56 Jahren. Menschen unter 30 Jahre waren nur
sehr gering vertreten (4 Prozent).

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung mit Unterbringungsbeschluss* im stationaren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Alter in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=124).
* Unterbringungsbeschluss nach 81906 BGB oder geschlossene Unterbringung im Rahmen des forensischen
Probewohnens
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Diagnosen

In beiden stationaren Wohnformen waren die Schizophrenien die haufigste Diagnose,
allerdings waren sie unterschiedlich ausgepragt. Beim stationaren Wohnen der Eingliede-
rung machten sie 61 Prozent aller Diagnosen aus, in den Pflegeheimen nur 40 Prozent.
Die zweithaufigste Diagnose im stationaren Wohnen der Eingliederungshilfe war die
Sucht mit 16 Prozent. In den Pflegeheimen war die Sucht mit 17 Prozent dritthaufigste
Diagnose, da davor noch die Demenzen mit 23 Prozent lagen. In den Pflegeheimen nahm
die Intelligenzminderung mit 15 Prozent einen groReren Stellenwert ein, alle anderen Di-
agnosen waren in beiden Bereichen mit wenigen Prozenten vertreten. Die Prozentzahl
der Schizophrenien in den Wohnheimen der Eingliederungshilfe entspricht dem Durch-
schnitt anderer Kreise, die Diagnose Sucht ist im Rhein-Neckar-Kreis aber mehr als dop-
pelt so haufig vertreten wie in anderen Kreisen.

In beiden Wohnformen hat ein nicht unerheblicher Teil der Personen (43 Prozent) eine
psychiatrische Zweitdiagnose, was bedeutet, dass bei diesen Menschen mindestens zwei
verschiedene psychiatrische Krankheitsbilder vorliegen (sogenannte Doppeldiagnosen).
Die Diagnose Sucht spielt bei den Zweitdiagnosen eine noch grof3ere Rolle als bei den
Hauptdiagnosen. Im stationaren Wohnen der Eingliederungshilfe war sie mit 29 Prozent
vertreten, in den Pflegeheimen mit 23 Prozent.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationaren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Hauptdiagnosen* in
Prozent

100% 1 3 5 ﬁ OF9 Stérung ab
. % 7 1 10 i Klndhe\tljggend
% - —
90% 7 7 3] 14 5 11 8 BF8 Enwicklungsstérungen
80% 5 = 2 L1 [5] ]
o 2 @F7 Intelligenzstorung
70% -
OF6 Personlichkeits-,
25 Verhaltensstérung
60% - 40 ) .
35 87 54 OF5 Korperliche Stérung
50% - | 49| |g7 61 .
15 83 71 69 BF4 Neurotische Storung
40% -+ — — & !
— OF3 Manie, Depression
] 17
30% 23 | OF2 Schizophrenie
20% - 37 28 12 ] OF1 Sucht
- . 16
i 23 1 —
10% 16 5 5 5 14 OF0 Demenz
0% 8 (21 [5] [5 5
Pflegeheime Wohnheime

GRN PZN GRN Pflege GRN SPHV  PZN St. AWO  GRN  Bruno- EGH

Sins- Wein- gesamt Sins- Thomas Wein-  Fritsch- gesamt

heim heim heim heim  Haus

(N=100) (N=39) (N=92) (N=231) (N=174) (N=117) (N=95) (N=21) (N=39) (N=100) (N=30) (N=576)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=807).
* nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekurzt. Fir 31 Personen liegen keine Diagnosen vor.

Bei den Menschen, die zum Stichtag in einem sogenannten geschlossenen Bereich der
beiden GRN-Betreuungszentren gelebt haben, waren auch die Schizophrenien die hau-
figste Diagnosen, sie waren mit 48 Prozent aber weniger stark vertreten wie in den offen
gefiihrten Wohnangeboten der Eingliederungshilfe (61 Prozent). Ein deutlicher Unter-
schied zeigt sich im Bereich der Suchtdiagnosen. Bei den Menschen, die geschlossen
untergebracht waren, war die Sucht doppelt so haufig vertreten wie in den offenen Berei-
chen der Pflegeheime und der stationdren Eingliederungshilfewohnangebote.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung mit Unterbringungsbeschluss* im stationdren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Hauptdiagnosen** in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=124).

* Unterbringungsbeschluss nach 81906 BGB oder geschlossene Unterbringung im Rahmen des forensischen
Probewohnens.

** nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekiirzt.

Hilfebedarfsgruppen und Pflegestufen

Im Rahmen der Eingliederungshilfe wird der Hilfebedarf von Erwachsenen mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung, die in einem Wohn-
heim leben, nach funf Hilfebedarfsgruppen bemessen. Zum 31.12.2015 war der weit
Uberwiegende Teil der Bewohnerinnen und Bewohner der Wohnheime im Rhein-Neckar-
Kreis in die Hilfebedarfsgruppen 2 (38 Prozent) und 3 (57 Prozent) eingestuft. Dies ent-
spricht auch der Verteilung in anderen Stadt- und Landkreisen, fur die dem KVJS Ver-
gleichsdaten vorliegen. 3 Prozent waren in Hilfebedarfsgruppe 4 eingestuft, 2 Prozent in
die Hilfebedarfsgruppe 1.

Im Rahmen der Pflege in stationaren Einrichtungen wurde der Pflegebedarf bis zum
31.12.2016 nach vier Pflegestufen® bemessen. Menschen mit der Pflegestufe 0 galten im
Rahmen der Pflegeversicherung nicht als pflegebedurftig und erhielten deshalb keine
Leistungen der Pflegeversicherung, aber bei Bedarf Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII.
Der Anteil der Bewohnerinnen und Bewohner mit Pflegestufe 0 lag in den Pflegeheimen
bei 11 Prozent. Die meisten Menschen waren in die Pflegestufe 1 (36 Prozent) und 2
(32 Prozent) eingestuft. 22 Prozent hatten die Pflegestufe 3.

Wahrend die Verteilung der Hilfebedarfsgruppen ahnlich wie in anderen Kreisen ist, un-
terscheidet sich die Verteilung der Pflegestufen recht deutlich. Im Rhein-Neckar-Kreis
waren 11 Prozent in die Pflegstufe 0 eingestuft, in anderen Kreisen, fur die dem KVJS
Vergleichsdaten vorliegen, waren es im Durchschnitt 37 Prozent. Im Rhein-Neckar-Kreis
waren dafiir mehr Menschen in die Pflegestufe 2 und 3 (32 beziehungsweise 22 Prozent)
eingestuft, wahrend es in anderen Kreisen durchschnittlich nur 17 beziehungsweise 6
Prozent waren.

®  Mit dem Pflegestarkungsgesetz 1l (PSG II) wurden die Pflegestufen ab dem 01.01.2017 durch 5 Pflege-

grade (1-5) ersetzt.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationaren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Hilfebedarfsgrup-
pen oder Pflegestufen in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=801).
* nach ICD-10-GM; Beschreibung zwecks Lesbarkeit gekrzt. Fur 37 Personen liegen keine Angaben vor.

Tagesstruktur

Die Bewohnerinnen und Bewohner der Wohnheime der Eingliederungshilfe bekamen am
31.12.2015 zu einem Uberwiegenden Teil (92 Prozent) ein Angebot der Tagesstrukturie-
rung nach dem Leistungstyp 1.4.5b. 6 Prozent besuchten eine Werkstatt, 2 Prozent hatten
eine sonstige Tagesstruktur. Der Anteil der Werkstatt-Beschaftigten liegt mit 6 Prozent
deutlich unter dem Durchschnitt anderer Kreise (34 Prozent). In Pflegeheimen sind Woh-
nen und Tagesstruktur leistungsrechtlich nicht getrennt. Die Tagesstruktur wird innerhalb
des Pflegeheims organisiert.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationaren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Tagesstruktur in
Prozent

100% - (5]
90%
80% Tagesstruktur
70% A
@im Pflegeheim
04 -
60% 85
50% | 99 86| |00 || 93| foo 92| | | mSonstige
04 -
40% DOTagesstrukturierung
30% LT 1.4.5b
o
20% OWerkstatt
o
10% - —
0% 15| — -
8 10| |— 5
0% - . 4
Pflegeheime Wohnheime
GRN PZN  GRN Pflege GRN SPHV  PZN St. AWO GRN Bruno- EGH
Sins- Wein- gesamt Sins- Thomas Wein-  Fritsch- gesamt
heim heim heim heim  Haus
(N=104) (N=39) (N=117) (N=260) (N=175) (N=117) (N=95) (N=21) (N=39) (N=101) (N=30) (N=578)

Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=838).
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Schulabschluss und beruflicher Bildungsabschluss

Am 31.12.2015 verfugten die meisten der Bewohnerinnen und Bewohner der Wohnheime
der Eingliederungshilfe und des Pflegeheims des PZN™ iiber einen Schulabschluss. 46
Prozent (Wohnheime Eingliederungshilfe) beziehungsweise 54 Prozent (Pflegeheim PZN)
verfugten Uber einen Hauptschulabschluss, 15 beziehungsweise 10 Prozent Uber einen
Realschulabschluss und 15 respektive 3 Prozent tber eine (Fach-) Hochschulreife. Einen
Schulabschluss einer Forderschule hatten 10 oder 3 Prozent, keinen Schulabschluss hat-
ten 14 beziehungsweise 31 Prozent. Diese Werte entsprechen ungefahr den Mittelwerten
von anderen Kreisen, fir die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen.

Die Berufsausbildung der Menschen im stationaren Wohnen der Eingliederungshilfe stell-
te sich wie folgt dar: 64 Prozent hatten keinen beruflichen Ausbildungsabschluss, 30 Pro-
zent hatten eine zwei bis dreijahrige Berufsausbildung, 2 Prozent verfligten tber einen
Abschluss als Meister/Techniker und 4 Prozent hatten eine Fach- oder Hochschulausbil-
dung. Die Verteilung der beruflichen Ausbildungsabschlisse war damit ahnlich wie in an-
deren Stadt- und Landkreisen.

Im Pflegeheim des PZN hatten 51 Prozent keinen beruflichen Ausbildungsabschluss,
46 Prozent verflgten Uber eine zwei bis dreijahrige Berufsausbildung und 3 Prozent hat-
ten eine Fach- oder Hochschulausbildung.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationdren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach beruflichem Aus-
bildungsabschluss* in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=340).
*fir 498 Personen liegen keine Angaben vor.

0 Bej den GRN-Betreuungszentren waren diese Angaben nicht hinterlegt.
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Leistungstréager

Im stationdren Wohnen der Eingliederungshilfe war der Rhein-Neckar-Kreis fur 37 Pro-
zent der Personen zustandiger Leistungstrager und in den Pflegeheimen fir 33 Prozent
der Personen. Fur 40 Prozent (Wohnen Eingliederungshilfe) oder 30 Prozent (Pflegehei-
me) waren Kreise aus der Region zusténdige Leistungstrager. Im Bereich des stationéren
Wohnens der Eingliederungshilfe liegen dem KVJS Vergleichsdaten mit anderen Kreisen
in Baden-Wirttemberg vor. Die 37-prozentige Eigenbelegung des Rhein-Neckar-Kreises
ist ein sehr niedriger Wert. Der Durchschnitt anderer Kreise liegt bei 51 Prozent.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationaren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Leistungstréager in
Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=838).
* Region: Stadte Mannheim, Karlsruhe, Heidelberg, Heilbronn, Landkreise Heilbronn, Karlsruhe, Neckar-
Odenwald-Kreis.

Betrachtet man die Menschen, die am Stichtag im Rahmen eines Unterbringungsbe-
schlusses ein stationdres Wohnangebot im Rhein-Neckar-Kreis wahrgenommen haben,
zeigt sich noch sehr viel deutlicher, dass diese sogenannten geschlossenen Platze ein
Uberregionales Angebot darstellen. Hier war der Rhein-Neckar-Kreis nur fir 15 Prozent
der Menschen zustandiger Leistungstrager, die Region fur 57 Prozent. Viele Kreise in
Baden-Wirttemberg haben keine oder nur wenige Angebote dieser Art, so dass sie auf
Angebote in anderen Kreisen zurtickgreifen miissen.
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Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung mit Unterbringungsbeschluss* im stationdren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-
Kreis nach Leistungstragern in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=124).

* Unterbringungsbeschluss nach 81906 BGB oder geschlossene Unterbringung im Rahmen des forensischen
Probewohnens.

** Region: Stéadte Mannheim, Karlsruhe, Heidelberg, Heilbronn, Landkreise Heilbronn, Karlsruhe, Neckar-
Odenwald-Kreis.

Dauer des Leistungsbezugs

Die durchschnittliche Verweildauer in den Wohnheimen der Eingliederungshilfe lag am
Stichtag bei 6 Jahren und entspricht damit genau dem Durchschnitt anderer Kreise, fur
die dem KVJS Vergleichsdaten vorliegen. In den Pflegeheimen lag die durchschnittliche
Verweildauer mit 13 Jahren deutlich héher. 24 Prozent lebten dort Gber 20 Jahre.

Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung im stationaren Wohnen am 31.12.2015 im Rhein-Neckar-Kreis nach Dauer des Leis-
tungsbezugs in Prozent
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015 (N=838).
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Angebotsdichte im Landesvergleich — Daten aus der Situationsanalyse

Im Rahmen der Datenerhebung der Situationsanalyse wurden am Ende des Jahres 2014
insgesamt 4.902 Erwachsene mit einer seelischen Behinderung ermittelt, die in einer sta-
tiondren Wohnform nach dem Leistungstyp 1.2.3 in Baden-Wrttemberg lebten.

Erwachsene mit seelischer Behinderung — belegte Platze im stationaren Wohnen* am
31.12.2014, je 10.000 Einwohner
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Grafik: KVJS, 2017. Datenbasis: Datenerhebung zur Situationsanalyse — Standort-Perspektive 2014.
* Leistungstyp | 2.3, nicht erhoben wurden Erwachsene, die in einem Pflegeheim oder in einer Einrichtung, in
der Pflege nach dem SGB Xl im Vordergrund steht (mit ergdnzendem Eingliederungszuschlag), lebten.

In Baden-Wirttemberg lebten durchschnittlich 4,6 Erwachsene mit seelischer Behinde-
rung je 10.000 Einwohner im stationaren Wohnen. Der Rhein-Neckar-Kreis lag mit 10,0
Erwachsenen pro 10.000 Einwohner deutlich Gber dem Landesdurchschnitt. Bei den ab-
soluten Zahlen wies der Rhein-Neckar-Kreis mit 533 Personen die meisten belegten stati-
ondren Platze nach dem Leistungstyp 1.2.3 in Baden-Wrttemberg auf.

Leistungstrager-Perspektive

In diesem Abschnitt wird die Perspektive gewechselt. Betrachtet werden Erwachsene mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung, fur die der
Rhein-Neckar-Kreis Eingliederungshilfe gewahrt, unabhéngig davon, in welchem Stadt-
oder Landkreis sie die Leistung der Eingliederungshilfe erhalten.

Der Rhein-Neckar-Kreis war am Ende des Jahres 2015 fiir 286 Erwachsene mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im stationaren
Wohnen zustandiger Leistungstrager der Eingliederungshilfe. Dies entspricht einer Kenn-
ziffer von 0,53 Personen pro 1.000 Einwohner, sie liegt Uber dem Durchschnitt der Land-
kreise in Baden-Wirttemberg (0,43).

' KVJS: Situationsanalyse zum Stand der Sozial- und Teilhabeplanung in Baden-Wiirttemberg. Ergebnisse

einer Datenerhebung zur Situation von Menschen mit geistiger und korperlicher Behinderung und Men-
schen mit seelischer Behinderung aus den Jahren 2014 und 2015. Stuttgart 2017.
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Erwachsene Leistungsempfanger der Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg mit
chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im stationé-
ren Wohnen am 31.12.2015 pro 1.000 Einwohner
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Grafik: KVJS. Datenbasis: Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII 2015. Planungs- und Steue-
rungsunterstiitzung fur die Stadt- und Landkreise in Baden-Wirttemberg. Stuttgart 2017. (N=5.066).

Von den oben genannten 286 Leistungsempfangern lebten am 31.12.2015 80 Personen
(28 Prozent) aulRerhalb des Rhein-Neckar-Kreises, hauptséchlich in den Stadten Mann-
heim (14) und Heidelberg (19). Auch im Landkreis Karlsruhe (9) und der Stadt Karlsruhe
(7) lebten 16 Leistungsempfanger des Kreises. Alle anderen auswartig lebenden Leis-
tungsempfanger verteilten sich in kleiner Anzahl Gber verschiedene Kreise. 15 Personen
lebten in anderen Bundesléandern. Angesichts der Tatsache, dass es im Rhein-Neckar-
Kreis ein sehr grof3es Angebot an stationdren Wohnangeboten gibt, ist die Anzahl der
Menschen, die aulRerhalb des Kreises leben, hoch.

Am 31.12.2015 erhielten auBerdem 90 Erwachsene mit chronisch psychischer Erkran-
kung und wesentlicher seelischer Behinderung durch den Rhein-Neckar-Kreis Leistungen
der Hilfe zur Pflege in einem Pflegeheim. Von diesen 90 Personen lebten 53 auf3erhalb
des Rhein-Neckar-Kreises, hauptsachlich in den Landkreisen Karlsruhe und Heilbronn,
dem Neckar-Odenwald-Kreis und den Stadten Heidelberg und Mannheim. 12 Personen
lebten in anderen Bundeslandern. Auch hier gilt, dass die Anzahl der auswartig lebenden
Leistungsempfanger angesichts der vielen Pflegeheimplatzen im Rhein-Neckar-Kreis
hoch ist.
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Erwachsene mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinde-
rung in Leistungstragerschaft des Rhein-Neckar-Kreises, die am 31.12.2015 in Wohn- und
Pflegeheimen aul3erhalb des Rhein-Neckar-Kreises lebten

. Leistungstyp 1.2.3 N= 80

Mannifedy
. Hilfe zur Pflege N= 53

¥ Schwabisch Hall

Ostalbkrais

Goppingen

" Alb-Donau-Kreis

Reutlingen
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Biberach

Ravensburg

Karte: KVJS. Datenbasis: Statistik der Empfanger von Leistungen der Eingliederungshilfe und der Hilfe zur
Pflege des Rhein-Neckar-Kreises zum 31.12.2015 (Eingliederungshilfe N=80, Hilfe zur Pflege N=53).
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Entwicklungen seit 2009 aus der Standortperspektive

Die Anzahl der Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung im stationdren Woh-
nen im Rhein-Neckar-Kreis ist seit der Datenerhebung der ersten Teilhabeplanung mit
dem Stichtag 31.12.2009 zuriickgegangen. Damals wurden 912 Menschen im stationaren
Wohnen gezahlt, am 31.12.2015 waren es 838 Personen. Der Rickgang bezieht sich
aber nur auf die belegten Platze in den Pflegeheimen. Im Bereich der Eingliederungshilfe
sind die belegten Platze seit 2009 um 86 Platze angestiegen.

Der Riickgang bei den Platzen in den Pflegeheimen hat verschieden Grinde. Zum einen
liegt er an der Tatsache, dass bei der ersten Erhebung mehr Trager von Pflegeheimen
einbezogen wurden als dieses Mal. Das Haus Mathilde in St. Leon-Rot (damals 44 beleg-
te Platze) und das Haus Schonblick in Dielheim (damals 17 belegte Platze) wurden bei
der jetzigen Erhebung nicht mehr in die Befragung miteinbezogen, da sich gezeigt hat,
dass sie bei der Grundversorgung von psychisch kranken Menschen im Rhein-Neckar-
Kreis nur eine untergeordnete Rolle spielen. Zieht man die aus dem Jahr 2009 erhobenen
Zahlen der belegten Platze dieser beiden Trager von der damaligen Gesamtplatzzahl ab,
hat sich die Anzahl der belegten stationaren Platze nur um 13 Platze verringert. Ein weite-
rer Grund fur den Rickgang der belegten Platze in den Pflegeheimen ist die Tatsache,
dass im GRN-Betreuungszentrum Weinheim seit zwei Branden in den Jahren 2013 und
2014 ein ganzes Stockwerk nicht mehr genutzt werden kann. Das Psychiatrische Zentrum
Nordbaden (PZN) wird in Zukunft seinen Pflegeheimbereich komplett aufgeben und hatte
daher sein Angebot zum Stichtag bereits reduziert.

Belegte Platze beim stationaren Wohnen Vergleich 2009 und 2015

31.12.2009 31.12.2015 Veranderung
Stat. Wohnen EGH 492 578 + 86
Stat. Wohnen Pflegeheim 359™2 260 - 99
Gesamt 851 838 - 13

Leistungsdichte pro 10.000 Einwohner stationdres Wohnen Vergleich 2009 und 2015

31.12.2009 31.12.2015 Veranderung
Stat. Wohnen EGH 9,2 10,7 +1,5
Stat. Wohnen Pflegeheim 6,7 4,8 -1,9
Gesamt 15,9 15,5 -04

Tabelle: KVJS 2017. Datenbasis: Leistungserhebung im Rhein-Neckar-Kreis zum Stichtag 31.12.2009 und
31.12.2015

Die Tabelle macht deutlich, dass trotz des starken Ausbaus des ambulanten Wohnens
kein Rickgang im stationdren Wohnen der Eingliederungshilfe erfolgt ist.

Ein Vergleich auf Planungsraumebene ist nicht mdglich, da die Planungsrdume in diesem
Planungsprozess neu zugeschnitten wurden und daher nicht identisch sind mit den Pla-
nungsraumen aus der ersten Teilhabeplanung.

Schon im ersten Teilhabeplan wurde festgestellt, dass das Angebot an stationaren Plat-
zen den Bedarf fir den Rhein-Neckar-Kreis Ubersteigt. Trotz des Riickgangs an stationa-
ren Platzen im Bereich der Pflege ist dies weiterhin der Fall. Auch an der Uberregionalen

12 Zum besseren Vergleich mit der Erhebung 2009 ohne Haus Mathilde und Haus Schonblick
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Belegung der Angebote hat sich nichts geandert. Die damalige Erwartung, dass andere
Kreise eigene Versorgungsstrukturen aufbauen und dadurch nicht mehr auf die Angebote
im Rhein-Neckar-Kreis zurlickgreifen hat sich nicht bestatigt.

Den damals sehr grofRen Unterschied in der stationdren Versorgung zwischen den ver-
schiedenen Planungsraumen wurde dadurch begegnet, dass das Angebot des intensiv
ambulant betreuten Wohnens in allen Planungsraumen aus- oder aufgebaut wurde.
Dadurch wird gewahrleistet, dass Menschen aus dem jeweiligen Planungsraum ein woh-
nortnahes Angebot bekommen kénnen, wenn sie es wiinschen. Dies gilt allerdings nur fur
den Bereich der Eingliederungshilfe. Wer ein stationdres Angebot der psychiatrischen
Pflege benotigt, muss unter Umsténden auf ein Angebot in einem anderen Planungsraum
ausweichen, da es diese Angebote nicht in allen Planungsraumen gibt.

In der ersten Teilhabeplanung wurde empfohlen, dass sich alle Anbieter innerhalb eines
Planungsraumes im Rahmen des GPV verpflichten, alle Menschen mit psychischer Er-
krankung aus dem jeweiligen Planungsraum zu versorgen und nicht an andere Trager
aulRerhalb des Planungsraumes verweisen. Auch sollten die beiden GRN-Angebote in
Sinsheim und Weinheim besser in den GPV eingebunden werden. Der GPV im Rhein-
Neckar-Kreis hat im Jahr 2015 eine Kooperationsvereinbarung geschlossen, in der eine
Versorgungsverpflichtung bezogen auf den gesamten Rhein-Neckar-Kreis enthalten ist,
als Qualitatsziel des GPV ist aber auch eine wohnortnahe Versorgung formuliert. Daher
wurden die Angebote seit der ersten Teilhabeplanung auch planungsraumbezogen wei-
terentwickelt. Dies wurde in der ersten Planung empfohlen. Die GRN haben die Koopera-
tionsvereinbarung fir den GPV mitunterzeichnet.

Empfohlen wurde damals auch, in jedem Planungsraum eine kleine Wohneinheit fur die
geschlossene Unterbringung vorzusehen. Aufgrund der schon bestehenden Strukturen im
Landkreis und der Feststellung, dass diese kleinen Wohnformen wirtschaftlich schwierig
zu betreiben sind, wurde diese Empfehlung nicht umgesetzt.

Als Problem wurde in der ersten Teilhabeplanung die Versorgung sogenannter ,Sys-
temsprenger” benannt. Es wurde empfohlen, in jedem Planungsraum einige wenige Plat-
ze fur eine intensive Einzelbetreuung in individuellen Betreuungsarrangements zu schaf-
fen. Es hat sich gezeigt, dass die sogenannten ,Systemsprenger® grundsatzlich auf ein
intensives stationares Setting angewiesen sind.

Die Einfihrung des intensiv ambulant betreuten Wohnens in allen Planungsraumen hat
dazu gefuhrt, dass auch individuelle Bedarfe in den einzelnen Planungsraumen gedeckt
werden kénnen.

In der ersten Teilhabeplanung wurde darauf hingewiesen, im Zuge der weiteren Entwick-
lung der Versorgungslandschaft im Planungsraum Wiesloch nach Lésungen fur die Wei-
terentwicklung des PZN zu suchen. Ein kliniknahes Wohnheim als erste Anlaufstelle fur
Menschen aus der Klinik wurde als sinnvoll erachtet, die nicht barrierefreien und baulich
sanierungsbedirftigen Gebaude wurden aber als Problem definiert. Das PZN hat mittler-
weile konkrete Planungen fir die Weiterentwicklung. Ein kliniknahes Wohnheim der Ein-
gliederungshilfe wird erhalten bleiben, dazu wird ein barrierefreier Ersatzneubau auf dem
Klinikgelande entstehen. Der Bereich Pflege wird vom PZN aufgegeben, ein privater Tra-
ger baut in Klinikndhe ein neues Pflegeheim und wird die verbleibenden Klienten des
PZN-Pflegeheimes tbernehmen.

Eine weitere Handlungsempfehlung der ersten Teilhabeplanung war die Suche nach einer
Ldsung fur die Weiterentwicklung der GRN Weinheim und Sinsheim, die aufgrund der
Landesheimbauverordnung dringend erforderlich war. Ein Ersatzneubau auf dem Geléande
mit gleichbleibender Platzzahl wurde als nicht mehr zeitgemal} angesehen. In Weinheim
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entsteht nun ein Ersatzneubau mit geringerer Platzzahl auf dem Gelande der GRN Klinik
in Weinheim. Beim GRN Sinsheim ist die Planungsphase fir die Weiterentwicklung noch
nicht abgeschlossen.

In den Planungsraumen Sinsheim und Schwetzingen wurde in der Teilhabeplanung von
2009 festgestellt, dass Angebote der gemeindepsychiatrischen Grundversorgung mit sta-
tionaren Wohngruppen fehlen. Zur Abhilfe wurde in beiden Planungsraumen das intensiv
ambulant betreute Wohnen eingefuihrt und das ambulant betreute Wohnen ausgebaut.

Die erste Teilhabeplanung beinhaltete den Auftrag zu prifen, ob es im Planungsraum
Eberbach einen Bedarf fur stationare Wohnangebote gibt. Dieser Bedarf wird im Pla-
nungsraum Eberbach bisher nicht gesehen.

Im begleitenden Arbeitskreis zur Teilhabeplanung 2009 wurden fir das stationdre Woh-
nen folgende weitere Vereinbarungen getroffen:*3

e Es werden im Rhein-Neckar-Kreis in Zukunft keine zusatzlichen Platze genehmigt. Im
Hinblick auf die hohe Belegung aus anderen Stadt- und Landkreisen soll darauf hin-
gewirkt werden, dass die notwendigen Angebote in den Herkunftskreisen geschaffen
werden, um mittelfristig einen Platzabbau zu erreichen.

Ein Abbau von stationaren Platzen hat im Rhein-Neckar-Kreis nur im Bereich der
Pflegeheime stattgefunden. Das stationdre Wohnen in der Eingliederungshilfe hat seit
2009 zugenommen.**

¢ Im Rahmen der Eingliederungshilfe wird die Hilfebedarfsgruppe 1 in der Regel nur bei
Aufnahme in eine stationare Wohnform und dann nur vortibergehend bis zur endguilti-
gen Einstufung vereinbart. Es bestand Einigkeit, dass Menschen mit seelischer Be-
hinderung in der Hilfebedarfsgruppe 1 grundsatzlich keine stationdre Versorgung be-
notigen und dass sie im ambulant betreuten Wohnen leben kénnen und sollen.

¢ Im Rahmen der Eingliederungshilfe wurden 2009 im Rhein-Neckar-Kreis mehr Men-
schen in der Hilfebedarfsgruppe 2 versorgt als in anderen Stadt- und Landkreisen.
Auch diese Menschen sollen zukinftig soweit als mdglich ambulant versorgt werden.
Die Leistungserbringer der stationaren Versorgung sichern zu, dies regelmaf3ig zu
prifen. Sobald flr eine Bewohnerin oder einen Bewohner des stationdren Wohnens
zwei Jahre lang kein Aufenthalt in einer psychiatrischen Klinik erforderlich war, wird
untersucht, ob ein Umzug ins ambulant betreute Wohnen mdglich ist. Die Leistungs-
erbringer erstatten dem Rhein-Neckar-Kreis im Rahmen der Hilfeplanung dartiber Be-
richt.

In Bezug auf diese beiden Vereinbarungen fand eine Uberpriifung von 103 Personen
mit der Hilfebedarfsgruppe 1 und 2 in sieben stationdren Einrichtungen hinsichtlich ei-
nes maoglichen Wechsels in ein ambulantes Betreuungsangebot statt mit dem Ergeb-
nis, dass 7 Personen in ein ambulantes Wohnangebot wechseln konnten.*

3 vgl. Teilhabeplan fur Menschen mit seelischer Behinderung nach SGB XII im Rhein-Neckar-Kreis. Land-

ratsamt Rhein-Neckar-Kreis. Heidelberg 2011, S. 70/71.

1 vgl. Tabelle S. 127.

> Siehe hierzu auch die Prasentation des Rhein-Neckar-Kreises ,Fortschreibung der Teilhabeplanung fiir
seelisch behinderte Menschen. Entwicklungen seit 2011“ vom Auftakt zur Fortschreibung am 07. Juli
2016.
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e Bezuglich der Pflegeheime wurde der hohe Anteil der Pflegestufe 0 im Jahr 2009 beim
PZN thematisiert (49 Personen, 56 Prozent). Es konnte Einigkeit dartiber erzielt wer-
den, dass ein Anteil von bis zu 15 Prozent in der Pflegestufe O nicht Uberschritten
werden sollte (Orientierungswert). Fur die Menschen, die derzeit in der Pflegestufe 0
versorgt werden, soll gepruft werden, ob Alternativen zu einer Versorgung im Pflege-
heim moglich sind.

Bei der Datenerhebung der Fortschreibung hat sich gezeigt, dass im PZN nur noch 10
Personen (26 Prozent) die Pflegestufe O hatten. Da das PZN seinen Pflegeheimbe-
reich aufgibt, werden die verbleibenden Bewohnerinnen und Bewohner vom neuen
privaten Pflegeheimbetreiber der am Rande des Klinikgelandes neu gebauten Einrich-
tung Gbernommen.

e Beim stationdren Wohnen soll die durchschnittliche Verweildauer von 6 Jahren nicht
Uberschritten werden.

Die Datenerhebung der Fortschreibung hat ergeben, dass die durchschnittliche Ver-
weildauer aller Einrichtungen des stationaren Wohnens der Eingliederungshilfe bei
genau 6 Jahren lag. Allerdings war die Verweildauer in den einzelnen Angeboten un-
terschiedlich hoch. Wie beim ambulant betreuten Wohnen auch, ist hier anzumerken,
dass die Festlegung eines Maximalwertes schwierig ist.
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7.4 Personliches Budget

Beim Personlichen Budget handelt es sich um eine alternative Form der Leistungsgewéh-
rung, auf die seit dem Jahr 2008 ein Rechtsanspruch besteht. Menschen mit wesentlicher
Behinderung im Sinne des Sozialgesetzbuchs XIl kdnnen sich anstelle einer Sachleistung
einen monatlichen Geldbetrag auszahlen lassen, mit dem sie Leistungen und Dienste
selbst einkaufen. Sie werden hier aus der Leistungstrager-Perspektive abgebildet. Es wird
abgebildet, wie viele Personliche Budgets der Rhein-Neckar-Kreis am Ende des Jahres
2015 zum Wohnen gewdahrt hat — unabhéngig davon, in welchem Stadt- oder Landkreis
die Person wohnt und unabhangig vom Ort der Leistungserbringung.

Der Rhein-Neckar-Kreis bezahlte fur elf Menschen mit chronischer psychischer Erkran-
kung und wesentlicher seelischer Behinderung ein Personliches Budget zum Wohnen.
Von diesen elf Personen erhielt nur eine Personen das Personliche Budget ausschlieflich
zum Wohnen, sieben Personen als Kombi-Leistung fir Wohnen und Freizeitgestaltung,
zwei Personen als Kombi-Leistung Wohnen und Tagesstruktur und eine Person als Kom-
bi-Leistung fir Wohnen, Tagesstruktur und Freizeitgestaltung. Im Vergleich dazu gewahr-
te der Rhein-Neckar-Kreis 684 Personen eine Leistung der Eingliederungshilfe zum stati-
ondren, ambulant betreuten und begleiteten Wohnen in Gastfamilien. Das Personliche
Budget machte auch hier nur einen kleinen Anteil aus.

Wohnen im Rahmen des Personlichen Budgets wird von unterschiedlichen regionalen
Anbietern und von privaten Initiativen angeboten.
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Ambulant betreute Wohnformen

Am Ende des Jahres 2015 lebten 482 Erwachsene mit chronischer psychischer Erkran-
kung und wesentlicher seelischer Behinderung in ambulant betreuten Wohnformen im
Rhein-Neckar-Kreis, davon 354 im ambulant betreuten Wohnen, 85 im intensiv ambulant
betreuten Wohnen und 43 im begleiteten Wohnen in Gastfamilien.

Die Wohnungen fiir das ambulant betreute Wohnen kdnnten in der Regel nach Bedarf
angemietet werden. Hier wird es wichtig sein, die Anstrengungen auf das Umfeld zu len-
ken und den Weg fur die Inklusion in den Stadten und Gemeinden zu ebnen. Dazu waren
zum Beispiel Politik und Verwaltung der Stadte und Gemeinden im Rhein-Neckar-Kreis
wichtige Ansprechpartner wie auch die Wohnungsbaugesellschaften in der Region. Eine
wichtige Rolle spielen dabei die Blrgermeister, die regelmaRig tUber die Lebenssituation
von Menschen mit chronischer psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Be-
hinderung informiert werden sollten. Wichtig ist es, dabei auch die Problematik des feh-
lenden gunstigen Wohnraums aufzugreifen.

Voraussetzung flr eine erfolgreiche Umsetzung des ambulant betreuten Wohnens ist
— wie bei stationdren Wohngemeinschaften auch — der richtige Standort. Eine gute Infra-
struktur mit preisginstigen Geschaften im Wohnumfeld sollte gegeben sein. Zudem ist es
sinnvoll, wenn die Bewohnerinnen und Bewohner den Weg zur nachstgelegenen Werk-
statt selbstéandig bewaltigen kdnnen, entweder zu Ful3 oder mit offentlichen Verkehrsmit-
teln.

Das ambulant betreute Wohnen und das begleitete Wohnen in Gastfamilien wurde am
31.12.2015 in allen funf Planungsrdumen angeboten, allerdings fand eine starke
Konzentration in den Planungsraumen Wiesloch und Weinheim statt. Die Angebote
des intensiv ambulant betreuten Wohnens konzentrierten sich vor allem auf die Standorte
Wiesloch und Weinheim. In den Planungsraumen Neckargemind/Eberbach und Sinsheim
gab es deutlich weniger Nutzerinnen und Nutzer des ambulanten Wohnens. Zukiinftige
Bedarfe aus diesen beiden Planungsraumen sollten dort gedeckt werden. Voraussetzung
daflr ist, dass komplementére Angebote wie zum Beispiel Angebote der Tagesstruktur,
Tagesstatten, Therapeuten und Facharzte vorhanden und gut erreichbar sein missen.

Im stdlichen Kreisgebiet wird durch die BWLY gGmbH ein ABW Sucht in Wiesloch ange-
boten. Im ndrdlichen Kreisgebiet bietet die AWO Mannheim e.V. ein ABW fiir Menschen
mit Doppeldiagnosen in Weinheim an, allerdings nur, wenn sie vorher stationar im Bruno-
Fritsch-Haus gewohnt haben. Auch im nérdlichen Kreisgebiet sollte ein Angebot des
ABW Sucht vorgehalten werden, das direkt zugédnglich ist und kein stationares Setting
vorab voraussetzt.

Menschen mit einer psychischen Erkrankung und zuséatzlicher Suchterkrankung haben
haufig einen hdheren Unterstitzungsbedarf. Um diesen auch ambulant decken zu kon-
nen, ware zu prufen, ob ein Angebot des intensiv ambulant betreuten Wohnens spezi-
ell fir Menschen mit diesen Doppeldiagnosen im Kreis eingerichtet werden kann.
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Stationares Wohnen

Im Rhein-Neckar-Kreis wurde das stationdre Wohnen am 31.12.2015 in insgesamt sieben
Stadten und Gemeinden angeboten und wurde von insgesamt 838 Personen in Anspruch
genommen. Die Datenerhebung zur Situationsanalyse' hat gezeigt, dass es im Rhein-
Neckar-Kreis am Stichtag 31.12.2014 die meisten belegten stationéren Platze® fur Er-
wachsene mit seelischer Behinderung in Baden-Wirttemberg gab. Das Angebot an stati-
ondren Platzen Ubersteigt den Bedarf des Rhein-Neckar-Kreises bei Weitem. In die An-
gebote im Rhein-Neckar-Kreis sollten vorrangig Burgerinnen und Birger des Landkreises
aufgenommen werden. Mogliche Ruckfihrungen von Nutzerinnen und Nutzern aus ande-
ren Kreisen in ihre Herkunftskreise sollten regelmafig gepruft werden.

Die Verteilung der stationdren Angebote im Landkreis ist sehr unterschiedlich. Die meis-
ten stationaren Platze gab es in den Planungsraumen Weinheim (287), Sinsheim (279)
und Wiesloch (251), besonders viele Platze konzentrierten sich in den Stadten Wiesloch,
Weinheim und Sinsheim. Im Planungsraum Schwetzingen/Hockenheim gab es 21 statio-
nare Platze, im Planungsraum Neckargemind/Eberbach gar keine Platze. Neue Bedarfe
im Planungsraum Neckargemiind/Eberbach sollten zukunftig auch in diesem Planungs-
raum gedeckt werden, in Form von ABW- und IABW-Angeboten.

Generell sollten sich die dezentralen stationdren Wohnangebote besser Uber das Kreis-
gebiet verteilen. Es sollten Platze in andere Stadte und Gemeinden des Kreises verla-
gert werden, in denen es noch keine oder nur wenige Angebote gibt. Neue stationdre An-
gebote werden im Rhein-Neckar-Kreis nicht bendtigt.

Das Klientenbudget ist eine Besonderheit im Rhein-Neckar-Kreis. Der SPHV und der
damalige Landeswohlfahrtsverband Baden haben es als Instrument geschaffen, um den
Ubergang zwischen groBen Wohnheimen und dezentralen stationdren Wohngemein-
schaften flexibler zu machen. Es sollte dazu beitragen, dass auch Menschen mit sehr
schweren Erkrankungen ein Ubergang aus groRen Heimen in selbstandigere Wohnfor-
men ermdglicht wird. Mittlerweile finden nur noch wenige Ubergéange von den Wohn- und
Pflegeheimen in das Klientenbudget statt. Diesem Trend sollte entgegengewirkt werden.

Es gibt einen Personenkreis, der in bestehenden Angeboten oft nicht addquat betreut
werden kann. Dies sind Menschen mit herausfordernden Verhaltensweisen und komple-
xem Betreuungsbedarf, haufig besteht ein Unterbringungsbeschluss nach § 1906 BGB
(geschlossene Unterbringung). Diese sogenannten ,,Systemsprenger® oder auch ,Jun-
gen Wilden* durchlaufen haufig mehrere Einrichtungen und haben immer wieder Aufent-
halte in psychiatrischen Kliniken. Dort missen sie oft langer als notwendig bleiben, da
sich keine Anschlusseinrichtung finden. Da die beiden GRN-Einrichtungen Mdglichkeiten
der geschlossenen Unterbringung haben, sollte eine Konzeption fur die Versorgung
dieses Personenkreises entwickelt und Platze fir Menschen aus dem Rhein-Neckar-
Kreis vorgehalten werden, damit diese nicht in Einrichtungen in anderen Kreisen oder
sogar in anderen Bundeslandern verwiesen werden missen.

Eine besondere Form der zeitlich befristeten stationédren Versorgung von Menschen mit
psychischer Erkrankung sind die sogenannten RPK-Einrichtungen (Rehabilitation psy-
chisch Kranker). Am Ende des Jahres 2015 standen in Baden-Wirttemberg 220 stationa-
re RPK-Platze zur Verfigung.® In den RPK-Einrichtungen wird umfassende medizinische

! KVJS: Situationsanalyse zum Stand der Sozial- und Teilhabeplanung in Baden-Wiirttemberg. Ergebnisse

einer Datenerhebung zur Situation von Menschen mit geistiger und korperlicher Behinderung und Men-
schen mit seelischer Behinderung aus den Jahren 2014 und 2015. Stuttgart 2017

Leistungstyp | 2.3.

Landkreistag, Stadtetag Baden-Wirttemberg, KVJS: Dokumentation Gemeindepsychiatrischer Verbund
Baden-Wirttemberg 2015/2016, Stuttgart 2017.
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Rehabilitation und berufliche Férderung unter psychologischer und sozialpddagogischer
Betreuung angeboten. Mittlerweile werden immer mehr RPK-MalRnahmen ambulant
durchgefuhrt. Dies ist aber nur mdglich, wenn eine entsprechende Einrichtung taglich er-
reichbar ist. In vielen Stadt- und Landkreisen in Baden-Wiurttemberg ist dies nicht der Fall.
Im Planungsprozess wurde deutlich, dass eine RPK-Einrichtung im Rhein-Neckar-Kreis
von vielen Akteuren beflirwortet wird. Eine Unter-AG des Psychosozialen Arbeitskreises
(PSAK) sollte die Rahmenbedingungen einer zukinftigen RPK-Einrichtung ausarbeiten.
Hierbei sollten alle relevanten Akteure (Klinik, BTZ, WfbM-Anbieter) beteiligt sein.



8 Perspektiven und Handlungsempfehlungen 137

8 Perspektiven und Handlungsempfehlungen

Am Planungsprozess waren viele unterschiedliche Personen und Institutionen beteiligt,
die dazu beigetragen haben, das Unterstiitzungssystem fur Menschen mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung im Rhein-Neckar-Kreis
in all seinen Facetten zu beleuchten. Daten wurden erhoben, Fachgesprache gefiihrt und
ein umfangreicher Bericht erstellt. Dieser schlieRt hier mit einer kurzen Ubersicht tber die
Perspektiven und Handlungsempfehlungen ab, die in die Zukunft weisen."

Niedrigschwellige Angebote und weitere Kooperationspartner

Angesichts der vergleichsweise geringen Inanspruchnahme der Tagesstatte im Pla-
nungsraum Neckargemind/Eberbach sollte der Standort des Angebots in Eberbach
genauer Uberpriift werden. Bei der Uberprifung sollte auch die generelle Vernetzung der
Tagesstatte mit ambulant betreuten Wohnformen, dem Sozialpsychiatrischen Dienst so-
wie — nach Mdglichkeit — einer Psychiatrischen Institutsambulanz betrachtet werden.

Aus der Tagesstatten-Erhebung im Rhein-Neckar-Kreis ergibt sich die Notwendigkeit zur
Neukonzeption von Angeboten fur jungere Menschen mit psychischer Erkrankung.
Fur diese Gruppe gilt es die Attraktivitat der Tagesstatten deutlich zu erhéhen. Die Tages-
statten-Erhebung zeigte ferner, dass die Offnungszeiten sehr unterschiedlich sind. Mog-
lichkeiten der Angleichung und Ausweitung von Offnungszeiten und Offnungstagen
sollten daher in den Planungsraumen geprift werden. In diesem Zusammenhang sollte
auch gepruft werden, ob noch mehr Angebote an Wochenenden stattfinden kdénnen.

Psychiatrie-Erfahrene in der Region sprechen sich fir die Einrichtung eines Krisen-
dienstes fur Heidelberg und den Rhein-Neckar-Kreis aus. Es wird daher empfohlen, in-
nerhalb des Psychosozialen Arbeitskreises im Rhein-Neckar-Kreis (PSAK) zu prifen, in-
wieweit die Mdglichkeit besteht, im Rhein-Neckar-Kreis einen solchen Krisendienst zu
realisieren.

Alle Einrichtungen der Eingliederungshilfe im Rhein-Neckar-Kreis mit Angeboten fir
Erwachsene mit Doppeldiaghose sollten ein fachliches Konzept flr einen suchtmittel-
bezogenen Riuckfall vorhalten beziehungsweise entwickeln. Ausschliisse des Personen-
kreises aus dem regionalen Versorgungssystem sollten dadurch vermieden werden.

Gruppenangebote fur Kinder psychisch kranker Eltern gibt es im Rhein-Neckar-Kreis
bislang nur im Planungsraum Sinsheim, im Rahmen des Projektes ,Vergessene Kinder im
Fokus“ und seit Anfang 2018 mit dem Angebot ,Auryn® in Wiesloch. Es ware sinnvoll, sol-
che Gruppenangebote dauerhaft und in allen Planungsraumen des Rhein-Neckar-Kreises
vorzuhalten. Hier gilt es, auch die Krankenkassen mit in die Verantwortung zu nehmen.

Das Jugendamt des Rhein-Neckar-Kreises méchte sich in Zukunft noch mehr am Sozi-
alraum seiner Klientel orientieren und mehr in gemeinsamer Verantwortung mit den
Kommunen, dem Ehrenamt und freien Tragern kooperieren. Dabei liegt ein besonderer
Schwerpunkt auf dem Ausbau regionaler niedrigschwelliger und praventiver Angebote im
Bereich der Frihen Hilfen fur Kinder, Jugendliche und Familien.

! Eine ausfiihrliche Darstellung befindet sich jeweils in den Unterkapiteln ,Ausblick und Handlungsempfehl-
ungen*“ in den Hauptkapiteln 4 bis 7.
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Klinische Versorgung

Eine Vertiefung der Kooperation zwischen dem PZN und den GRN-
Betreuungszentren soll einer langfristigen Therapieplanung im Kontext stationarer Kri-
senintervention dienen. Vor dem Hintergrund der bestehenden allgemeinpsychiatrischen
Kapazitaten des PZN im Bereich stationar-psychiatrischer Krisenintervention sollten zu-
dem die im Kreis vorgehaltenen geschlossenen Heimplatze in den GRN-
Betreuungszentren primér mit originaren Kreisbirgern belegt werden.

Im Rhein-Neckar-Kreis sind nur in den Raumlichkeiten der Gemeindepsychiatrischen Zen-
tren (GPZ) in Wiesloch und Sinsheim auch die Angebote der Psychiatrischen Institutsam-
bulanzen (PIA) integriert. Daher sollte gepriift werden, ob die PIA in allen Planungsrau-
men im Rhein-Neckar-Kreis in den Raumlichkeiten der GPZ Sprechstunden anbieten
kann. Vordringlich wére dies im Planungsraum Neckargemund/Eberbach, da dort aktuell
gar keine Sprechstunden der PIA angeboten werden.

Das PZN behandelt sowohl in der Forensik als auch in anderen Stationen immer wieder
Menschen mit psychischen Erkrankungen und zusatzlicher geistiger Behinderung
respektive Personen, bei welchen eine Intelligenzstérung als Erst-Diagnose vorliegt. Hier
stellt die Nachsorge und Entlassplanung eine besondere Herausforderung dar. Um auch
diesem Personenkreis eine wohnortnahe Unterstitzung im Rhein-Neckar-Kreis zu ermég-
lichen ist es notwendig, im GPV ein Konzept fur Angebote im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe zu entwickeln. Dabei kdnnen trageribergreifende Kooperationen hilfreich sein.

Es gibt eine weitere, diagnostisch heterogene Patientengruppe, die schwer in Einrich-
tungen der Eingliederungshilfe zu vermitteln ist — Menschen, die unter tiefgreifenden Ent-
wicklungsstdrungen, chronisch verlaufenden Psychosen oder unter Mehrfachdiagnosen
leiden. Auch fur diesen Personenkreis gilt es ein fachliches Konzept zu entwickeln.

Bei der Anschlussversorgung von Menschen mit komplexem Hilfebedarf, insbeson-
dere wenn sie aus der Forensik entlassen werden, sollte zukinftig darauf geachtet wer-
den, dass dieser Personenkreis nicht nur in Angebote im Planungsraum Wiesloch vermit-
telt wird sondern auch in andere Planungsraume des Rhein-Neckar-Kreises. Die Konzent-
ration des Personenkreises in einem Gebiet — zum Beispiel der Stadt Wiesloch — sollte
vermieden werden, auch um eine Wiedereingliederung zu erleichtern.

Arbeit und Beschéaftigung

Um die Ubergange auf den allgemeinen Arbeitsmarkt im Rhein-Neckar-Kreis weiter
voranzubringen, sollten alle verfiigbaren Angebote und Bausteine gut miteinander ver-
zahnt und aufeinander abgestimmt sein. Neue und alternative Modelle im Ubergang
Schule—Beruf und Werkstatt—Erwerbsleben sollten — auch vor dem Hintergrund des BTHG
— vermehrt erprobt, aufgebaut, breiter genutzt und sukzessive ausgebaut werden.

Im Vergleich mit anderen Stadt- und Landkreisen ist das Werkstattangebot im Rhein-
Neckar-Kreis aus der Standort- und Leistungstrager-Perspektive unterdurchschnittlich
ausgebaut. Daher sollte der Bedarf an Werkstattplatzen im Planungsraum Schwetzin-
gen/Hockenheim uberprift werden. Werkstatt-Beschéftigte aus diesem Planungsraum
erhalten bislang nur im Planungsraum Weinheim sowie in der Stadt Mannheim ein Ange-
bot. In den Werkstatten in Wiesloch und Weinheim, die zum Ende des Jahres 2015 voll
belegt waren, stellen AuBenarbeitsplatze weiterhin eine gute Option dar, Tatigkeiten von
Werkstatt-Beschaftigten in Betriebe des allgemeinen Arbeitsmarkts auszulagern.



8 Perspektiven und Handlungsempfehlungen 139

Im Rhein-Neckar-Kreis erhalten Uberdurchschnittlich viele Erwachsene mit chronischer
psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung Angebote der Tages-
strukturierung und Forderung. Die Schnittstellen zwischen diesen Angeboten und den
Werkstatten sollten flieBend gestaltet und noch mehr Ubergange in die Werkstatten
realisiert werden. Es sollte folglich geprift werden, ob ein Angebot der Tagesstrukturie-
rung und Forderung fir Personen im Planungsraum Neckargemiind/Eberbach aufge-
baut werden kann, die vor Ort in Privathaushalten oder auch ambulant betreut leben.

Die Anbieter der Tagesstruktur-Angebote und Tagesstatten sollten ihre Konzepte weiter-
entwickeln, um einem Anstieg der Nachfrage bei der Betreuung fiir Senioren mit chroni-
scher psychischer Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung Rechnung zu
tragen.

Wohnen

Das ambulant betreute Wohnen und das begleitete Wohnen in Gastfamilien wurde
zum Stichtag in allen finf Planungsrdumen angeboten, allerdings gab es eine starke
Konzentration in den Planungsrdumen Wiesloch und Weinheim. Die Angebote des inten-
siv ambulant betreuten Wohnens konzentrierten sich vor allem auf die Standorte Wiesloch
und Weinheim. In den Planungsraumen Neckargemind/Eberbach und Sinsheim gab es
deutlich weniger Angebote des ambulanten Wohnens. Zukiinftige Bedarfe aus diesen
beiden Planungsraumen sollten dort gedeckt werden. Voraussetzung dafir ist, dass kom-
plementare Angebote — wie zum Beispiel Angebote der Tagesstruktur, Tagesstatten,
Therapeuten und Fachérzte — vorhanden und auch gut erreichbar sein mussen.

Im sidlichen Kreisgebiet wird durch die BWLV gGmbH ein ABW Sucht in Wiesloch an-
geboten. Im ndrdlichen Kreisgebiet bietet die AWO Mannheim e.V. ein ABW fiir Men-
schen mit Doppeldiagnosen in Weinheim an, allerdings nur, wenn sie vorher stationar im
Bruno-Fritsch-Haus gewohnt haben. Auch im nérdlichen Kreisgebiet sollte ein Angebot
des ABW Sucht vorgehalten werden, das direkt zugénglich ist und kein stationares Setting
vorab voraussetzt.

Menschen mit psychischer Erkrankung und zusatzlicher Suchterkrankung haben
haufig einen hdheren Unterstitzungsbedarf. Um diesen auch ambulant decken zu kon-
nen, ware zu prifen, ob ein Angebot des intensiv ambulant betreuten Wohnens spezi-
ell fir Menschen mit solchen Doppeldiagnosen im Kreis eingerichtet werden kann.

Das Angebot an stationdren Platzen im Rhein-Neckar-Kreis Ubersteigt den Bedarf des
Kreises bei Weitem. Die Verteilung der Angebote im Kreis ist sehr unterschiedlich. Die
stationdren Wohnangebote sollten sich besser Uber das Kreisgebiet verteilen. Es sollten
Platze in andere Stadte und Gemeinden des Kreises verlagert werden, in denen es noch
keine oder nur wenige Angebote gibt. Neue stationare Angebote werden nicht ben étigt.

Das Klientenbudget ist eine Besonderheit im Rhein-Neckar-Kreis. Der SPHV und der
damalige Landeswohlfahrtsverband Baden haben es als Instrument geschaffen, um den
Ubergang zwischen groBen Wohnheimen und dezentralen stationdren Wohngemein-
schaften flexibler zu machen. Es sollte dazu beitragen, dass auch Menschen mit sehr
schweren Erkrankungen der Ubergang aus groRen Heimen in selbstandigere Wohnfor-
men mdoglich wird. Aktuell finden nur noch wenige Ubergange von den Pflegeheimen in
das Klientenbudget statt. Diesem Trend sollte zukiinftig entgegengewirkt werden.

Menschen mit herausfordernden Verhaltensweisen und komplexem Betreuungsbedarf
kénnen in den bestehenden Angeboten oft nicht adaquat betreut werden. Oftmals besteht
auch ein Unterbringungsbeschluss nach 8§ 1906 BGB. Dieser Personenkreis durchlauft
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haufig mehrere Einrichtungen, bei wiederkehrenden Aufenthalten in psychiatrischen Kilini-
ken. Dort missen sie oft langer als notwendig bleiben, da sich keine Anschlusseinrichtun-
gen finden. Da es in den GRN-Einrichtungen Mdglichkeiten der geschlossenen Unterbrin-
gung gibt, sollten diese eine Konzeption fiir die Versorgung des Personenkreises entwi-
ckeln. Die GRN-Einrichtungen sollten Platze fur Menschen aus dem Rhein-Neckar-Kreis
vorhalten, damit diese nicht in Einrichtungen auferhalb des Kreises verwiesen werden
mussen.

Eine besondere Form der zeitlich befristeten stationaren Versorgung von Menschen mit
psychischer Erkrankung sind die RPK-Einrichtungen (Rehabilitation psychisch Kranker).
Hier wird umfassende medizinische Rehabilitation und berufliche Férderung angeboten.
Im Planungsprozess wurde deutlich, dass eine RPK-Einrichtung im Rhein-Neckar-Kreis
von vielen Akteuren beflirwortet wird. Eine Unter-AG des Psychosozialen Arbeitskreises
(PSAK) sollte die Rahmenbedingungen einer zukinftigen RPK-Einrichtung ausarbeiten.
Hierbei sollten alle relevanten Akteure — Klinik, BTZ und WfbM-Anbieter — beteiligt sein.
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